
AM\891547DE.doc PE480.864v01-00

DE In Vielfalt geeint DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT 2009 - 2014

Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten

2011/2185(INI)

22.2.2012

ÄNDERUNGSANTRÄGE
1 – 334

Entwurf eines Berichts
Richard Howitt
(PE478.549v03-00)

über den Jahresbericht zur Lage der Menschenrechte in der Welt und über die 
Politik der EU zu diesem Thema, einschließlich der Auswirkungen für die 
strategische Menschenrechtspolitik der EU
(2011/2185(INI))



PE480.864v01-00 2/216 AM\891547DE.doc

DE

AM_Com_NonLegReport



AM\891547DE.doc 3/216 PE480.864v01-00

DE

Änderungsantrag 1
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Titel

Entschließungsantrag Geänderter Text

über den Jahresbericht zur Lage der 
Menschenrechte in der Welt und über die 
Politik der EU zu diesem Thema, 
einschließlich der Auswirkungen für die 
strategische Menschenrechtspolitik der EU

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)

(Diese Änderung gilt für den gesamten zur 
Prüfung vorliegenden Text; ihre Annahme 
setzt technische Anpassungen im gesamten 
Text voraus. Linguistische Änderung in 
Bezug auf die französische Fassung.)

Or. fr

Änderungsantrag 2
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion
Peter van Dalen

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 2 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

- unter Hinweis auf die 
Schlussfolgerungen des Rates vom 
21. Februar 2011 über Intoleranz, 
Diskriminierung und Gewalt aufgrund 
der Religions- oder Glaubensfreiheit,

Or. en

Änderungsantrag 3
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés
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Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 7 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

- unter Hinweis auf die 
Schlussfolgerungen des Rates über 
Intoleranz, Diskriminierung und Gewalt 
aufgrund der Religions- oder 
Glaubensfreiheit auf der 3069. Tagung 
des Rates „Auswärtige Angelegenheiten“
in Brüssel am 21. Februar 2011,

Or. en

Änderungsantrag 4
Ramon Tremosa i Balcells, Leonidas Donskis, Edward McMillan-Scott, Renate Weber

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 7 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

- unter Hinweis auf die Erklärung der 
Vereinten Nationen über 
Menschenrechtsverteidiger, die 
Aktivitäten von Sonderbeauftragten des 
Generalsekretärs der Vereinten Nationen 
über die Lage von 
Menschenrechtsverteidigern sowie die 
EU-Leitlinien betreffend den Schutz von 
Menschenrechtsverteidigern,

Or. en

Änderungsantrag 5
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 8
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Entschließungsantrag Geänderter Text

- unter Hinweis auf seine Entschließung 
vom 17. Juni 2010 über Maßnahmen der 
EU zugunsten von 
Menschenrechtsverteidigern6,

- unter Hinweis auf die Erklärung der 
Vereinten Nationen über 
Menschenrechtsverteidiger, die 
Aktivitäten von Sonderbeauftragten des 
Generalsekretärs der Vereinten Nationen 
über die Lage von 
Menschenrechtsverteidigern, die EU-
Leitlinien betreffend den Schutz von 
Menschenrechtsverteidigern und auf
seine Entschließung vom 17. Juni 2010 
über Maßnahmen der EU zu Gunsten von 
Menschenrechtsverteidigern6,

6 Angenommene Texte, P7_TA(2010)0226. 6 Angenommene Texte, P7_TA(2010)0226.

Or. en

Änderungsantrag 6
Ramon Tremosa i Balcells, Edward McMillan-Scott, Leonidas Donskis, Renate Weber

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 9 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

- unter Hinweis auf die Leitlinien der EU 
für die Förderung und den Schutz der 
Rechte des Kindes und die Leitlinien zu 
Kindern und bewaffneten Konflikten 
sowie alle bisherigen diese Themen 
betreffenden Entschließungen des 
Europäischen Parlaments,

Or. en

Änderungsantrag 7
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 12 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

- unter Hinweis auf das 
Partnerschaftsabkommen zwischen den 
Mitgliedern der Gruppe der Staaten in 
Afrika, im Karibischen Raum und im 
Pazifischen Ozean einerseits und der 
Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten andererseits, 
unterzeichnet in Cotonou am 
23. Juni 2000, und seine letzten 
Überarbeitungen vom Februar 2005 und 
Juni 2010,

Or. en

Änderungsantrag 8
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

- unter Hinweis auf die Erklärung der 
Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder 
Form von Intoleranz und der 
Diskriminierung aufgrund von Religion 
und Glauben von 1981,

Or. en

Änderungsantrag 9
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion
Peter van Dalen

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 25 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

- unter Hinweis auf die Resolution 66/167 
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der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen über die Beseitigung jeder Form 
von Intoleranz und Diskriminierung 
aufgrund von Religion und Glauben,

Or. en

Änderungsantrag 10
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

- unter Hinweis auf die 
Schlussfolgerungen des Rates 
„Auswärtige Angelegenheiten“ über die 
Europäische Nachbarschaftspolitik, die 
am 20. Juni 2011 auf seiner 
3101. Tagung angenommen wurde,

Or. en

Änderungsantrag 11
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 13 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

- unter Hinweis auf seine Entschließung 
vom 26. Oktober 2011 zu Tibet, 
insbesondere den Selbstverbrennungen
von Nonnen und Mönchen1,
_______________
1 Angenommene Texte,
P7_TA_PROV(2011)0474.

Or. en
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Änderungsantrag 12
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 14 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

- unter Hinweis auf die 
Schlussfolgerungen des Rates
„Auswärtige Angelegenheiten“ über den 
Europäischen Fonds für Demokratie, der 
am 1. Dezember 2011 auf seiner 
3130. Tagung angenommen wurde und 
die Erklärung über die Einrichtung eines 
Europäischen Fonds für Demokratie, die 
am 15. Dezember 2011 vom AStV
vereinbart wurde,

Or. en

Änderungsantrag 13
Anna Záborská

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 23 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Resolutionen der 
Generalversammlung der Vereinten 
Nationen A/RES/46/121, A/RES/47/134 
sowie A/RES/49/179 zu Menschenrechten 
und extremer Armut, A/RES/47/196 zur 
Ausrufung eines Internationalen Tages 
für die Beseitigung der Armut sowie 
A/RES/50/107 zur Begehung des 
Internationalen Jahres für die 
Beseitigung der Armut und Verkündung 
der ersten Dekade der Vereinten Nationen 
für die Beseitigung der Armut,

Or. fr
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Änderungsantrag 14
Anna Záborská

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 23 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf die Dokumente des 
Wirtschafts- und Sozialrats der Vereinten 
Nationen E/CN.4/Sub.2/1996/13, 
E/CN4/1987/NGO/2, E/CN4/1987/SR.29 
und E/CN.4/1990/15 zu Menschenrechten 
und extremer Armut, E/CN.4/1996/25 
zum Recht auf Entwicklung sowie 
E/CN.4/SUB.2/RES/1996/25 zur 
Umsetzung der wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Rechte,

Or. fr

Änderungsantrag 15
Anna Záborská

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 23 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf den 
Bericht (A/66/265) des VN-
Sonderberichterstatters zu extremer 
Armut und Menschenrechten, in dem die 
Gesetze, Vorschriften und Praktiken 
analysiert werden, durch die in Armut 
lebende Personen bestraft, isoliert und 
kontrolliert sowie ihrer Autonomie 
beraubt werden,

Or. fr

Änderungsantrag 16
Anna Záborská
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Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 23 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

– unter Hinweis auf die vom 
Menschenrechtsrat der Vereinten 
Nationen angenommene Resolution 17/13 
über „Die Menschenrechte und die 
extreme Armut“ vom 14. Juni 2011,

Or. fr

Änderungsantrag 17
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 34 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

- unter Hinweis auf den Bericht des 
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs 
der Vereinten Nationen vom 
13. Januar 2012 zum Thema Gewalt 
gegen Kinder, der die Gewaltlosigkeit 
zugunsten von Kindern als normative 
Grundlage der Menschenrechte nochmals 
bekräftigt und die universelle 
Ratifizierung der Fakultativprotokolle 
zum Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes und die Verabschiedung 
nationaler Rechtsvorschriften zum Verbot 
aller Formen von Gewalt gegen Kinder 
fordert,

Or. en

Änderungsantrag 18
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion
Peter van Dalen
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Entschließungsantrag
Erwägung A

Entschließungsantrag Geänderter Text

A. in der Erwägung, dass die 
Gründungsverträge die Union dazu 
verpflichten, sich bei ihrem Handeln auf 
internationaler Ebene von den Grundsätzen 
von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, der 
universellen Gültigkeit und Unteilbarkeit 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
der Achtung der Menschenwürde, den 
Prinzipien der Gleichheit und der 
Solidarität sowie von der Achtung der 
Prinzipien der Charta der Vereinten 
Nationen und des Völkerrechts leiten zu 
lassen;

A. in der Erwägung, dass die 
Gründungsverträge die Union dazu 
verpflichten, sich bei ihrem Handeln auf 
internationaler Ebene von den Grundsätzen 
von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, der 
universellen Gültigkeit und Unteilbarkeit 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
der Achtung der Menschenwürde und der 
Rechte von Minderheiten, den Prinzipien 
der Gleichheit und der Solidarität sowie 
von der Achtung der Prinzipien der Charta 
der Vereinten Nationen und des 
Völkerrechts leiten zu lassen;

Or. en

Änderungsantrag 19
Ramon Tremosa i Balcells, Edward McMillan-Scott, Renate Weber

Entschließungsantrag
Erwägung C

Entschließungsantrag Geänderter Text

C. in der Erwägung, dass Demokratie der 
beste Schutz der Menschenrechte, Toleranz 
und Gleichheit ist;

C. in der Erwägung, dass Demokratie,
Gerechtigkeit und Rechenschaftspflicht
der beste Schutz der Menschenrechte, 
Toleranz und Gleichheit sind;

Or. en

Änderungsantrag 20
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion
Peter van Dalen

Entschließungsantrag
Erwägung C
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Entschließungsantrag Geänderter Text

C. in der Erwägung, dass Demokratie der 
beste Schutz der Menschenrechte, Toleranz 
und Gleichheit ist;

C. in der Erwägung, dass Demokratie in 
Verbindung mit Rechtsstaatlichkeit der 
beste Schutz der Menschenrechte, Toleranz 
und Gleichheit ist;

Or. en

Änderungsantrag 21
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Erwägung C

Entschließungsantrag Geänderter Text

C. in der Erwägung, dass Demokratie der 
beste Schutz der Menschenrechte, Toleranz 
und Gleichheit ist;

C. in der Erwägung, dass Demokratie der 
beste Schutz der Menschenrechte, 
Grundfreiheiten, Toleranz und Gleichheit 
ist;

Or. en

Änderungsantrag 22
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Erwägung C a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ca. in der Erwägung, dass die Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit in der 
Europäischen Union im Vordergrund 
steht und sich dies in ihrem 
außenpolitischen Handeln unablässig 
widerspiegeln sollte;

Or. en
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Änderungsantrag 23
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Erwägung C a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ca. in der Erwägung, dass es eine 
Verbindung zwischen Menschenrechten 
und Entwicklung gibt; in der Erwägung, 
dass Menschenrechte zur Verwirklichung 
und Wahrung der Millenniums-
Entwicklungsziele (MDG) unerlässlich 
sind;

Or. en

Änderungsantrag 24
Mario Mauro, Tunne Kelam, Elena Băsescu, Anna Záborská, Carlo Casini

Entschließungsantrag
Erwägung D

Entschließungsantrag Geänderter Text

D. in der Erwägung, dass Meinungsfreiheit 
und freie Meinungsäußerung ohne die 
Gefahr von staatlicher Bestrafung ein
allgemeines Recht sind, für das die 
Verfügbarkeit verschiedener 
Informationsquellen notwendig ist;

D. in der Erwägung, dass die Gewissens-, 
Religions-, Meinungsfreiheit und die freie 
Meinungsäußerung ohne die Gefahr von 
staatlicher Bestrafung grundlegende 
allgemeine Rechte sind;

Or. en

Änderungsantrag 25
Ramon Tremosa i Balcells, Edward McMillan-Scott, Renate Weber

Entschließungsantrag
Erwägung E a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ea. in der Erwägung, dass 
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Nichtregierungsorganisationen für die 
Entwicklung und den Erfolg 
demokratischer Gesellschaften und die 
Förderung von gegenseitigem 
Verständnis und Toleranz von 
wesentlicher Bedeutung sind;

Or. en

Änderungsantrag 26
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion
Peter van Dalen

Entschließungsantrag
Erwägung E a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ea. in der Erwägung, dass Religions-
oder Glaubensfreiheit weiterhin in vielen 
Teilen der Welt durch staatliche und 
gesellschaftliche Einschränkungen 
gleichermaßen wachsenden Bedrohungen 
ausgesetzt ist, was Diskriminierung, 
Intoleranz und Gewalt gegen einzelne 
Personen und Religionsgemeinschaften, 
einschließlich Vertreter religiöser 
Minderheiten, zur Folge hat;

Or. en

Änderungsantrag 27
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Erwägung F

Entschließungsantrag Geänderter Text

F. in der Erwägung, dass Lehren aus den 
vergangenen Versäumnissen der 
Europäischen Union bei der Förderung des 
Wandels in Ländern mit einem autoritären 

F. in der Erwägung, dass Lehren aus den 
vergangenen Versäumnissen der 
Europäischen Union bei der Förderung des 
Wandels in Ländern mit einem autoritären 
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Regime, in denen insbesondere Stabilitäts-
und Sicherheitsprobleme die Durchsetzung 
der Demokratie und der Menschenrechte 
vereitelten, gezogen werden müssen;

Regime, in denen insbesondere Stabilitäts-
und Sicherheitsprobleme die Durchsetzung 
der Demokratie und der Menschenrechte 
vereitelten, gezogen werden müssen, was 
die Notwendigkeit der Neudefinierung 
diesbezüglicher gegenwärtiger 
Instrumente der EU und der Einrichtung 
neuer Instrumente wie des Europäischen 
Fonds für Demokratie – eines 
fachgerechten, aktiven, leicht 
strukturierten und deshalb kosten-, 
entscheidungs- und reaktionseffizienten, 
von der EU unabhängigen Instruments, 
das fundierte Kenntnisse und Einblicke in 
die lokale Lage der betroffenen Länder 
verwerten kann – durch direkte 
Zusammenarbeit mit lokalen Partnern 
und durch Partnerschaften miteinander 
verbundenen europäischen und lokalen 
Partnern aufzeigt, wobei die Mittel der 
EU, von Mitgliedstaaten und von anderer
Seite, direkt oder über die Weitervergabe 
von Zuschüssen verwendet werden, um 
die Fähigkeit der Zivilgesellschaft, eine
demokratische Oppositionen aufzubauen,
und politische Akteure, die 
Veränderungen in nichtdemokratischen 
Ländern und Transformationsländern 
anstreben, auf eine für beide Seiten 
sichere, ggf. bestreitbare, Weise zu 
unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 28
Rui Tavares
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Erwägung F

Entschließungsantrag Geänderter Text

F. in der Erwägung, dass Lehren aus den 
vergangenen Versäumnissen der 
Europäischen Union bei der Förderung des 

F. in der Erwägung, dass Lehren aus den 
vergangenen Versäumnissen der 
Europäischen Union bei der 
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Wandels in Ländern mit einem autoritären 
Regime, in denen insbesondere Stabilitäts-
und Sicherheitsprobleme die Durchsetzung 
der Demokratie und der Menschenrechte 
vereitelten, gezogen werden müssen;

Neugestaltung ihres außenpolitischen 
Handelns bei gleichzeitiger Verankerung 
der Menschenrechte und Demokratie im 
Mittelpunkt ihrer Politik und der 
Förderung des Wandels in Ländern mit 
einem autoritären Regime, in denen 
insbesondere Stabilitäts- und 
Sicherheitsprobleme die Durchsetzung der 
Demokratie und der Menschenrechte 
vereitelten, gezogen werden müssen;

Or. en

Änderungsantrag 29
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Erwägung F

Entschließungsantrag Geänderter Text

F. in der Erwägung, dass Lehren aus den 
vergangenen Versäumnissen der 
Europäischen Union bei der Förderung des 
Wandels in Ländern mit einem autoritären 
Regime, in denen insbesondere Stabilitäts-
und Sicherheitsprobleme die Durchsetzung 
der Demokratie und der Menschenrechte 
vereitelten, gezogen werden müssen;

F. in der Erwägung, dass Lehren aus den 
vergangenen Versäumnissen der 
Europäischen Union bei der Förderung des 
Wandels in Ländern mit einem autoritären 
Regime und der De-facto-Unterstützung 
dieser Regime, in denen insbesondere 
Stabilitäts- und Sicherheitsprobleme die 
Durchsetzung der Demokratie und der 
Menschenrechte vereitelten, gezogen 
werden müssen;

Or. en

Änderungsantrag 30
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Erwägung F a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Fa. in der Erwägung, dass freie und faire 
Wahlen nur den ersten Schritt auf dem 
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Weg zur Demokratie darstellen, einem 
langwierigen Prozess, der auf 
Menschenrechten, der Achtung der 
Rechtsstaatlichkeit und 
verantwortungsvoller Staatsführung 
basiert;

Or. en

Änderungsantrag 31
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Erwägung F a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Fa. in der Erwägung, dass die 
Durchsetzung der 
Menschenrechtsklauseln und der 
Menschenrechtsauflagen im Rahmen von
Partnerschaftsabkommen zwischen der 
EU und Drittländern, die mit EU-
Entwicklungshilfen verbunden sind, 
unzureichend bleibt;

Or. en

Änderungsantrag 32
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Erwägung G

Entschließungsantrag Geänderter Text

G. in der Erwägung, dass sich die 
Verabschiedung der Resolution 1325 des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
(UNSCR 1325) zu Frauen, Frieden und 
Sicherheit 2010 zum zehnten Mal jährt;

G. in der Erwägung, dass sich die 
Verabschiedung der Resolution 1325 des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
(UNSCR 1325) zu Frauen, Frieden und 
Sicherheit 2010 zum zehnten Mal jährt; in 
der Erwägung, dass dennoch zusätzliche 
Anstrengungen zur Umsetzung innerhalb 
der EU und weltweit erforderlich sind;
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Or. en

Änderungsantrag 33
Leonidas Donskis, Marietje Schaake, Charles Goerens, Metin Kazak, Kristiina Ojuland, 
Sarah Ludford

Entschließungsantrag
Erwägung G a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ga. in der Erwägung, dass verschiedene 
EU-Mitgliedstaaten in der eigenen 
Vergangenheit einzigartige Erfahrungen 
im Hinblick auf die Bewältigung 
autoritärer Regimes aufweisen, und in der 
Erwägung, dass diese Erfahrungen mit 
dem Übergang in den Beziehungen der 
Union mit Partnerländern besser zur 
Stärkung der Demokratie und der 
Menschenrechte genutzt werden sollte;

Or. en

Änderungsantrag 34
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. unterstreicht, dass die Europäische 
Union (EU) zum einen konsequent und in 
Übereinstimmung mit dem Vertrag und 
den Besitzstandverpflichtungen handeln 
und zum anderen vermeiden muss, 
zweierlei Maß bei seiner 
Menschenrechtspolitik und anderen 
externen Politikbereichen sowie bei der 
Innen- und Außenpolitik und bei den 
Beziehungen mit Drittländern anzusetzen, 
um ein glaubhafter Akteur auf der 
internationalen Bühne zu sein;

1. unterstreicht, dass die Europäische 
Union (EU) zum einen konsequent und in 
Übereinstimmung mit dem Vertrag und 
den Besitzstandverpflichtungen handeln 
und zum anderen vermeiden muss, 
zweierlei Maß bei seiner 
Menschenrechtspolitik und anderen 
externen Politikbereichen sowie bei der 
Innen- und Außenpolitik und bei den 
Beziehungen mit Drittländern anzusetzen, 
wobei dieser Ansatz mit der 
Herausforderung, länderspezifische 
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Strategiepapiere für die Menschenrechte 
zu entwickeln und Aktionspläne auch für 
die Demokratisierung durchzuführen, 
kombiniert werden sollte, die die 
jeweiligen Umstände jedes Landes im 
Hinblick auf die Auswirkungen und die 
volle Ausschöpfung der einschlägigen 
Instrumente der EU widerspiegeln, um ein 
glaubhafter Akteur auf der internationalen 
Bühne zu sein;

Or. en

Änderungsantrag 35
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 1 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

1a. weist darauf hin, dass geeignete 
Maßnahmen für den Schutz der 
Bürgerrechte und Grundfreiheiten vor 
Zuwiderhandlungen und Einschränkung 
zu Zeiten der Wirtschaftskrise zu treffen 
sind;

Or. el

Änderungsantrag 36
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

2. unterstreicht außerdem, dass die Politik 
der Union nicht nur konsequent, sondern 
auch beispielhaft sein muss, um ihre 
moralische Autorität in der Welt zu 
maximieren; verlangt einen eindeutigen 
Hinweis, dass die Empfehlungen im 

2. unterstreicht außerdem, dass die Politik 
der Union innerhalb der Europäischen 
Union nicht nur konsequent, sondern auch 
beispielhaft sein muss, um die 
Glaubwürdigkeit der Europäischen Union 
in der Welt und die Effizienz der 
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Bericht Fava von 2007 zur Beförderung 
und zur unrechtmäßigen Inhaftierung von 
Gefangenen umgesetzt werden, und 
begrüßt die Initiative, einen 
parlamentarischen Folgebericht zu 
entwerfen;

politischen Maßnahmen im Bereich der 
Menschenrechte zu maximieren; verlangt 
einen eindeutigen Hinweis, dass die 
Empfehlungen im Bericht Fava von 2007 
zur Beförderung und zur unrechtmäßigen 
Inhaftierung von Gefangenen umgesetzt 
werden, und begrüßt die Initiative, einen 
parlamentarischen Folgebericht zu 
entwerfen;

Or. fr

Änderungsantrag 37
Leonidas Donskis, Sarah Ludford, Charles Goerens

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

2. unterstreicht außerdem, dass die Politik 
der Union nicht nur konsequent, sondern 
auch beispielhaft sein muss, um ihre 
moralische Autorität in der Welt zu 
maximieren; verlangt einen eindeutigen 
Hinweis, dass die Empfehlungen im Fava-
Bericht von 2007 zur Beförderung und zur 
unrechtmäßigen Inhaftierung von 
Gefangenen umgesetzt werden, und 
begrüßt die Initiative, einen 
parlamentarischen Folgebericht zu 
entwerfen;

2. unterstreicht außerdem, dass die Politik 
der Union konsequent und beispielhaft sein 
sollte; verlangt einen eindeutigen Hinweis, 
dass die Empfehlungen im Fava-Bericht 
von 2007 zur Beförderung und zur 
unrechtmäßigen Inhaftierung von 
Gefangenen umgesetzt werden, und 
begrüßt die Initiative, einen 
parlamentarischen Folgebericht zu 
entwerfen;

Or. en

Änderungsantrag 38
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 2
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Entschließungsantrag Geänderter Text

2. unterstreicht außerdem, dass die Politik 
der Union nicht nur konsequent, sondern 
auch beispielhaft sein muss, um ihre 
moralische Autorität in der Welt zu 
maximieren; verlangt einen eindeutigen 
Hinweis, dass die Empfehlungen im 
Fava-Bericht von 2007 zur Beförderung 
und zur unrechtmäßigen Inhaftierung 
von Gefangenen umgesetzt werden, und 
begrüßt die Initiative, einen 
parlamentarischen Folgebericht zu 
entwerfen;

2. unterstreicht außerdem, dass die Politik 
der Union nicht nur konsequent, sondern 
auch beispielhaft sein muss, um ihre 
moralische Autorität in der Welt zu 
maximieren;

Or. en

Änderungsantrag 39
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

2. unterstreicht außerdem, dass die Politik 
der Union nicht nur konsequent, sondern 
auch beispielhaft sein muss, um ihre 
moralische Autorität in der Welt zu 
maximieren; verlangt einen eindeutigen 
Hinweis, dass die Empfehlungen im Fava-
Bericht von 2007 zur Beförderung und zur 
unrechtmäßigen Inhaftierung von 
Gefangenen umgesetzt werden, und 
begrüßt die Initiative, einen 
parlamentarischen Folgebericht zu 
entwerfen;

2. unterstreicht außerdem, dass die Politik 
der Union konsequent und schlüssig sein
und den grundlegenden Werten und 
Prinzipien entsprechen muss, um ihre 
moralische Autorität in der Welt zu 
maximieren; verlangt, dass die 
Empfehlungen im Fava-Bericht von 2007 
zur Beförderung und zur unrechtmäßigen 
Inhaftierung von Gefangenen von den 
Mitgliedstaaten umgesetzt werden, und 
begrüßt die Initiative, einen 
parlamentarischen Folgebericht zu 
entwerfen;

Or. en
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Änderungsantrag 40
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 2 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

2a. weist nochmals darauf hin, dass die 
wirtschaftlichen und sozialen Rechte seit 
der Verabschiedung der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte (AEMR) 
im Jahr 1948 integraler Bestandteil der 
Menschenrechte sind; betrachtet es als 
wesentlich für die EU, den am wenigsten 
entwickelten Ländern und den 
Entwicklungsländern, mit denen sie 
internationale Abkommen, einschließlich 
im Rahmen der Unterzeichnung von 
Handelsabkommen, abschließt, zu helfen, 
diese dort zu verwirklichen;

Or. fr

Änderungsantrag 41
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. ist der Ansicht, dass die Neufassung der 
Asylrichtlinien fortwährenden
Menschenrechtsverletzungen und 
Anschuldigungen, Mitgliedstaaten in der 
EU würden auf diesem Gebiet zweierlei 
Maß ansetzen, ein Ende setzen sollte; hält 
daran fest, dass die Mitgliedstaaten 
Korrelationstabellen zu den einschlägigen 
Bestimmungen der Richtlinien zur 
Verfügung stellen sollen, um eine genaue 
Prüfung der Umsetzung dieser Richtlinien 
zu ermöglichen; betont, dass das 
schwierige Unterfangen, eine gemeinsame 
Politik zu entwickeln, eine Gelegenheit 

3. ist der Ansicht, dass die Überarbeitung
der gemeinschaftlichen 
Rechtsvorschriften im Bereich des 
Asylrechts wiederholten
Menschenrechtsverletzungen und der 
Tatsache, dass Mitgliedstaaten in der EU 
auf diesem Gebiet zweierlei Maß ansetzen, 
ein Ende setzen muss, und weist darauf 
hin, dass die Mitgliedstaaten die 
Bestimmungen der von ihnen ratifizierten 
Genfer Konvention einhalten müssen, 
sodass die Asylbewerber tatsächlich 
Zugang zum Asylrecht in allen 
Mitgliedstaaten erhalten und von dem 
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darstellt, auf bewährte Verfahren 
aufzubauen; unterstreicht die Rolle des 
Europäischen Unterstützungsbüros für 
Asylfragen;

internationalen Schutz profitieren 
können, den sie benötigen; unterstreicht, 
dass sich die Ausarbeitung eines 
gemeinsamen europäischen Asylsystems 
nicht auf Rechtsvorschriften beschränken 
darf, die sich auf das Minimum 
nationaler Rechtsvorschriften und 
Praktiken gründen; bedauert die 
langsamen Fortschritte auf dem Weg zur 
Annahme eines für das Jahr 2012 
vorgesehenen gemeinsamen europäischen 
Asylsystems und fordert somit die 
Annahme eines Systems, das der 
Notwendigkeit der Situation der 
Asylbewerber gerecht wird und die 
Menschenrechte und die Menschenwürde 
sowie gute Lebensbedingungen der 
Asylbewerber anerkennt; hält daran fest, 
dass die Mitgliedstaaten 
Korrelationstabellen zu den einschlägigen 
Bestimmungen der Richtlinien zur 
Verfügung stellen sollen, um eine genaue 
Prüfung der Umsetzung dieser Richtlinien 
zu ermöglichen; betont, dass das 
schwierige Unterfangen, eine gemeinsame 
Politik zu entwickeln, eine Gelegenheit 
darstellt, auf bewährte Verfahren 
aufzubauen;

Or. fr

Änderungsantrag 42
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. ist der Ansicht, dass die Neufassung der 
Asylrichtlinien fortwährenden 
Menschenrechtsverletzungen und 
Anschuldigungen, Mitgliedstaaten in der 
EU würden auf diesem Gebiet zweierlei 
Maß ansetzen, ein Ende setzen sollte; hält 
daran fest, dass die Mitgliedstaaten 

3. ist der Ansicht, dass die Neufassung der 
Asylrichtlinien fortwährenden 
Menschenrechtsverletzungen und 
Anschuldigungen, Mitgliedstaaten in der 
EU würden auf diesem Gebiet zweierlei 
Maß ansetzen, ein Ende setzen sollte; 
betont, dass das schwierige Unterfangen, 
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Korrelationstabellen zu den einschlägigen 
Bestimmungen der Richtlinien zur 
Verfügung stellen sollen, um eine genaue 
Prüfung der Umsetzung dieser 
Richtlinien zu ermöglichen; betont, dass 
das schwierige Unterfangen, eine 
gemeinsame Politik zu entwickeln, eine 
Gelegenheit darstellt, auf bewährte 
Verfahren aufzubauen; unterstreicht die 
Rolle des Europäischen 
Unterstützungsbüros für Asylfragen 
(EASO);

eine gemeinsame Politik zu entwickeln, 
eine Gelegenheit darstellt, auf bewährte 
Verfahren aufzubauen; unterstreicht die 
Rolle des Europäischen 
Unterstützungsbüros für Asylfragen 
(EASO);

Or. en

Änderungsantrag 43
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. ist der Ansicht, dass die Neufassung der 
Asylrichtlinien fortwährenden 
Menschenrechtsverletzungen und 
Anschuldigungen, Mitgliedstaaten in der 
EU würden auf diesem Gebiet zweierlei 
Maß ansetzen, ein Ende setzen sollte; hält 
daran fest, dass die Mitgliedstaaten 
Korrelationstabellen zu den einschlägigen 
Bestimmungen der Richtlinien zur 
Verfügung stellen sollen, um eine genaue 
Prüfung der Umsetzung dieser 
Richtlinien zu ermöglichen; betont, dass 
das schwierige Unterfangen, eine 
gemeinsame Politik zu entwickeln, eine 
Gelegenheit darstellt, auf bewährte 
Verfahren aufzubauen; unterstreicht die 
Rolle des Europäischen 
Unterstützungsbüros für Asylfragen 
(EASO);

3. ist der Ansicht, dass die Neufassung der 
Asylrichtlinien fortwährenden 
Menschenrechtsverletzungen und 
Anschuldigungen, Mitgliedstaaten in der 
EU würden auf diesem Gebiet zweierlei 
Maß ansetzen, ein Ende setzen sollte; 
betont, dass das schwierige Unterfangen, 
eine gemeinsame Politik zu entwickeln, 
eine Gelegenheit darstellt, auf bewährte 
Verfahren aufzubauen; unterstreicht die 
Rolle des Europäischen 
Unterstützungsbüros für Asylfragen 
(EASO);

Or. en
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Änderungsantrag 44
Rui Tavares
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. ist der Ansicht, dass die Neufassung der 
Asylrichtlinien fortwährenden 
Menschenrechtsverletzungen und 
Anschuldigungen, Mitgliedstaaten in der 
EU würden auf diesem Gebiet zweierlei 
Maß ansetzen, ein Ende setzen sollte; hält 
daran fest, dass die Mitgliedstaaten 
Korrelationstabellen zu den einschlägigen 
Bestimmungen der Richtlinien zur 
Verfügung stellen sollen, um eine genaue 
Prüfung der Umsetzung dieser Richtlinien 
zu ermöglichen; betont, dass das 
schwierige Unterfangen, eine gemeinsame 
Politik zu entwickeln, eine Gelegenheit 
darstellt, auf bewährte Verfahren 
aufzubauen; unterstreicht die Rolle des 
Europäischen Unterstützungsbüros für 
Asylfragen (EASO);

3. ist der Ansicht, dass die Neufassung der 
Asylrichtlinien fortwährenden 
Menschenrechtsverletzungen und 
Anschuldigungen, Mitgliedstaaten in der 
EU würden auf diesem Gebiet zweierlei 
Maß ansetzen, ein Ende setzen sollte; hält 
daran fest, dass die Mitgliedstaaten 
Korrelationstabellen zu den einschlägigen 
Bestimmungen der Richtlinien zur 
Verfügung stellen sollen, um eine genaue 
Prüfung der Umsetzung dieser Richtlinien 
zu ermöglichen; betont, dass das 
schwierige Unterfangen, eine gemeinsame 
Politik zu entwickeln, eine Gelegenheit 
darstellt, auf bewährte Verfahren 
aufzubauen; unterstreicht die Rolle des 
Europäischen Unterstützungsbüros für 
Asylfragen (EASO); besteht darauf, dass 
die EU-Mitgliedstaaten eine Rolle bei der 
Neuansiedlung von Flüchtlingen spielen, 
und erneuert seine Forderungen nach 
einem echten gemeinsamen EU-
Programm zur Neuansiedlung von 
Flüchtlingen;

Or. en

Änderungsantrag 45
Sarah Ludford, Marietje Schaake, Leonidas Donskis

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. bedauert, dass trotz des durch das 
Europäische Parlament im Fava-Bericht 
von 2007 erfolgten Aufrufs eine Reihe 
von Mitgliedstaaten ihre Beteiligung an 
der weltweiten Verletzung der 
Menschenrechte, die im Rahmen des US-
amerikanischen Programms betreffend 
Überstellungen und Geheimgefängnisse
stattgefunden hat, und die damit 
einhergehenden innerstaatlichen 
Menschenrechtsverletzungen nicht 
vollständig und offen angesprochen hat; 
ist der Ansicht, dass diese Situation eine 
gravierende und schwerwiegende 
Behinderung der weltweiten Förderung 
der Menschenrechte durch die EU und 
des Anspruchs auf moralische Autorität 
darstellt; fordert die EU-Mitgliedstaaten 
auf, Maßnahmen zu ergreifen, um 
vollständig Aufschluss über diese 
Menschenrechtsverletzungen zu geben, 
diese einzugestehen, wieder gutzumachen 
und in Zukunft zu verhindern und ruft die 
Organe und Einrichtungen der EU auf, 
im Hinblick auf vollständige und offene 
Untersuchungen den Druck auf die 
Mitgliedstaaten aufrechtzuerhalten;

Or. en

Änderungsantrag 46
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 3 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3a. hebt die Rolle hervor, die das 
Europäische Unterstützungsbüro für 
Asylfragen (EASO) zu spielen hat; 
unterstreicht, dass die EU eng mit dem 
UNHCR zusammenarbeiten muss, um 
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eine effiziente Koordinierung für die 
nationalen Behörden der Mitgliedstaaten 
im Bereich der Aufnahme von 
Flüchtlingen zu ermöglichen;

Or. fr

Änderungsantrag 47
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 3 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3b. beanstandet, dass die Union, die 
Mitgliedstaaten und die Kommission im 
Hinblick auf die Migrationspolitik keine 
Umorientierung erzielen, wie die 
verschiedenen Mitteilungen der 
Kommission in Bezug auf die neue 
europäische Nachbarschaftspolitik bzw. 
die Partnerschaft mit dem Ländern des 
südlichen Mittelmeers im Anschluss an 
den Arabischen Frühling zeigen; 
verurteilt, dass die Kommission und die 
Union die Mobilität im Mittelmeerraum 
von der Verstärkung der Kontrollen an 
den Außengrenzen der EU und der in den 
Ländern des südlichen Mittelmeerraums 
ergriffenen Maßnahmen und die
Vertiefung der Partnerschaften und den
Abschluss von Assoziierungsabkommen 
vom Abschluss von 
Rückübernahmeabkommen und der 
Verstärkung der in den Drittstaaten im 
Hinblick auf die Bekämpfung der
illegalen Einwanderung ergriffenen 
Maßnahmen abhängig machen; bedauert 
somit, dass durch den Ansatz der EU im 
Bereich der Migrationspolitik auch 
weiterhin der Schwerpunkt auf die 
Kontrolle der Migrationsströme anstatt
auf eine Politik gesetzt wird, welche die 
Freizügigkeit von Personen ermöglicht, 
die, häufig aus Gründen besserer 
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Lebensbedingungen, in einem anderen 
Staat leben möchten; unterstreicht, dass 
diese Vorschläge und dieser Ansatz den 
Werten und den Prinzipien der Union 
zuwiderlaufen und mit ihrem erklärten
Willen, die Demokratie und die 
Menschenrechte zu fördern, im 
Widerspruch stehen;

Or. fr

Änderungsantrag 48
Sarah Ludford, Marietje Schaake, Leonidas Donskis

Entschließungsantrag
Ziffer 3 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3b. fordert die Vereinigten Staaten auf, 
ihrer Zusage, die Hafteinrichtung in
Guantánamo Bay zu schließen, 
nachzukommen; fordert die EU-
Mitgliedstaaten auf, die Maßnahmen zur 
Neuansiedlung nichteuropäischer aus 
Guantánamo entlassener Häftlinge, die 
nicht in ihre Heimatländer zurückgeführt 
werden können, da sie Todesdrohungen, 
Folter oder grausamer und 
unmenschlicher Behandlung ausgesetzt 
sind, zu beschleunigen;

Or. en

Änderungsantrag 49
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 3 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

3c. fordert die Union, die Mitgliedstaaten
und die Kommission nachdrücklich dazu 
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auf, die erforderlichen Maßnahmen zu 
ergreifen, um die Rettung von in Seenot 
geratenen Migranten zu gewährleisten, 
die versuchen, in die Union zu gelangen, 
und die Koordination und die 
Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und den zuständigen 
Behörden sicherzustellen, sodass der 
Schiffbruch und der Tod von Hunderten 
von Frauen, Kindern und Männern auf 
See verhindert werden;

Or. fr

Änderungsantrag 50
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. unterstützt die Verhandlungen über den 
Beitritt der EU zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention und missbilligt
die Blockadehaltung einiger 
Mitgliedstaaten der EU, insbesondere 
Frankreichs und des Vereinigten 
Königreichs;

4. begrüßt den Abschluss der 
Verhandlungen über den Beitritt der EU 
zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention gemäß 
Artikel 6 des EUV; zeigt sich beunruhigt 
über die seitens bestimmter 
Mitgliedstaaten gestellten Anfragen in 
Bezug auf diesen Beitritt der Union und 
die Verzögerungstaktik, wenn nicht sogar 
die Blockadehaltung, einiger 
Mitgliedstaaten der EU, insbesondere 
Frankreichs und des Vereinigten 
Königreichs; bedauert, dass die 
Ratifizierungsverfahren in den 
Mitgliedstaaten schleppend vonstatten 
gehen und dass dieser Prozess durch die 
Haltung bestimmter Mitgliedstaaten
gebremst wird;

Or. fr
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Änderungsantrag 51
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. unterstützt die Verhandlungen über den 
Beitritt der EU zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention und missbilligt 
die Blockadehaltung einiger 
Mitgliedstaaten der EU, insbesondere 
Frankreichs und des Vereinigten 
Königreichs;

4. unterstützt die Verhandlungen über den 
Beitritt der EU zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention;

Or. en

Änderungsantrag 52
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 4 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

4a. ruft die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union dazu auf, den 
Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte (IPBPR) und die 
Erklärung des IAA aus dem Jahr 1998 zu 
ratifizieren; fordert, dass die Union der 
Sozialcharta von 1961 und der revidierten 
Sozialcharta beitritt; fordert, dass sich die 
Kommission als Beobachterin 
insbesondere an den Tätigkeiten des 
Europäischen Kommissars für 
Menschenrechte, des Europäischen 
Ausschusses für Soziale Rechte (ECSR) 
sowie des Regierungsausschusses der 
Sozialcharta beteiligt;

Or. fr
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Änderungsantrag 53
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 4 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

4b. anerkennt, dass die gegenwärtige 
Krise dramatische gesellschaftliche 
Auswirkungen auf die Bevölkerung 
innerhalb und außerhalb der 
Europäischen Union hat; stellt fest, dass 
die verschiedenen Sparpläne, die seitens 
der Europäischen Union und anderer 
internationaler Institutionen, wie dem 
IWF, verabschiedet wurden, zu einem 
Abbau der sozialen und demokratischen 
Rechte sowie zu einer beträchtlichen 
Verschlechterung der 
Lebensbedingungen, insbesondere derer 
der am stärksten benachteiligten und 
hilfsbedürftigsten Personen, geführt 
haben;

Or. fr

Änderungsantrag 54
Richard Howitt

Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. begrüßt die Erarbeitung der 
länderspezifischen Strategiepapiere zu den 
Menschenrechten und betont, dass diese 
sich auch auf die Demokratisierung 
erstrecken sollten; fordert ihre 
unverzügliche Umsetzung durch 
Aktionspläne zur Ergänzung dieser 
Strategien, basierend auf Analysen der 
Situation und der Bedürfnisse des 
jeweiligen Landes und unter 
uneingeschränkter Nutzung der relevanten 

5. begrüßt die Erarbeitung der 
länderspezifischen Strategiepapiere zu den 
Menschenrechten und betont, dass diese 
sich auch auf die Demokratisierung 
erstrecken sollten; fordert ihre 
unverzügliche Umsetzung durch 
Aktionspläne zur Ergänzung dieser 
Strategien, basierend auf umfassenden 
Konsultationsprozessen mit lokalen und 
internationalen zivilgesellschaftlichen 
Organisationen und Analysen der 
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Instrumente der EU; bekräftigt seine 
Forderung, die länderspezifischen 
Strategiepapiere dem Parlament zur 
Verfügung zu stellen;

Situation und der Bedürfnisse des 
jeweiligen Landes und unter 
uneingeschränkter Nutzung der relevanten 
Instrumente der EU; bekräftigt seine 
Forderung, die länderspezifischen 
Strategiepapiere dem Parlament zur 
Verfügung zu stellen;

Or. en

Änderungsantrag 55
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. begrüßt die Erarbeitung der 
länderspezifischen Strategiepapiere zu den 
Menschenrechten und betont, dass diese 
sich auch auf die Demokratisierung 
erstrecken sollten; fordert ihre 
unverzügliche Umsetzung durch 
Aktionspläne zur Ergänzung dieser 
Strategien, basierend auf Analysen der 
Situation und der Bedürfnisse des 
jeweiligen Landes und unter 
uneingeschränkter Nutzung der relevanten 
Instrumente der EU; bekräftigt seine 
Forderung, die länderspezifischen 
Strategiepapiere dem Parlament zur 
Verfügung zu stellen;

5. begrüßt die Erarbeitung der 
länderspezifischen Strategiepapiere zu den 
Menschenrechten und betont, dass diese 
sich auch auf die Demokratisierung 
erstrecken sollten; fordert ihre 
unverzügliche Umsetzung durch 
Aktionspläne zur Ergänzung dieser 
Strategien, basierend auf Analysen der 
Situation und der Bedürfnisse des 
jeweiligen Landes und unter 
uneingeschränkter Nutzung der relevanten 
Instrumente der EU; bekräftigt seine 
Forderung, die länderspezifischen 
Strategiepapiere dem Parlament zur 
Verfügung zu stellen; betont, dass 
Kohärenz notwendig ist und vermieden 
werden muss, dass mit zweierlei Maß 
gemessen wird; 

Or. en

Änderungsantrag 56
Rui Tavares
im Namen der Verts/ALE-Fraktion
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Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. begrüßt die Erarbeitung der 
länderspezifischen Strategiepapiere zu den 
Menschenrechten und betont, dass diese 
sich auch auf die Demokratisierung 
erstrecken sollten; fordert ihre 
unverzügliche Umsetzung durch 
Aktionspläne zur Ergänzung dieser 
Strategien, basierend auf Analysen der 
Situation und der Bedürfnisse des 
jeweiligen Landes und unter 
uneingeschränkter Nutzung der relevanten 
Instrumente der EU; bekräftigt seine 
Forderung, die länderspezifischen 
Strategiepapiere dem Parlament zur 
Verfügung zu stellen;

5. begrüßt die Erarbeitung der 
länderspezifischen Strategiepapiere zu den 
Menschenrechten und betont, dass diese 
sich auch auf die Demokratisierung 
erstrecken sollten; fordert ihre 
unverzügliche Umsetzung durch 
Aktionspläne zur Ergänzung dieser 
Strategien, basierend auf Analysen der 
Situation und der Bedürfnisse des 
jeweiligen Landes und unter 
uneingeschränkter Nutzung der relevanten 
Instrumente der EU; besteht auf der 
Notwendigkeit, diese länderspezifischen 
Strategiepapiere als Referenzdokumente 
zu verwenden, die in alle Politikbereiche
der EU und einschlägige externe 
Finanzierungsinstrumente einzubeziehen 
sind; bekräftigt seine Forderung, die 
länderspezifischen Strategiepapiere dem 
Parlament zur Verfügung zu stellen;

Or. en

Änderungsantrag 57
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. betont die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft beim Schutz und bei der 
Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten; betont, dass die 
Kontakte der EU mit der Zivilgesellschaft 
auf einer echten Partnerschaft aufbauen 
sollen, einschließlich eines systematischen 
und regelmäßigen Dialogs auf 
gleichberechtigter Basis;

6. betont die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft beim Schutz und bei der 
Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten; betont, dass die 
Kontakte der EU mit der Zivilgesellschaft 
auf einer echten Partnerschaft aufbauen 
sollen, einschließlich eines systematischen 
und regelmäßigen Dialogs auf 
gleichberechtigter Basis; betont, dass die 
in diesem Rahmen zusammengetragenen 
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Informationen verwertet, aber auch durch 
die politischen Maßnahmen der 
Europäischen Union geschützt werden 
müssen, insbesondere durch die 
Demokratie- und 
Menschenrechtsklauseln; pocht darauf, 
dass eine bessere gemeinsame Nutzung 
der Informationen durch die 
verschiedenen Akteure erfolgt, die sich 
auf der ganzen Welt für den Schutz der 
Menschenrechte einsetzen, sodass 
unternehmerische Tätigkeiten und 
Handlungen besser nachvollzogen werden 
können, insbesondere im Hinblick auf 
Einzelfälle sowie aufgetretene 
Schwierigkeiten; ist beunruhigt über die 
besonders besorgniserregende Situation 
von Menschenrechtsaktivisten in Belarus, 
in der Türkei und in Israel;

Or. fr

Änderungsantrag 58
Leonidas Donskis

Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. betont die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft beim Schutz und bei der 
Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten; betont, dass die 
Kontakte der EU mit der Zivilgesellschaft 
auf einer echten Partnerschaft aufbauen 
sollen, einschließlich eines systematischen 
und regelmäßigen Dialogs auf 
gleichberechtigter Basis;

6. betont die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft beim Schutz und bei der 
Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten; betont, dass die 
Kontakte der EU mit der Zivilgesellschaft 
auf einer echten Partnerschaft aufbauen 
sollen, einschließlich eines systematischen 
und regelmäßigen Dialogs auf 
gleichberechtigter Basis; empfiehlt der 
EU, ihre Bemühungen zur Einbindung 
der Zivilgesellschaft zu intensivieren und 
deren Empfehlungen wo immer möglich 
in ihre Entscheidungsfindung 
einzubeziehen;

Or. en
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Änderungsantrag 59
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. betont die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft beim Schutz und bei der 
Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten; betont, dass die 
Kontakte der EU mit der Zivilgesellschaft 
auf einer echten Partnerschaft aufbauen 
sollen, einschließlich eines systematischen 
und regelmäßigen Dialogs auf 
gleichberechtigter Basis;

6. betont die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft beim Schutz und bei der 
Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten; begrüßt die 
Einrichtung des Europäischen Fonds für 
Demokratie als Mittel der effektiven 
Förderung der Entwicklung der 
Zivilgesellschaft und ihrer Fähigkeit, in 
nichtdemokratischen Ländern und 
Transformationsländern eine 
demokratische Opposition aufzubauen; 
legt dem EAD und der EFD-
Arbeitsgruppe, die unter seiner
Schirmherrschaft in Zusammenarbeit mit 
den Mitgliedstaaten und den Organen der 
EU eingerichtet wurde, nahe, die 
Bemühungen um Ausarbeitung eines 
rechtlichen Rahmens für den EFD 
während des dänischen Ratsvorsitzes 
2012 zu intensivieren und seine
Einsatzbereitschaft weiterzuentwickeln;
betont, dass die Kontakte der EU mit der 
Zivilgesellschaft auf einer echten 
Partnerschaft aufbauen sollen, 
einschließlich eines systematischen und 
regelmäßigen Dialogs auf 
gleichberechtigter Basis;

Or. en

Änderungsantrag 60
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 6
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Entschließungsantrag Geänderter Text

6. betont die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft beim Schutz und bei der 
Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten; betont, dass die 
Kontakte der EU mit der Zivilgesellschaft 
auf einer echten Partnerschaft aufbauen 
sollen, einschließlich eines systematischen 
und regelmäßigen Dialogs auf 
gleichberechtigter Basis;

6. betont die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft beim Schutz und bei der 
Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten; betont, dass die 
Kontakte der EU mit der Zivilgesellschaft 
auf einer echten Partnerschaft aufbauen 
sollen, einschließlich eines systematischen 
und regelmäßigen Dialogs auf 
gleichberechtigter Basis; begrüßt in 
diesem Zusammenhang Initiativen wie 
zum Beispiel die Einrichtung des Forums 
der Zivilgesellschaft der Östlichen 
Partnerschaft, um die Kontakte zwischen 
zivilgesellschaftlichen Organisationen zu 
fördern und ihren Dialog mit staatlichen 
Stellen zu unterstützen, und legt den 
Organen und Einrichtungen der EU
nahe, die im Laufe des ersten Forums der 
ÖstP 2009 in Brüssel, Belgien, 2010 in 
Berlin, Deutschland, und 2011 in Posen, 
Polen, entwickelten Empfehlungen und 
Erklärungen besser zu nutzen;

Or. en

Änderungsantrag 61
Rui Tavares
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. betont die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft beim Schutz und bei der 
Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten; betont, dass die 
Kontakte der EU mit der Zivilgesellschaft 
auf einer echten Partnerschaft aufbauen 
sollen, einschließlich eines systematischen 
und regelmäßigen Dialogs auf 
gleichberechtigter Basis;

6. betont die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft beim Schutz und bei der 
Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten; betont, dass die 
Kontakte der EU mit der Zivilgesellschaft 
auf einer echten Partnerschaft auf 
gleichberechtigter Basis aufbauen sollen, 
die die aktive Beteiligung der 
zivilgesellschaftlichen Akteure an der 
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verantwortungsvollen Staatsführung 
sicherstellen muss; besteht in diesem 
Zusammenhang darauf, dass ein 
zivilgesellschaftlicher 
Überwachungsmechanismus für die 
systematische Beteiligung der 
Zivilgesellschaft am Festlegungs- und 
Bewertungsprozess betreffend die
Umsetzung von Abkommen und 
Programmen eingerichtet wird;

Or. en

Änderungsantrag 62
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. betont die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft beim Schutz und bei der 
Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten; betont, dass die 
Kontakte der EU mit der Zivilgesellschaft 
auf einer echten Partnerschaft aufbauen 
sollen, einschließlich eines systematischen 
und regelmäßigen Dialogs auf 
gleichberechtigter Basis;

6. betont die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft beim Schutz und bei der 
Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten; fordert, in den EU-
Delegationen die Ernennung von 
Kontaktpersonen für Zivilgesellschaft und 
Menschenrechtsaktivisten abzuschließen;
betont, dass die Kontakte der EU mit der 
Zivilgesellschaft auf einer echten 
Partnerschaft aufbauen sollen, 
einschließlich eines systematischen und 
regelmäßigen Dialogs auf 
gleichberechtigter Basis;

Or. es

Änderungsantrag 63
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 6
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Entschließungsantrag Geänderter Text

6. betont die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft beim Schutz und bei der 
Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten; betont, dass die 
Kontakte der EU mit der Zivilgesellschaft 
auf einer echten Partnerschaft aufbauen 
sollen, einschließlich eines systematischen 
und regelmäßigen Dialogs auf 
gleichberechtigter Basis;

6. betont die wichtige Rolle der 
Zivilgesellschaft beim Schutz und bei der 
Förderung von Demokratie und 
Menschenrechten; betont, dass die 
Kontakte der EU mit der Zivilgesellschaft 
auf einer echten Partnerschaft aufbauen 
sollen, einschließlich eines systematischen, 
frühzeitigen und regelmäßigen Dialogs auf 
gleichberechtigter Basis;

Or. en

Änderungsantrag 64
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 6 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

6a. unterstreicht die Notwendigkeit von 
Konsistenz und der Vermeidung der 
Doppelmoral, wobei dieser Ansatz mit der 
Herausforderung, länderspezifische 
Strategiepapiere für Menschenrechte zu 
entwickeln und Aktionspläne auch für die 
Demokratisierung durchzuführen, 
kombiniert werden sollte, die die 
jeweiligen Umstände jedes Landes im 
Hinblick auf die Auswirkungen und die 
volle Ausschöpfung der einschlägigen 
Instrumente der EU widerspiegeln;

Or. en

Änderungsantrag 65
Vytautas Landsbergis

Entschließungsantrag
Ziffer 6 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

6a. bedauert, dass einige EU-
Partnerländer politisierte und verfälschte 
Verfahren gegen Personen einleiten und 
dadurch gegen Menschenrechte und 
grundlegende Rechtsnormen verstoßen; 
ist zutiefst darüber besorgt, dass entgegen 
internationaler Aufrufe in diesen 
Drittländern keine Maßnahmen ergriffen 
werden, um die Rechte der in politisch 
motivierten Fällen Verurteilten zu wahren 
und zu achten;

Or. en

Änderungsantrag 66
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 6 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

6a. weist darauf hin, dass die 
Erleichterung der direkten Mitwirkung 
der Bürger am öffentlichen Leben durch 
die unmittelbare Beteiligung an 
politischen Parteien auf nationaler und 
europäischer Ebene eine der wesentlichen 
Ausdrucksformen der Demokratie 
ausmacht;

Or. el

Änderungsantrag 67
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 7
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Entschließungsantrag Geänderter Text

7. betont die Wichtigkeit des Jahresberichts 
der EU zu den Menschenrechten und zur 
Demokratie bei der Analyse und 
Bewertung der Politik der EU zu diesem 
Thema; stellt mit Bedauern fest, dass die 
Hohe Vertreterin/Vizepräsidentin der 
Kommission (HV/VP) und/oder der 
Europäische Auswärtige Dienst (EAD) den 
Bericht dem Plenum anders als im 
Vorjahr dieses Jahr nicht vorgelegt haben 
und legt der HV/VP dringend nahe, die Art 
von Berichten dem Parlament in Zukunft 
pünktlich vorzulegen;

7. betont die Wichtigkeit des Jahresberichts 
der EU zu den Menschenrechten und zur 
Demokratie bei der Analyse und 
Bewertung der Politik der EU zu diesem 
Thema; stellt mit Bedauern fest, dass die 
Hohe Vertreterin/Vizepräsidentin der 
Kommission (HV/VP) und/oder der 
Europäische Auswärtige Dienst (EAD) 
zum ersten Mal seit der Vorstellung des 
Jahresberichts zur Lage der 
Menschenrechte in der Welt den Bericht 
dem Plenum dieses Jahr nicht vorgelegt 
haben und legt der HV/VP dringend nahe, 
die Art von Berichten dem Parlament in 
Zukunft pünktlich vorzulegen;

Or. en

Änderungsantrag 68
Leonidas Donskis, Marietje Schaake, Charles Goerens, Metin Kazak, Kristiina Ojuland, 
Sarah Ludford

Entschließungsantrag
Ziffer 7 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

7a. ist der Ansicht, dass die Förderung 
und Unterstützung der Gewaltlosigkeit 
einen internationalen Wert widerspiegelt, 
der eine Priorität für die Menschenrechts-
und Demokratiepolitik in der EU 
darstellen sollte, insbesondere in 
Anbetracht dessen, dass die gewaltfreie 
Methodik effektive und geeignete Mittel 
und Ergebnisse im Hinblick auf die 
Vermeidung von Konflikten und die 
Unterstützung der Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Zivilgesellschaft 
weltweit bietet;

Or. en
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Änderungsantrag 69
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. bedauert den weitgehend beschreibenden 
Charakter des Jahresberichts und die 
übermäßige Fokussierung auf einmalige 
Aktionen; bekräftigt seine Forderung, dass 
der Bericht einen systematischeren Ansatz 
verfolgen sollte, einschließlich der 
Verwendung von Indizes und Benchmarks 
für die einzelnen Länder, und dass die 
Leistung anhand dieser Ziele im 
Jahresbericht analysiert wird, um eine 
begründete Bewertung der Leistung der 
Union zu ermöglichen;

8. bedauert den weitgehend beschreibenden 
Charakter des Jahresberichts und die 
übermäßige Fokussierung auf einmalige 
Aktionen; bekräftigt seine Forderung, dass 
der Bericht einen systematischeren Ansatz 
verfolgen sollte, einschließlich der 
Entwicklung eines einzigen Katalogs von 
Benchmarks für Menschenrechte und 
Demokratie, der allen Organen und 
Einrichtungen der EU gemeinsam ist und
der nicht nur in Jahresberichten, sondern 
auch in sämtlichen EU-Dokumenten und 
Abkommen als entsprechender 
Bezugspunkt verwendet werden soll, der 
Verwendung von Indizes und Benchmarks 
für die einzelnen Länder, und dass die 
Leistung anhand dieser Ziele im 
Jahresbericht analysiert wird, um eine 
begründete Bewertung der Leistung der 
Union zu ermöglichen;

Or. en

Änderungsantrag 70
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. bedauert den weitgehend beschreibenden 
Charakter des Jahresberichts und die 
übermäßige Fokussierung auf einmalige 
Aktionen; bekräftigt seine Forderung, dass 
der Bericht einen systematischeren Ansatz 

8. bedauert den weitgehend beschreibenden 
Charakter des Jahresberichts und die 
übermäßige Fokussierung auf einmalige 
Aktionen; bekräftigt seine Forderung, dass 
der Bericht einen systematischeren Ansatz 
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verfolgen sollte, einschließlich der 
Verwendung von Indizes und Benchmarks 
für die einzelnen Länder, und dass die 
Leistung anhand dieser Ziele im 
Jahresbericht analysiert wird, um eine 
begründete Bewertung der Leistung der 
Union zu ermöglichen;

verfolgen sollte, einschließlich der 
Verwendung von Indizes und Benchmarks 
für die einzelnen Länder, und dass die 
Leistung anhand dieser Ziele im 
Jahresbericht analysiert wird, um eine 
begründete Bewertung der Leistung der 
Union zu ermöglichen; weist darauf hin, 
dass die Umsetzung der Europäischen 
Menschenrechtskonvention ein 
tragfähiges Element eines solchen 
einzigen EU-Katalogs von Benchmarks 
für Menschenrechte und Demokratie mit 
Bezug auf die Länder der Östlichen 
Partnerschaft darstellen könnte;

Or. en

Änderungsantrag 71
Kinga Gál

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. begrüßt den umfassenden Abschnitt zu 
Gewalt gegen Frauen im diesjährigen 
Bericht; erkennt die Priorität an, die der 
Unterstützung von Bemühungen um die 
weltweite Abschaffung der Todesstrafe 
und um die Lösung von Problemen der 
Justizreform eingeräumt wurde; 
befürwortet den praktischen Schwerpunkt 
der HV/VP auf EU-Aktionen in 
internationalen Foren;

9. begrüßt den umfassenden Abschnitt zu 
Gewalt gegen Frauen und über die Rechte 
des Kindes im diesjährigen Bericht; 
erkennt die Priorität an, die der 
Unterstützung von Bemühungen um die 
weltweite Abschaffung der Todesstrafe 
und um die Lösung von Problemen der 
Justizreform eingeräumt wurde; 
befürwortet den praktischen Schwerpunkt 
der HV/VP auf EU-Aktionen in 
internationalen Foren;

Or. en

Änderungsantrag 72
Anna Záborská

Entschließungsantrag
Ziffer 9
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Entschließungsantrag Geänderter Text

9. begrüßt den umfassenden Abschnitt zu 
Gewalt gegen Frauen im diesjährigen 
Bericht; erkennt die Priorität an, die der 
Unterstützung von Bemühungen um die 
weltweite Abschaffung der Todesstrafe 
und um die Lösung von Problemen der 
Justizreform eingeräumt wurde; 
befürwortet den praktischen Schwerpunkt 
der HV/VP auf EU-Aktionen in 
internationalen Foren;

9. begrüßt den umfassenden Abschnitt zu 
Gewalt gegen Frauen im diesjährigen 
Bericht; macht in diesem Zusammenhang 
auf Geißeln wie die Zwangs- und 
geschlechtsselektive Abtreibung, 
Zwangssterilisation und weibliche 
Genitalverstümmelung aufmerksam;
erkennt die Priorität an, die der 
Unterstützung von Bemühungen um die 
weltweite Abschaffung der Todesstrafe 
und um die Lösung von Problemen der 
Justizreform eingeräumt wurde; 
befürwortet den praktischen Schwerpunkt 
der HV/VP auf EU-Aktionen in 
internationalen Foren;

Or. en

Änderungsantrag 73
Leonidas Donskis, Marietje Schaake, Charles Goerens, Metin Kazak, Kristiina Ojuland, 
Sarah Ludford

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. legt der HV/VP nahe, beim Entwurf 
von zukünftigen Jahresberichten das 
Parlament aktiv und systematisch zu 
konsultieren und so zu berichten, dass die 
Entschließungen des Parlaments mit 
einbezogen werden;

10. fordert die HV/VP auf, beim Entwurf 
von zukünftigen Jahresberichten das 
Parlament aktiv, systematisch und auf
transparente Weise zu konsultieren und so 
zu berichten, dass die Entschließungen des 
Parlaments mit einbezogen werden; fordert 
die HV/VP auf, Informationen über das 
Stadium der Vorbereitung künftiger 
Jahresberichte regelmäßiger zur 
Verfügung zu stellen, wann immer das 
Parlament dies verlangt;

Or. en
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Änderungsantrag 74
Andrzej Grzyb, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. legt der HV/VP nahe, beim Entwurf 
von zukünftigen Jahresberichten das 
Parlament aktiv und systematisch zu 
konsultieren und so zu berichten, dass die 
Entschließungen des Parlaments mit 
einbezogen werden;

10. legt der HV/VP nahe, beim Entwurf 
von zukünftigen Jahresberichten 
Nichtregierungsorganisationen für den 
Schutz der Menschenrechte aktiv, 
frühzeitig und umfassend zu konsultieren, 
indem alle interessierten Organisationen 
öffentlich dazu aufgefordert werden, 
ihren Beitrag zu leisten, wobei die 
Verwendung sozialer Netzwerke und 
Medien ausgebaut wird, um möglichst 
viele Organisationen zu konsultieren; legt 
der HV/VP ferner nahe, das Parlament 
systematisch zu konsultieren und so zu 
berichten, dass die Entschließungen des 
Parlaments mit einbezogen werden;

Or. en

Änderungsantrag 75
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. begrüßt die Erklärung der HV/VP an 
das Parlament vom 13. Dezember 2011, in 
der sie der seit Langem bestehenden 
Forderung des Parlaments nach einem EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
nachkommt; befürwortet ihre Ansicht, 
nach der die Ernennung eines solchen 
Sonderbeauftragten als Katalysator 
fungiert und unser Profil auf 
internationaler Ebene schärft und fordert 
die Einführung dieses Amts mit sofortiger 
Wirkung; verlangt, dass der Amtsinhaber 

11. nimmt die Erklärung der HV/VP an das 
Parlament vom 13. Dezember 2011 zur 
Kenntnis, in der sie der seit langem
bestehenden Forderung des Parlaments 
nach einem EU-Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte nachkommt; fordert, dass, 
sofern ein solches Amt geschaffen wird, 
der Sonderbeauftragte der Europäischen 
Union über bereichsübergreifende 
Kompetenzen verfügt, anhand derer die 
Umsetzung einer Kohärenzpolitik möglich 
ist, die auf die Integration der 
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Experte für humanitäres Völkerrecht und 
internationale Gerichtsbarkeit ist und in 
diesem Bereich die HV/VP vertritt;

Menschenrechte in sämtliche 
Politikbereiche der Europäischen Union 
abzielt; 

Or. fr

Änderungsantrag 76
Frieda Brepoels, Barbara Lochbihler

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. begrüßt die Erklärung der HV/VP an 
das Parlament vom 13. Dezember 2011,
nach der sie der seit Langem bestehenden 
Forderung des Parlaments nach einem EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
nachkommt; befürwortet ihre Ansicht, nach 
der die Ernennung eines solchen 
Sonderbeauftragten als Katalysator fungiert 
und unser Profil auf internationaler Ebene 
schärft und fordert die Einführung dieses 
Amts mit sofortiger Wirkung; verlangt, 
dass der Amtsinhaber Experte für
humanitäres Völkerrecht und internationale 
Gerichtsbarkeit ist und in diesem Bereich 
die HV/VP vertritt;

11. begrüßt die Erklärung der HV/VP an 
das Parlament vom 13. Dezember 2011, 
nach der sie der seit langem bestehenden 
Forderung des Parlaments nach einem EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
nachkommt; befürwortet ihre Ansicht, nach 
der die Ernennung eines solchen 
Sonderbeauftragten als Katalysator fungiert 
und unser Profil auf internationaler Ebene 
schärft und fordert die Einführung dieses 
Amts mit sofortiger Wirkung; empfiehlt 
weiterhin, dass ein Sonderbeauftragter der
EU für humanitäres Völkerrecht und 
internationale Gerichtsbarkeit ernannt 
wird, um die EU-Politik und Aktionen zur 
Unterstützung des IStGH effektiv 
voranzubringen und diesem die 
Bedeutung und Sichtbarkeit zu verleihen, 
die er verdient, sowie bei der 
Sicherstellung der effektiven Einbindung 
der Gerichtsbarkeit und der Bekämpfung 
von Straflosigkeit in die Außenpolitik der 
EU zu unterstützen, so dass diese 
Problemstellungen konsequent in 
angemessener Weise in politischen 
Diskussion gewichtet werden;

Or. en
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Änderungsantrag 77
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. begrüßt die Erklärung der HR/VP an 
das Parlament vom 13. Dezember 2011, 
nach der sie der seit Langem bestehenden 
Forderung des Parlaments nach einem EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
nachkommt; befürwortet ihre Ansicht, nach 
der die Ernennung eines solchen 
Sonderbeauftragten als Katalysator fungiert 
und unser Profil auf internationaler Ebene 
schärft und fordert die Einführung dieses 
Amts mit sofortiger Wirkung; verlangt, 
dass der Amtsinhaber Experte für 
humanitäres Völkerrecht und internationale 
Gerichtsbarkeit ist und in diesem Bereich 
die HV/VP vertritt;

11. begrüßt die Erklärung der HV/VP an 
das Parlament vom 13. Dezember 2011, 
nach der sie der seit langem bestehenden 
Forderung des Parlaments nach einem EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
nachkommt; befürwortet ihre Ansicht, nach 
der die Ernennung eines solchen 
Sonderbeauftragten als Katalysator fungiert 
und unser Profil auf internationaler Ebene 
schärft und fordert die Einführung dieses 
Amts mit sofortiger Wirkung; verlangt, 
dass der Amtsinhaber Experte für 
humanitäres Völkerrecht und internationale 
Gerichtsbarkeit ist und in diesem Bereich 
die HV/VP vertritt; empfiehlt weiterhin, 
dass ein EU-Sonderbeauftragter für 
humanitäres Völkerrecht und 
internationale Gerichtsbarkeit ernannt 
wird, um die EU-Politik und Aktionen zur 
Unterstützung des IStGH effektiv 
voranzubringen und diesem die 
Bedeutung und Sichtbarkeit zu verleihen, 
die er verdient, sowie bei der 
Sicherstellung der effektiven Einbindung 
der Gerichtsbarkeit und der Bekämpfung 
von Straflosigkeit in die Außenpolitik der 
EU zu unterstützen, so dass diese 
Problemstellungen konsequent in 
angemessener Weise in politischen 
Diskussion gewichtet werden;

Or. en

Änderungsantrag 78
Wolfgang Kreissl-Dörfler

Entschließungsantrag
Ziffer 11
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Entschließungsantrag Geänderter Text

11. begrüßt die Erklärung der HV/VP an 
das Parlament vom 13. Dezember 2011, 
nach der sie der seit Langem bestehenden 
Forderung des Parlaments nach einem EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
nachkommt; befürwortet ihre Ansicht, nach 
der die Ernennung eines solchen 
Sonderbeauftragten als Katalysator fungiert 
und unser Profil auf internationaler Ebene 
schärft und fordert die Einführung dieses 
Amts mit sofortiger Wirkung; verlangt, 
dass der Amtsinhaber Experte für
humanitäres Völkerrecht und internationale 
Gerichtsbarkeit ist und in diesem Bereich
die HV/VP vertritt;

11. begrüßt die Erklärung der HV/VP an 
das Parlament vom 13. Dezember 2011, 
nach der sie der seit langem bestehenden 
Forderung des Parlaments nach einem EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
nachkommt; befürwortet ihre Ansicht, nach 
der die Ernennung eines solchen 
Sonderbeauftragten als Katalysator fungiert 
und unser Profil auf internationaler Ebene 
schärft und fordert die Einführung dieses 
Amts mit sofortiger Wirkung; empfiehlt 
weiterhin, dass ein Sonderbeauftragter der
EU für humanitäres Völkerrecht und 
internationale Gerichtsbarkeit ernannt 
wird, um die EU-Politik und Aktionen zur 
Unterstützung des IStGH effektiv 
voranzubringen, sowie bei der 
Sicherstellung der effektiven Einbindung 
der Justiz und der Bekämpfung von 
Straflosigkeit in die Außenpolitik der EU 
Unterstützung zu leisten;

Or. en

Änderungsantrag 79
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion
Peter van Dalen

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. begrüßt die Erklärung der HV/VP an 
das Parlament vom 13. Dezember 2011, 
nach der sie der seit Langem bestehenden 
Forderung des Parlaments nach einem EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
nachkommt; befürwortet ihre Ansicht, nach 
der die Ernennung eines solchen 
Sonderbeauftragten als Katalysator fungiert 
und unser Profil auf internationaler Ebene 

11. begrüßt die Erklärung der HV/VP an 
das Parlament vom 13. Dezember 2011, 
nach der sie der seit langem bestehenden 
Forderung des Parlaments nach einem EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
nachkommt; befürwortet ihre Ansicht, nach 
der die Ernennung eines solchen 
Sonderbeauftragten als Katalysator fungiert 
und unser Profil auf internationaler Ebene 
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schärft und fordert die Einführung dieses 
Amts mit sofortiger Wirkung; verlangt, 
dass der Amtsinhaber Experte für 
humanitäres Völkerrecht und internationale 
Gerichtsbarkeit ist und in diesem Bereich 
die HV/VP vertritt;

schärft und fordert die Einführung dieses 
Amts mit sofortiger Wirkung; verlangt, 
dass der Amtsinhaber ein international 
anerkannter Experte für Menschenrechte 
und humanitäres Völkerrecht und 
internationale Gerichtsbarkeit ist und in 
diesem Bereich die HV/VP vertritt;

Or. en

Änderungsantrag 80
Andrzej Grzyb, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. begrüßt die Erklärung der HV/VP an 
das Parlament vom 13. Dezember 2011,
nach der sie der seit Langem bestehenden 
Forderung des Parlaments nach einem EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
nachkommt; befürwortet ihre Ansicht, nach 
der die Ernennung eines solchen 
Sonderbeauftragten als Katalysator fungiert 
und unser Profil auf internationaler Ebene 
schärft und fordert die Einführung dieses 
Amts mit sofortiger Wirkung; verlangt, 
dass der Amtsinhaber Experte für
humanitäres Völkerrecht und 
internationale Gerichtsbarkeit ist und in 
diesem Bereich die HV/VP vertritt;

11. begrüßt die Erklärung der HV/VP an 
das Parlament vom 13. Dezember 2011, 
nach der sie der seit langem bestehenden 
Forderung des Parlaments nach einem EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
nachkommt; befürwortet ihre Ansicht, nach 
der die Ernennung eines solchen 
Sonderbeauftragten als Katalysator fungiert 
und unser Profil auf internationaler Ebene 
schärft und fordert die Einführung dieses 
Amts mit sofortiger Wirkung; verlangt, 
dass der Amtsinhaber ein Experte von 
europäischem und weltweitem Rang ist, 
damit sichergestellt wird, dass der 
Übergang der 
Menschenrechtsangelegenheiten in dieses 
neu gegründete Ressort des EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
nicht das Risiko in sich birgt, die 
Wichtigkeit, die 
Menschenrechtsangelegenheiten von der 
EU beigemessen wird, zu schmälern, 
sondern das Gegenteil zu erreichen, und 
im Bereich humanitäres Völkerrecht und 
internationale Gerichtsbarkeit die HV/VP 
vertritt;

Or. en
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Änderungsantrag 81
Rui Tavares
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. begrüßt die Erklärung der HV/VP an 
das Parlament vom 13. Dezember 2011, 
nach der sie der seit Langem bestehenden 
Forderung des Parlaments nach einem EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
nachkommt; befürwortet ihre Ansicht, nach 
der die Ernennung eines solchen 
Sonderbeauftragten als Katalysator fungiert 
und unser Profil auf internationaler Ebene 
schärft und fordert die Einführung dieses 
Amts mit sofortiger Wirkung; verlangt, 
dass der Amtsinhaber Experte für 
humanitäres Völkerrecht und internationale 
Gerichtsbarkeit ist und in diesem Bereich 
die HV/VP vertritt;

11. begrüßt die Erklärung der HV/VP an 
das Parlament vom 13. Dezember 2011, 
nach der sie der seit langem bestehenden 
Forderung des Parlaments nach einem EU-
Sonderbeauftragten für Menschenrechte 
nachkommt; befürwortet ihre Ansicht, nach 
der die Ernennung eines solchen 
Sonderbeauftragten als Katalysator fungiert 
und unser Profil auf internationaler Ebene 
schärft und fordert die Einführung dieses 
Amts mit sofortiger Wirkung; verlangt, 
dass der Amtsinhaber Experte für 
humanitäres Völkerrecht und internationale 
Gerichtsbarkeit ist und in diesem Bereich 
die HV/VP vertritt; warnt jedoch vor 
jedem Versuch, die Menschenrechte 
durch die Ernennung eines solchen 
Sonderbeauftragten von den allgemeinen 
außenpolitischen Strategien zu isolieren;

Or. en

Änderungsantrag 82
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. hält es für unerlässlich, dass 
internationale Abkommen nicht im 
Widerspruch zur Bindung der EU an die 
Grundrechte stehen; schlägt vor, dass 
während der Verhandlungsphase in Bezug 

12. hält es für unerlässlich, dass 
internationale Abkommen nicht im 
Widerspruch zur Bindung der EU im 
Hinblick auf die Demokratie und die
Menschenrechte stehen; bekräftigt seine 
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auf Menschenrechte Folgenabschätzungen 
vorgenommen werden, gefolgt von
regelmäßigen Fortschrittsberichten, die die 
Abschätzungen der für die Umsetzung 
verantwortlichen Organe und Dienste der 
EU enthalten, sowie von Bewertungen 
lokaler und internationaler Organisationen 
der Zivilgesellschaft, die Teil 
institutioneller 
Überwachungsmechanismen der 
Zivilgesellschaft sind;

Aufforderung an die Kommission und an 
den Rat, den Demokratie- und 
Menschenrechtsklauseln in 
internationalen Abkommen Wirkung zu 
verleihen, und fordert dementsprechend 
dazu auf, einen Mechanismus für die 
wirksame Umsetzung dieser Klauseln im 
Sinne der Artikel 8, 9 und 96 des 
Abkommens von Cotonou einzuführen; 
schlägt vor, dass während der 
Verhandlungsphase in Bezug auf 
Menschenrechte Folgenabschätzungen 
vorgenommen werden, gefolgt von 
regelmäßigen Fortschrittsberichten, die die 
Abschätzungen der für die Umsetzung 
verantwortlichen Organe und Dienste der 
EU enthalten, sowie von Bewertungen 
lokaler und internationaler Organisationen 
der Zivilgesellschaft, die Teil 
institutioneller 
Überwachungsmechanismen der 
Zivilgesellschaft sind; ist der Ansicht, dass 
es diese Klauseln der Kommission 
ermöglichen sollten, im Falle 
ausreichender Beweise für eine 
Verletzung der Menschenrechte, 
einschließlich im Rahmen des 
Arbeitsrechts, zumindest vorübergehend 
die Handelspräferenzen auszusetzen, 
darunter auch jene, die sich aus den 
Freihandelsabkommen ergeben, 
unabhängig davon, ob dies auf ihre 
eigene Initiative, auf Antrag seitens eines 
Mitgliedstaats oder auf Antrag des 
Europäischen Parlaments hin erfolgt;

Or. fr

Änderungsantrag 83
Rui Tavares
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 12
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Entschließungsantrag Geänderter Text

12. hält es für unerlässlich, dass 
internationale Abkommen nicht im 
Widerspruch zur Bindung der EU an die 
Grundrechte stehen; schlägt vor, dass 
während der Verhandlungsphase in Bezug 
auf Menschenrechte Folgenabschätzungen 
vorgenommen werden, gefolgt von 
regelmäßigen Fortschrittsberichten, die die 
Abschätzungen der für die Umsetzung 
verantwortlichen Organe und Dienste der 
EU enthalten, sowie von Bewertungen 
lokaler und internationaler Organisationen 
der Zivilgesellschaft, die Teil 
institutioneller 
Überwachungsmechanismen der 
Zivilgesellschaft sind;

12. hält es für unerlässlich, dass 
internationale Abkommen nicht im 
Widerspruch zu den in Artikel 21 EUV 
verankerten Gründungsprinzipien der EU 
stehen; schlägt vor, dass sowohl vor 
Aufnahme der Verhandlungen solcher 
Abkommen als auch während der 
Verhandlungsphase in Bezug auf 
Menschenrechte Folgenabschätzungen 
vorgenommen werden, gefolgt von 
regelmäßigen Fortschrittsberichten, die die 
Abschätzungen der für die Umsetzung 
verantwortlichen Organe und Dienste der 
EU enthalten, sowie von Bewertungen 
lokaler und internationaler Organisationen 
der Zivilgesellschaft, die Teil 
institutioneller 
Überwachungsmechanismen der 
Zivilgesellschaft sind; besteht in dieser 
Hinsicht auf der vollständigen 
Anwendung des Artikels 218 EUV, laut 
dem die Kommission verpflichtet ist, das 
Parlament und den Rat während 
sämtlicher Phasen der Verhandlungen 
internationaler Übereinkünfte mit 
Drittländern zu informieren; erachtet es 
diesbezüglich für sehr wichtig, den 
Organen und Einrichtungen der EU
hochqualifizierten und unabhängigen 
Sachverstand zur Lage der 
Menschenrechte und Demokratie 
einzelner Länder bereitzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 84
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 12
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Entschließungsantrag Geänderter Text

12. hält es für unerlässlich, dass 
internationale Abkommen nicht im 
Widerspruch zur Bindung der EU an die 
Grundrechte stehen; schlägt vor, dass 
während der Verhandlungsphase in Bezug 
auf Menschenrechte Folgenabschätzungen 
vorgenommen werden, gefolgt von 
regelmäßigen Fortschrittsberichten, die die 
Abschätzungen der für die Umsetzung 
verantwortlichen Organe und Dienste der 
EU enthalten, sowie von Bewertungen 
lokaler und internationaler Organisationen 
der Zivilgesellschaft, die Teil 
institutioneller 
Überwachungsmechanismen der 
Zivilgesellschaft sind;

12. hält es für unerlässlich, dass 
internationale Abkommen, insbesondere 
über handels-, energie-, 
sicherheitspolitische und technische 
Zusammenarbeit und Rückübernahmen, 
nicht im Widerspruch zur Bindung der EU 
an die Grundrechte stehen; schlägt vor, 
dass während der Verhandlungsphase in 
Bezug auf Menschenrechte 
Folgenabschätzungen mit Benchmarks 
vorgenommen werden, gefolgt von 
regelmäßigen Fortschrittsberichten, die die 
Abschätzungen der für die Umsetzung 
verantwortlichen Organe und Dienste der 
EU enthalten, sowie von Bewertungen 
lokaler und internationaler Organisationen 
der Zivilgesellschaft, die Teil 
institutioneller 
Überwachungsmechanismen der 
Zivilgesellschaft sind;

Or. en

Änderungsantrag 85
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 12 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

12a. fordert die Europäische Union dazu 
auf, in diesem Rahmen für den Zugang 
der Bevölkerung zu natürlichen und 
lebenswichtigen Ressourcen ihres Landes, 
für den Zugang zu Ländereien sowie für 
die Ernährungssicherheit als Grundrecht 
einzutreten;

Or. fr
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Änderungsantrag 86
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. empfiehlt, um über allgemeine Ideen 
zum Mainstreaming hinauszugehen, dass 
eine Reihe von praktischen Maßnahmen 
erarbeitet wird, die für alle außerhalb der 
EU tätigen EU-Beamten bindend sein 
muss; betont, dass eine Ausbildung im 
Bereich Menschenrechte innerhalb des 
EAD und in zuständigen Teilen der 
Kommission verbindlich vorgeschrieben 
sein muss; empfiehlt, dass Aufgaben, die 
das Mainstreaming betreffen, in die 
Stellenbeschreibungen für Beamte 
aufgenommen und im Rahmen der 
jährlichen Personalbewertung 
berücksichtigt werden;

13. empfiehlt, um über allgemeine Ideen 
zum Mainstreaming hinauszugehen, dass 
eine Reihe von praktischen Maßnahmen 
erarbeitet wird, die für alle außerhalb der 
EU tätigen EU-Beamten sowie für das 
gesamte Personal der Mitgliedstaaten 
bindend sein muss, das sich an den 
operativen Maßnahmen der Agenturen 
der Europäischen Union, einschließlich 
FRONTEX, beteiligt; betont, dass eine 
Ausbildung im Bereich Menschenrechte 
innerhalb des EAD und in zuständigen 
Teilen der Kommission verbindlich 
vorgeschrieben sein muss; empfiehlt, dass 
Aufgaben, die das Mainstreaming 
betreffen, in die Stellenbeschreibungen für 
Beamte aufgenommen und im Rahmen der 
jährlichen Personalbewertung 
berücksichtigt werden;

Or. fr

Änderungsantrag 87
Helmut Scholz

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. empfiehlt, um über allgemeine Ideen 
zum Mainstreaming hinauszugehen, dass 
eine Reihe von praktischen Maßnahmen 
erarbeitet wird, die für alle außerhalb der 
EU tätigen EU-Beamten bindend sein 
muss; betont, dass eine Ausbildung im 
Bereich Menschenrechte innerhalb des 
EAD und in zuständigen Teilen der 

13. empfiehlt, um über allgemeine Ideen 
zum Mainstreaming hinauszugehen, dass 
eine Reihe von praktischen Maßnahmen 
erarbeitet wird, die für alle außerhalb der 
EU tätigen EU-Beamten sowie im Auftrag 
der EU und mit Mitteln der EU 
finanzierter Experten bindend sein muss
und bei letzteren auch die Einhaltung der 
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Kommission verbindlich vorgeschrieben 
sein muss; empfiehlt, dass Aufgaben, die 
das Mainstreaming betreffen, in die 
Stellenbeschreibungen für Beamte 
aufgenommen und im Rahmen der 
jährlichen Personalbewertung 
berücksichtigt werden;

international geltenden Normen und 
Standards beinhaltet; betont, dass eine 
Ausbildung im Bereich Menschenrechte 
innerhalb des EAD und in zuständigen 
Teilen der Kommission verbindlich 
vorgeschrieben sein muss; empfiehlt, dass 
Aufgaben, die das Mainstreaming 
betreffen, in die Stellenbeschreibungen für 
Beamte aufgenommen und im Rahmen der 
jährlichen Personalbewertung 
berücksichtigt werden;

Or. de

Änderungsantrag 88
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion
Peter van Dalen

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. empfiehlt, um über allgemeine Ideen 
zum Mainstreaming hinauszugehen, dass 
eine Reihe von praktischen Maßnahmen 
erarbeitet wird, die für alle außerhalb der 
EU tätigen EU-Beamten bindend sein 
muss; betont, dass eine Ausbildung im 
Bereich Menschenrechte innerhalb des 
EAD und in zuständigen Teilen der 
Kommission verbindlich vorgeschrieben 
sein muss; empfiehlt, dass Aufgaben, die 
das Mainstreaming betreffen, in die 
Stellenbeschreibungen für Beamte 
aufgenommen und im Rahmen der 
jährlichen Personalbewertung
berücksichtigt werden;

13. empfiehlt, um über allgemeine Ideen 
zum Mainstreaming von Menschenrechten
hinauszugehen, dass eine Reihe von 
praktischen Maßnahmen erarbeitet wird, 
die für alle außerhalb der EU tätigen EU-
Beamten bindend sein muss; betont, dass 
eine Ausbildung im Bereich 
Menschenrechte innerhalb des EAD und in 
zuständigen Teilen der Kommission 
verbindlich vorgeschrieben sein muss; 
empfiehlt, dass Aufgaben, die das 
Mainstreaming betreffen, in die 
Stellenbeschreibungen für Beamte 
aufgenommen und in regelmäßigen 
Bewertungen der Leistung des Personals
Beachtung finden;

Or. en
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Änderungsantrag 89
Richard Howitt

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. empfiehlt, um über allgemeine Ideen 
zum Mainstreaming hinauszugehen, dass 
eine Reihe von praktischen Maßnahmen 
erarbeitet wird, die für alle außerhalb der 
EU tätigen EU-Beamten bindend sein 
muss; betont, dass eine Ausbildung im 
Bereich Menschenrechte innerhalb des 
EAD und in zuständigen Teilen der 
Kommission verbindlich vorgeschrieben 
sein muss; empfiehlt, dass Aufgaben, die 
das Mainstreaming betreffen, in die 
Stellenbeschreibungen für Beamte 
aufgenommen und im Rahmen der 
jährlichen Personalbewertung 
berücksichtigt werden;

13. empfiehlt, um über allgemeine Ideen 
zum Mainstreaming von Menschenrechten
hinauszugehen, dass eine Reihe von 
praktischen Maßnahmen erarbeitet wird, 
die für alle außerhalb der EU tätigen EU-
Beamten bindend sein muss; betont, dass 
eine Ausbildung im Bereich 
Menschenrechte innerhalb des EAD und in 
zuständigen Teilen der Kommission 
verbindlich vorgeschrieben sein muss; 
empfiehlt, dass Aufgaben, die das 
Mainstreaming betreffen, in die 
Stellenbeschreibungen für Beamte 
aufgenommen und im Rahmen der 
jährlichen Personalbewertung 
berücksichtigt werden;

Or. en

Änderungsantrag 90
Leonidas Donskis, Marietje Schaake, Charles Goerens, Metin Kazak, Kristiina Ojuland, 
Sarah Ludford

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. empfiehlt weiterhin, dass die EU 
immer dann, wenn ein schwerer Verstoß 
gegen die Menschenrechte von einem
Partnerland, mit dem ein internationales 
Abkommen wie etwa ein Partnerschafts-
und Kooperationsabkommen (PKA)
abgeschlossen wurde, begangen wird, 
radikalere Maßnahmen bei der 
Durchführung angemessener Sanktionen, 
wie es in den Menschenrechtsklauseln des 
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Abkommens vereinbart ist, ergreift, 
einschließlich einer möglichen 
vorübergehenden Aussetzung des 
Abkommens;

Or. en

Änderungsantrag 91
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 13 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13a. besteht darauf, dass die Ziele in 
Bezug auf die Entwicklung, Demokratie, 
Menschenrechte, verantwortungsvolle 
Staatsführung und Sicherheit 
miteinander verbunden werden; ist der 
Ansicht, dass eine konsequente Politik zur 
Förderung der Demokratie und 
Menschenrechte die Instrumente der EU 
und die mit Drittländern geschlossenen 
Partnerschaftsabkommen zur Beseitigung 
von Armut einbinden muss; fügt in 
diesem Zusammenhang hinzu, dass die 
Entwicklungshilfeprogramme der EU 
konkrete und maßgebliche Reformen 
einschließen sollten, um die Achtung von 
Menschenrechten, Transparenz, 
Gleichberechtigung der Geschlechter und 
die Bekämpfung von Korruption in den 
Empfängerländern sicherzustellen; weist 
zudem darauf hin, dass strengere 
Konditionalität und Aussetzung von 
Hilfen in Empfängerländern angewendet 
werden sollten, in denen grundlegende 
Menschenrechte und Freiheiten 
offensichtlich missachtet und keine 
Rechtsvorschriften erlassen werden, die 
den internationalen Verpflichtungen 
entsprechen;

Or. en
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Änderungsantrag 92
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 13 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

13b. unterstreicht die Bedeutung der 
Entwicklung angemessener 
Nachfolgeprogramme zu den Berichten 
der Wahlbeobachtungsmission der EU in 
enger Zusammenarbeit mit dem 
Europäischen Parlament, wobei 
sichergestellt werden muss, dass diese 
Nachfolgeprogramme auch mit allen 
anderen Entwicklungsprogrammen 
verknüpft sind;

Or. en

Änderungsantrag 93
Frieda Brepoels, Barbara Lochbihler

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch einbezogen werden muss, 
wobei die Bekämpfung der Straflosigkeit 
im allgemeineren Rahmen von Handel, 
Entwicklung und Unterstützung der 
Rechtsstaatlichkeit berücksichtigt wird; 
betont, dass die Opfer das zentrale 
Anliegen sein müssen; empfiehlt, dass das 
Römische Statut des IStGH in das Paket 
der internationalen Verträge zu 
verantwortungsvoller Staatsführung 
aufgenommen wird und dass die 
Rechtsstaatlichkeit von Drittländern 
ratifiziert werden muss, die für das 

14. betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch einbezogen werden muss, 
wobei die Bekämpfung der Straflosigkeit 
und der Grundsatz der Komplementarität
im allgemeineren Rahmen von Handel, 
Entwicklung und Unterstützung der 
Rechtsstaatlichkeit berücksichtigt werden; 
betont, dass die Opfer das zentrale 
Anliegen sein müssen; empfiehlt, dass das 
Römische Statut des IStGH in das Paket 
der internationalen Verträge zu 
verantwortungsvoller Staatsführung 
aufgenommen wird und dass die 
Rechtsstaatlichkeit von Drittländern 
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Allgemeine Präferenzsystem Plus (APS+) 
zugelassen sind; empfiehlt die konsistente 
Aufnahme von Klauseln des IStGH in die 
Abkommen der Europäischen Union mit 
Drittländern;

ratifiziert werden muss, die für das 
Allgemeine Präferenzsystem Plus (APS+) 
zugelassen sind; empfiehlt die konsistente 
Aufnahme von Klauseln des IStGH in die 
Abkommen der Europäischen Union mit 
Drittländern;

Or. en

Änderungsantrag 94
Wolfgang Kreissl-Dörfler

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch einbezogen werden muss, 
wobei die Bekämpfung der Straflosigkeit 
im allgemeineren Rahmen von Handel, 
Entwicklung und Unterstützung der 
Rechtsstaatlichkeit berücksichtigt wird; 
betont, dass die Opfer das zentrale 
Anliegen sein müssen; empfiehlt, dass das 
Römische Statut des IStGH in das Paket 
der internationalen Verträge zu 
verantwortungsvoller Staatsführung 
aufgenommen wird und dass die 
Rechtsstaatlichkeit von Drittländern 
ratifiziert werden muss, die für das 
Allgemeine Präferenzsystem Plus (APS+) 
zugelassen sind; empfiehlt die konsistente 
Aufnahme von Klauseln des IStGH in die 
Abkommen der Europäischen Union mit 
Drittländern;

14. betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch einbezogen werden muss, 
wobei die Bekämpfung der Straflosigkeit 
und der Grundsatz der Komplementarität
im allgemeineren Rahmen von Handel, 
Entwicklung und Unterstützung der 
Rechtsstaatlichkeit berücksichtigt werden; 
betont, dass die Opfer das zentrale 
Anliegen sein müssen; empfiehlt, dass das 
Römische Statut des IStGH in das Paket 
der internationalen Verträge zu 
verantwortungsvoller Staatsführung 
aufgenommen wird und dass die 
Rechtsstaatlichkeit von Drittländern 
ratifiziert werden muss, die für das 
Allgemeine Präferenzsystem Plus (APS+) 
zugelassen sind; empfiehlt die konsistente 
Aufnahme von Klauseln des IStGH in die 
Abkommen der Europäischen Union mit 
Drittländern;

Or. en

Änderungsantrag 95
Helmut Scholz
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Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch die Bekämpfung der 
Straflosigkeit im allgemeineren Rahmen 
von Handel, Entwicklung und 
Unterstützung der Rechtsstaatlichkeit 
einbeziehen und berücksichtigen muss; 
betont, dass die Opfer das zentrale 
Anliegen sein müssen; empfiehlt, dass das 
Römische Statut des IStGH in das Paket 
der internationalen Verträge zu 
verantwortungsvoller Staatsführung und 
Rechtsstaatlichkeit aufgenommen wird, das 
von Drittländern ratifiziert werden muss, 
die für das Allgemeine Präferenzsystem 
Plus (APS+) zugelassen sind; empfiehlt die 
konsistente Aufnahme von Klauseln des 
IStGH in die Abkommen der Europäischen 
Union mit Drittländern;

14. betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch die Bekämpfung der 
Straflosigkeit im allgemeineren Rahmen 
von Handel, Entwicklung und 
Unterstützung der Rechtsstaatlichkeit 
einbeziehen und berücksichtigen muss; 
betont, dass die Opfer das zentrale 
Anliegen sein müssen; empfiehlt, dass das 
Römische Statut des IStGH in das Paket 
der internationalen Verträge zu 
verantwortungsvoller Staatsführung und 
Rechtsstaatlichkeit aufgenommen wird, das 
von Drittländern ratifiziert werden muss, 
die für das Allgemeine Präferenzsystem 
Plus (APS+) zugelassen sind; empfiehlt die 
konsistente Aufnahme von Klauseln des 
IStGH in die Abkommen der Europäischen 
Union mit Drittländern, wobei der 
Schwerpunkt hierbei auf den 
strategischen Partnerschaften sowie den 
Ländern der Nachbarschaftspolitik liegen 
sollten;

Or. de

Änderungsantrag 96
Ramon Tremosa i Balcells, Edward McMillan-Scott, Renate Weber

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch einbezogen werden muss, 
wobei die Bekämpfung der Straflosigkeit 
im allgemeineren Rahmen von Handel, 
Entwicklung und Unterstützung der 

14. betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch einbezogen werden muss, 
wobei die Bekämpfung der Straflosigkeit 
im allgemeineren Rahmen von Handel, 
Entwicklung und Unterstützung der 
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Rechtsstaatlichkeit berücksichtigt wird; 
betont, dass die Opfer das zentrale 
Anliegen sein müssen; empfiehlt, dass das 
Römische Statut des IStGH in das Paket 
der internationalen Verträge zu 
verantwortungsvoller Staatsführung 
aufgenommen wird und dass die 
Rechtsstaatlichkeit von Drittländern 
ratifiziert werden muss, die für das 
Allgemeine Präferenzsystem Plus (APS+) 
zugelassen sind; empfiehlt die konsistente 
Aufnahme von Klauseln des IStGH in die 
Abkommen der Europäischen Union mit 
Drittländern;

Rechtsstaatlichkeit berücksichtigt wird; 
betont, dass die Opfer und betroffenen 
Gemeinschaften das zentrale Anliegen 
sein müssen, unter besonderer 
Berücksichtigung gefährdeter Gruppen, 
einschließlich Frauen, Kinder, junger
Menschen und Menschen mit 
Behinderungen; empfiehlt, dass das 
Römische Statut des IStGH in das Paket 
der internationalen Verträge zu 
verantwortungsvoller Staatsführung 
aufgenommen wird und dass die 
Rechtsstaatlichkeit von Drittländern 
ratifiziert werden muss, die für das 
Allgemeine Präferenzsystem Plus (APS+) 
zugelassen sind; empfiehlt die konsistente 
Aufnahme von Klauseln des IStGH in die 
Abkommen der Europäischen Union mit 
Drittländern;

Or. en

Änderungsantrag 97
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch einbezogen werden muss, 
wobei die Bekämpfung der Straflosigkeit 
im allgemeineren Rahmen von Handel, 
Entwicklung und Unterstützung der 
Rechtsstaatlichkeit berücksichtigt wird; 
betont, dass die Opfer das zentrale 
Anliegen sein müssen; empfiehlt, dass das 
Römische Statut des IStGH in das Paket 
der internationalen Verträge zu 
verantwortungsvoller Staatsführung 
aufgenommen wird und dass die 
Rechtsstaatlichkeit von Drittländern 
ratifiziert werden muss, die für das 
Allgemeine Präferenzsystem Plus (APS+) 

14. betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch einbezogen werden muss, 
wobei die Bekämpfung der Straflosigkeit 
und der Grundsatz der Komplementarität
im allgemeineren Rahmen von Handel, 
Entwicklung und Unterstützung der 
Rechtsstaatlichkeit berücksichtigt werden; 
betont, dass die Opfer und betroffene 
Gemeinschaften das zentrale Anliegen 
sein müssen, unter besonderer 
Berücksichtigung gefährdeter Gruppen, 
einschließlich Frauen, Kinder, junger
Menschen und Menschen mit 
Behinderungen; empfiehlt, dass das 
Römische Statut des IStGH und die 



AM\891547DE.doc 61/216 PE480.864v01-00

DE

zugelassen sind; empfiehlt die konsistente 
Aufnahme von Klauseln des IStGH in die 
Abkommen der Europäischen Union mit 
Drittländern;

Konvention der IAO in das Paket der 
internationalen Verträge zu 
verantwortungsvoller Staatsführung 
aufgenommen werden und dass die 
Rechtsstaatlichkeit von Drittländern 
ratifiziert werden muss, die für das 
Allgemeine Präferenzsystem Plus (APS+) 
zugelassen sind; empfiehlt die konsistente 
Aufnahme von Klauseln des IStGH in die 
Abkommen der Europäischen Union mit 
Drittländern;

Or. en

Änderungsantrag 98
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch einbezogen werden muss, 
wobei die Bekämpfung der Straflosigkeit 
im allgemeineren Rahmen von Handel, 
Entwicklung und Unterstützung der 
Rechtsstaatlichkeit berücksichtigt wird; 
betont, dass die Opfer das zentrale 
Anliegen sein müssen; empfiehlt, dass das 
Römische Statut des IStGH in das Paket 
der internationalen Verträge zu 
verantwortungsvoller Staatsführung 
aufgenommen wird und dass die 
Rechtsstaatlichkeit von Drittländern 
ratifiziert werden muss, die für das 
Allgemeine Präferenzsystem Plus (APS+) 
zugelassen sind; empfiehlt die konsistente 
Aufnahme von Klauseln des IStGH in die 
Abkommen der Europäischen Union mit 
Drittländern;

14. betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch einbezogen werden muss, 
wobei die Bekämpfung der Straflosigkeit 
im allgemeineren Rahmen von Handel, 
Entwicklung und Unterstützung der 
Rechtsstaatlichkeit berücksichtigt wird; 
betont, dass die Opfer das zentrale 
Anliegen sein müssen; unterstreicht die 
Bedeutung der Einrichtung 
rechtsstaatlicher Strukturen, 
einschließlich eines effizienten 
Rechtssystems, der Gewaltenteilung und 
einer anerkannten und unabhängigen 
Justiz zur verstärkten Förderung der 
Menschenrechte in allen Ländern;
empfiehlt, dass das Römische Statut des 
IStGH in das Paket der internationalen 
Verträge zu verantwortungsvoller 
Staatsführung aufgenommen wird und dass 
die Rechtsstaatlichkeit von Drittländern 
ratifiziert werden muss, die für das 
Allgemeine Präferenzsystem Plus (APS+) 
zugelassen sind; empfiehlt die konsistente 



PE480.864v01-00 62/216 AM\891547DE.doc

DE

Aufnahme von Klauseln des IStGH in die 
Abkommen der Europäischen Union mit 
Drittländern;

Or. en

Änderungsantrag 99
Rui Tavares
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch einbezogen werden muss, 
wobei die Bekämpfung der Straflosigkeit 
im allgemeineren Rahmen von Handel, 
Entwicklung und Unterstützung der 
Rechtsstaatlichkeit berücksichtigt wird; 
betont, dass die Opfer das zentrale 
Anliegen sein müssen; empfiehlt, dass das 
Römische Statut des IStGH in das Paket 
der internationalen Verträge zu 
verantwortungsvoller Staatsführung 
aufgenommen wird und dass die 
Rechtsstaatlichkeit von Drittländern 
ratifiziert werden muss, die für das 
Allgemeine Präferenzsystem Plus (APS+) 
zugelassen sind; empfiehlt die konsistente 
Aufnahme von Klauseln des IStGH in die 
Abkommen der Europäischen Union mit 
Drittländern;

14. betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch einbezogen werden muss, 
wobei die Bekämpfung der Straflosigkeit 
im allgemeineren Rahmen von Handel, 
Entwicklung und Unterstützung der 
Rechtsstaatlichkeit berücksichtigt wird; 
betont, dass die Opfer das zentrale 
Anliegen sein müssen; empfiehlt, dass das 
Römische Statut des IStGH in das Paket 
der internationalen Verträge zu 
verantwortungsvoller Staatsführung 
aufgenommen wird und dass die 
Rechtsstaatlichkeit von Drittländern 
ratifiziert werden muss, die für das 
Allgemeine Präferenzsystem Plus (APS+) 
zugelassen sind; empfiehlt die konsistente 
Aufnahme von Klauseln des IStGH in die
Menschenrechts- und 
Demokratieklauseln der Abkommen der 
Europäischen Union mit Drittländern,
unter der Berücksichtigung, dass solche 
Klauseln als essenzielle Bestandteile 
solcher Abkommen erachtet werden;

Or. en

Änderungsantrag 100
Maria Eleni Koppa
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Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch einbezogen werden muss, 
wobei die Bekämpfung der Straflosigkeit 
im allgemeineren Rahmen von Handel,
Entwicklung und Unterstützung der 
Rechtsstaatlichkeit berücksichtigt wird; 
betont, dass die Opfer das zentrale 
Anliegen sein müssen; empfiehlt, dass das 
Römische Statut des IStGH in das Paket 
der internationalen Verträge zu 
verantwortungsvoller Staatsführung 
aufgenommen wird und dass die 
Rechtsstaatlichkeit von Drittländern 
ratifiziert werden muss, die für das 
Allgemeine Präferenzsystem Plus (APS+) 
zugelassen sind; empfiehlt die konsistente 
Aufnahme von Klauseln des IStGH in die 
Abkommen der Europäischen Union mit 
Drittländern;

14.  betont, dass das Mainstreaming der 
internationalen Gerichtsbarkeit 
systematisch einbezogen werden muss, 
wobei die Bekämpfung der Straflosigkeit 
im allgemeineren Rahmen von Handel, 
Entwicklung und Unterstützung der 
Rechtsstaatlichkeit berücksichtigt wird; 
betont, dass die Rehabilitation und 
gesellschaftliche Reintegration von
Opfern das zentrale Anliegen sein müssen; 
empfiehlt, dass das Römische Statut des 
IStGH in das Paket der internationalen 
Verträge zu verantwortungsvoller 
Staatsführung aufgenommen wird und dass 
die Rechtsstaatlichkeit von Drittländern 
ratifiziert werden muss, die für das 
Allgemeine Präferenzsystem Plus (APS+) 
zugelassen sind; empfiehlt die konsistente 
Aufnahme von Klauseln des IStGH in die 
Abkommen der Europäischen Union mit 
Drittländern;

Or. en

Änderungsantrag 101
Leonidas Donskis

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. begrüßt die Annahme der 
Resolution 65/276 der UN-
Generalversammlung zur Teilnahme der 
EU an der Arbeit der Vereinten Nationen 
als bescheidener Beginn eines größeren 
Bestrebens, die Rolle der EU in der 
Organisation auszubauen; unterstreicht, 
dass der Wunsch, mit einer Stimme zu 

15. begrüßt die Annahme der 
Resolution 65/276 der UN-
Generalversammlung zur Teilnahme der 
EU an der Arbeit der Vereinten Nationen 
als bescheidener Beginn eines größeren 
Bestrebens, die Rolle der EU in der 
Organisation auszubauen; unterstreicht, 
dass der Wunsch, mit einer Stimme zu 
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sprechen, nicht auf Kosten der
Menschenrechtsbelange erfüllt werden
sollte und ist vielmehr der Auffassung, 
dass die EU nun energisch auf die 
Ausübung ihrer Rechte beharren und ihren 
verbesserten Status nutzen muss, um eine 
ehrgeizige Menschenrechtsstrategie zu 
verfolgen;

sprechen eine noch stärkere 
Konzentration auf die 
Menschenrechtsbelange in der Welt und 
effektive Maßnahmen zur Lösung dieser 
Probleme nach sich ziehen sollte; ist der 
Auffassung, dass die EU nun energisch auf 
die Ausübung ihrer Rechte beharren und 
ihren verbesserten Status nutzen muss, um 
eine ehrgeizige Menschenrechtsstrategie zu 
verfolgen;

Or. en

Änderungsantrag 102
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion
Peter van Dalen

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. begrüßt die Annahme der 
Resolution 65/276 der UN-
Generalversammlung zur Teilnahme der 
EU an der Arbeit der Vereinten Nationen 
als bescheidener Beginn eines größeren 
Bestrebens, die Rolle der EU in der 
Organisation auszubauen; unterstreicht, 
dass der Wunsch, mit einer Stimme zu 
sprechen, nicht auf Kosten der 
Menschenrechtsbelange, erfüllt werden 
sollte und ist vielmehr der Auffassung, 
dass die EU nun energisch auf die 
Ausübung ihrer Rechte beharren und ihren 
verbesserten Status nutzen muss, um eine 
ehrgeizige Menschenrechtsstrategie zu 
verfolgen;

15. begrüßt die Annahme der 
Resolution 65/276 der UN-
Generalversammlung zur Teilnahme der 
EU an der Arbeit der Vereinten Nationen 
als bescheidener Beginn eines größeren 
Bestrebens, die Rolle der EU in der 
Menschenrechtsarbeit der Organisation 
auszubauen; unterstreicht, dass der 
Wunsch, mit einer Stimme zu sprechen, 
nicht auf Kosten der 
Menschenrechtsbelange, erfüllt werden 
sollte und ist vielmehr der Auffassung, 
dass die EU nun energisch auf die 
Ausübung ihrer Rechte beharren und ihren 
verbesserten Status nutzen muss, um eine 
ehrgeizige Menschenrechtsstrategie zu 
verfolgen;

Or. en
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Änderungsantrag 103
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. begrüßt die Annahme der 
Resolution 65/276 der UN-
Generalversammlung zur Teilnahme der 
EU an der Arbeit der Vereinten Nationen 
als bescheidener Beginn eines größeren 
Bestrebens, die Rolle der EU in der 
Organisation auszubauen; unterstreicht, 
dass der Wunsch, mit einer Stimme zu 
sprechen, nicht auf Kosten der 
Menschenrechtsbelange, erfüllt werden 
sollte und ist vielmehr der Auffassung, 
dass die EU nun energisch auf die 
Ausübung ihrer Rechte beharren und ihren 
verbesserten Status nutzen muss, um eine 
ehrgeizige Menschenrechtsstrategie zu 
verfolgen;

15. begrüßt die Annahme der 
Resolution 65/276 der UN-
Generalversammlung zur Teilnahme der 
EU an der Arbeit der Vereinten Nationen 
als bescheidener Beginn eines größeren 
Bestrebens, die Rolle der EU in der 
Organisation auszubauen; unterstreicht, 
dass der Wunsch, mit einer Stimme zu 
sprechen, nicht auf Kosten der 
Menschenrechtsbelange, erfüllt werden 
sollte und ist vielmehr der Auffassung, 
dass die EU nun energisch auf die 
Ausübung ihrer Rechte beharren und ihren 
verbesserten Status nutzen muss, um eine 
ehrgeizige Strategie zur Förderung von 
Menschenrechten und Demokratie zu 
verfolgen;

Or. en

Änderungsantrag 104
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 15 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

15a. bekräftigt seinen Aufruf an den Rat, 
die Hohe Vertreterin/Vizepräsidentin der 
Kommission (HV/VP) zu ermächtigen, 
Leitlinien für regelmäßige Beratungen 
zwischen den Botschaftern der 
Mitgliedstaaten und den Botschaftern der 
EU zu entwerfen, insbesondere zwischen 
denen, die auf multilateraler Ebene an 
Orten wie Genf und New York tätig sind, 
so dass die EU ihre VN-Agenda 
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erfolgreich fortsetzen und zugunsten der 
Förderung und Verteidigung der 
Menschenrechte handeln kann;

Or. en

Änderungsantrag 105
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion
Peter van Dalen

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. begrüßt die konstruktive Rolle der EU 
bei der Reform des UN-
Menschenrechtsrats, insbesondere die volle 
Unterstützung der Unabhängigkeit des UN-
Hochkommissariats für Menschenrechte, 
ihre Verteidigung der Rolle von 
Sonderverfahren, Ländermandaten sowie 
der Unteilbarkeit aller Menschenrechte; 
empfiehlt, dass die EU und ihre 
Mitgliedstaaten das von regionalen 
Gruppen vorgebrachte Konzept des 
„Neuanfangs“ bei Wahlen des 
Menschenrechtsrats klar ablehnen; begrüßt 
den ersten vollständigen Zyklus des 
Universal Periodic Review (UPR, 
allgemeines periodisches 
Überprüfungsverfahren), und empfiehlt, 
dass die Mitgliedstaaten der EU mit gutem 
Beispiel vorangehen, indem sie auf die 
Ergebnisse der ersten Überprüfungsrunde 
im Anschluss von Gesprächen auf 
nationaler Ebene aufbauen; befürwortet die 
Aufnahme von UPR-Folgemaßnahmen in 
die Agenda für Gespräche der EU mit 
Drittländern über Menschenrechte und in 
die länderspezifischen Strategiepapiere;

16. begrüßt die konstruktive Rolle der EU 
bei der Reform des UN-
Menschenrechtsrats, insbesondere die volle 
Unterstützung der Unabhängigkeit des UN-
Hochkommissariats für Menschenrechte, 
ihre Verteidigung der Rolle von 
Sonderverfahren, Ländermandaten sowie 
der Unteilbarkeit aller Menschenrechte; 
empfiehlt, dass die EU und ihre 
Mitgliedstaaten das von regionalen 
Gruppen vorgebrachte Konzept des 
„Neuanfangs“ bei Wahlen des 
Menschenrechtsrats klar ablehnen; begrüßt 
den ersten vollständigen Zyklus des 
Universal Periodic Review (UPR, 
allgemeines periodisches 
Überprüfungsverfahren), und empfiehlt, 
dass die Mitgliedstaaten der EU mit gutem 
Beispiel vorangehen, indem sie auf die 
Ergebnisse der ersten Überprüfungsrunde 
im Anschluss von Gesprächen auf 
nationaler Ebene aufbauen; befürwortet die 
Aufnahme von UPR-Folgemaßnahmen in 
die Agenda für Gespräche der EU mit 
Drittländern über Menschenrechte und in 
die länderspezifischen Strategiepapiere; 
empfiehlt, dass die EU das gemeinsame 
Handeln des Menschenrechtsrats der 
Vereinen Nationen in Bezug auf die 
inländische Menschenrechtslage Eritreas 
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fördert, und legt den Mitgliedstaaten des 
Menschenrechtsrats der Vereinten 
Nationen nahe, sich um ein Mandat für 
Sonderverfahren zur permanenten 
Überwachung der Lage in Eritrea zu 
bemühen;

Or. en

Änderungsantrag 106
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 17

Entschließungsantrag Geänderter Text

17. betont die Tatsache, dass die Kapazität 
der EU für Sensibilisierung dringend 
verbessert werden muss, um einen Konsens 
bei einer größeren Anzahl ihrer Vorschläge 
beim Menschenrechtsrat zu erreichen, was 
unter anderem das Werben um die
Unterstützung der HV/VP in 
Lobbyhochburgen in Drittländern
beinhaltet, um die Positionen der EU zu 
unterstützen; begrüßt den strategischeren, 
mittelfristigen Ansatz, die Vorbereitung 
von Sitzungen des Menschenrechtsrats 
innerhalb der Arbeitsgruppe 
„Menschenrechte“ des Rates stattfinden zu 
lassen;

17. betont die Tatsache, dass die Kapazität 
der EU für Sensibilisierung dringend 
verbessert werden muss, um einen Konsens 
bei einer größeren Anzahl ihrer Vorschläge 
beim Menschenrechtsrat zu erreichen, was 
unter anderem die Möglichkeit der HV/VP 
beinhaltet, mit der größtmöglichen Anzahl 
an Drittländern zusammenarbeiten zu 
können; begrüßt den strategischeren, 
mittelfristigen Ansatz, die Vorbereitung 
von Sitzungen des Menschenrechtsrats 
innerhalb der Arbeitsgruppe 
„Menschenrechte“ des Rates stattfinden zu 
lassen;

Or. fr

Änderungsantrag 107
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 17 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

17a. betont, dass Schätzungen der 
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Weltbank zufolge heute 60 Millionen 
Männer und Frauen vollkommen von 
Wäldern abhängig sind, und ist der 
Auffassung, dass die Waldrodung 
aufgrund des Verlusts der Leistungen der 
Wälder für die Ökosysteme (insbesondere 
Regen, Verhinderung von Bodenerosion, 
Wasserreinigung) ein erhebliches 
Hindernis für das Erreichen der 
Millenniums-Entwicklungsziele darstellt, 
angesichts der Tatsache, dass 70 % der 
armen Bevölkerung des Planeten in 
ländlichen Gebieten leben und ihr 
Überleben und ihr Wohlergehen direkt 
von den natürlichen Ressourcen 
abhängig sind und dass die armen 
Bewohner städtischer Gebiete, was die 
durch die Ökosysteme gewährleisteten 
Leistungen anbelangt, wie die 
Aufrechterhaltung der Luft- und der 
Wasserqualität sowie den Abbau von 
Abfällen, ebenfalls auf diese Ressourcen 
angewiesen sind;

Or. fr

Änderungsantrag 108
Wolfgang Kreissl-Dörfler

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. begrüßt den Ausbau der Politik der EU 
bezüglich des IStGH durch den Beschluss 
des Rates vom 21. März 2011 und die 
Überarbeitung des EU-Aktionsplans 
hinsichtlich des IStGH; empfiehlt der EU 
und ihren Mitgliedstaaten die Annahme 
einer Reihe interner Richtlinien in Bezug 
auf einen Verhaltenskodex für den 
Umgang mit Personen, die vom IStGH 
gesucht werden; fordert alle 
Mitgliedstaaten (insbesondere die Republik 
Zypern, die Tschechische Republik, 

18. begrüßt den Ausbau der Politik der EU 
bezüglich des IStGH durch den Beschluss 
des Rates vom 21. März 2011 und die 
Überarbeitung des EU-Aktionsplans 
hinsichtlich des IStGH vom 12. Juli 2011; 
erkennt die Bemühungen der Kommission 
an, ein „EU-
Komplementaritätsinstrumentarium“
einzurichten, das auf die Förderung der 
Entwicklung nationaler Kapazitäten und 
die Schaffung politischen Willens zur 
Untersuchung und Strafverfolgung 
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Ungarn, Italien, Luxemburg und Portugal) 
auf, Rahmenvereinbarungen mit dem 
IStGH zu unterzeichnen, um die 
Zusammenarbeit zu erleichtern und das 
Römische Statut vollständig in die 
nationalen Rechtsvorschriften zu 
integrieren;

mutmaßlicher internationaler Verbrechen 
abzielt, und betont die Bedeutung 
intensiver Beratungen mit EU-
Mitgliedstaaten, dem Europäischen 
Parlament und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen zur Fertigstellung des 
Instrumentariums; empfiehlt der EU und 
ihren Mitgliedstaaten die Annahme einer 
Reihe interner Richtlinien in Bezug auf 
einen Verhaltenskodex für den Umgang 
mit Personen, die vom IStGH gesucht 
werden; fordert alle Mitgliedstaaten 
(insbesondere die Republik Zypern, die 
Tschechische Republik, Ungarn, Italien, 
Luxemburg und Portugal) auf, das 
Römische Statut vollständig in die 
nationalen Rechtsvorschriften zu 
integrieren, insbesondere durch die 
Verabschiedung einschlägiger nationaler 
Rechtsvorschriften zur Zusammenarbeit 
mit dem Gericht und durch den Abschluss
von Rahmenvereinbarungen mit dem 
IStGH, um die Zusammenarbeit zu 
erleichtern, insbesondere, um die
Vollstreckung von Haftbefehlen und die 
Durchführung sonstiger Ersuchen des 
Gerichts sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 109
Richard Howitt

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. begrüßt den Ausbau der Politik der EU 
bezüglich des IStGH durch den Beschluss 
des Rates vom 21. März 2011 und die 
Überarbeitung des EU-Aktionsplans
hinsichtlich des IStGH; empfiehlt der EU 
und ihren Mitgliedstaaten die Annahme 
einer Reihe interner Richtlinien in Bezug 
auf einen Verhaltenskodex für den 

18. begrüßt den Ausbau der Politik der EU 
bezüglich des IStGH durch den Beschluss 
des Rates vom 21. März 2011 und die 
Überarbeitung des EU-Aktionsplans 
hinsichtlich des IStGH; empfiehlt der EU 
und ihren Mitgliedstaaten die Annahme 
einer Reihe interner Richtlinien in Bezug 
auf einen Verhaltenskodex für den 
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Umgang mit Personen, die vom IStGH 
gesucht werden; fordert alle 
Mitgliedstaaten (insbesondere die Republik 
Zypern, die Tschechische Republik, 
Ungarn, Italien, Luxemburg und Portugal) 
auf, Rahmenvereinbarungen mit dem 
IStGH zu unterzeichnen, um die 
Zusammenarbeit zu erleichtern und das 
Römische Statut vollständig in die 
nationalen Rechtsvorschriften zu 
integrieren;

Umgang mit Personen, die vom IStGH 
gesucht werden; fordert alle 
Mitgliedstaaten (insbesondere die Republik 
Zypern, die Tschechische Republik, 
Ungarn, Italien, Luxemburg und Portugal) 
auf, das Römische Status vollständig in 
die nationalen Rechtsvorschriften zu 
integrieren, insbesondere durch die 
Verabschiedung einschlägiger nationaler 
Rechtsvorschriften zur Zusammenarbeit 
mit dem Gericht und durch den Abschluss
von Rahmenvereinbarungen mit dem 
IStGH, um die Zusammenarbeit zu 
erleichtern, insbesondere, um die 
Vollstreckung von Haftbefehlen und die 
Durchführung sonstiger Ersuchen des 
Gerichts sicherzustellen, und das 
Römische Statut vollständig in die 
nationalen Rechtsvorschriften zu 
integrieren;

Or. en

Änderungsantrag 110
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. begrüßt den Ausbau der Politik der EU 
bezüglich des IStGH durch den Beschluss 
des Rates vom 21. März 2011 und die 
Überarbeitung des EU-Aktionsplans 
hinsichtlich des IStGH; empfiehlt der EU 
und ihren Mitgliedstaaten die Annahme 
einer Reihe interner Richtlinien in Bezug 
auf einen Verhaltenskodex für den 
Umgang mit Personen, die vom IStGH 
gesucht werden; fordert alle 
Mitgliedstaaten (insbesondere die Republik 
Zypern, die Tschechische Republik, 
Ungarn, Italien, Luxemburg und Portugal) 
auf, Rahmenvereinbarungen mit dem 

18. begrüßt den Ausbau der Politik der EU 
bezüglich des IStGH durch den Beschluss 
des Rates vom 21. März 2011 und die 
Überarbeitung des EU-Aktionsplans 
hinsichtlich des IStGH; empfiehlt der EU 
und ihren Mitgliedstaaten die Annahme 
einer Reihe interner Richtlinien in Bezug 
auf einen Verhaltenskodex für den 
Umgang mit Personen, die vom IStGH 
gesucht werden; fordert alle 
Mitgliedstaaten (insbesondere die Republik 
Zypern, die Tschechische Republik, 
Ungarn, Italien, Luxemburg und Portugal) 
auf, das Römische Status vollständig in 
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IStGH zu unterzeichnen, um die 
Zusammenarbeit zu erleichtern und das 
Römische Statut vollständig in die 
nationalen Rechtsvorschriften zu 
integrieren;

die nationalen Rechtsvorschriften zu 
integrieren, insbesondere durch die 
Verabschiedung einschlägiger nationaler 
Rechtsvorschriften zur Zusammenarbeit 
mit dem Gericht und durch den Abschluss
von Rahmenvereinbarungen mit dem 
IStGH, um die Zusammenarbeit zu 
erleichtern, insbesondere, um die 
Vollstreckung von Haftbefehlen und die 
Durchführung sonstiger Ersuchen des 
Gerichts sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 111
Frieda Brepoels, Barbara Lochbihler

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. begrüßt den Ausbau der Politik der EU 
bezüglich des IStGH durch den Beschluss 
des Rates vom 21. März 2011 und die 
Überarbeitung des EU-Aktionsplans 
hinsichtlich des IStGH; empfiehlt der EU 
und ihren Mitgliedstaaten die Annahme 
einer Reihe interner Richtlinien in Bezug 
auf einen Verhaltenskodex für den 
Umgang mit Personen, die vom IStGH 
gesucht werden; fordert alle 
Mitgliedstaaten (insbesondere die Republik 
Zypern, die Tschechische Republik, 
Ungarn, Italien, Luxemburg und Portugal) 
auf, Rahmenvereinbarungen mit dem 
IStGH zu unterzeichnen, um die 
Zusammenarbeit zu erleichtern und das 
Römische Statut vollständig in die 
nationalen Rechtsvorschriften zu 
integrieren;

18. begrüßt den Ausbau der Politik der EU 
bezüglich des IStGH durch den Beschluss 
des Rates vom 21. März 2011 und die 
Überarbeitung des EU-Aktionsplans 
hinsichtlich des IStGH; empfiehlt der EU 
und ihren Mitgliedstaaten die Annahme 
einer Reihe interner Richtlinien in Bezug 
auf einen Verhaltenskodex für den 
Umgang mit Personen, die vom IStGH 
gesucht werden; fordert alle 
Mitgliedstaaten (insbesondere die Republik 
Zypern, die Tschechische Republik, 
Ungarn, Italien, Luxemburg und Portugal) 
auf, das Römische Status vollständig in 
die nationalen Rechtsvorschriften zu 
integrieren, insbesondere durch die 
Verabschiedung einschlägiger nationaler 
Rechtsvorschriften zur Zusammenarbeit 
mit dem Gericht und durch den Abschluss
von Rahmenvereinbarungen mit dem 
IStGH, um die Zusammenarbeit zu 
erleichtern, insbesondere, um die
Vollstreckung von Haftbefehlen und die 
Durchführung sonstiger Ersuchen des 
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Gerichts sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 112
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Ziffer 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

18. begrüßt den Ausbau der Politik der EU 
bezüglich des IStGH durch den Beschluss 
des Rates vom 21. März 2011 und die 
Überarbeitung des EU-Aktionsplans 
hinsichtlich des IStGH; empfiehlt der EU 
und ihren Mitgliedstaaten die Annahme 
einer Reihe interner Richtlinien in Bezug 
auf einen Verhaltenskodex für den 
Umgang mit Personen, die vom IStGH 
gesucht werden; fordert alle 
Mitgliedstaaten (insbesondere die 
Republik Zypern, die Tschechische 
Republik, Ungarn, Italien, Luxemburg 
und Portugal) auf, Rahmenvereinbarungen 
mit dem IStGH zu unterzeichnen, um die 
Zusammenarbeit zu erleichtern und das 
Römische Statut vollständig in die 
nationalen Rechtsvorschriften zu 
integrieren;

18. begrüßt den Ausbau der Politik der EU 
bezüglich des IStGH durch den Beschluss 
des Rates vom 21. März 2011 und die 
Überarbeitung des EU-Aktionsplans 
hinsichtlich des IStGH; empfiehlt der EU 
und ihren Mitgliedstaaten die Annahme 
einer Reihe interner Richtlinien in Bezug 
auf einen Verhaltenskodex für den 
Umgang mit Personen, die vom IStGH 
gesucht werden; fordert alle 
Mitgliedstaaten auf, 
Rahmenvereinbarungen mit dem IStGH zu
unterzeichnen, um die Zusammenarbeit zu 
erleichtern und das Römische Statut 
vollständig in die nationalen 
Rechtsvorschriften zu integrieren;

Or. en

Änderungsantrag 113
Frieda Brepoels, Barbara Lochbihler

Entschließungsantrag
Ziffer 18 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

18a. erkennt die Bemühungen der 
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Kommission an, ein „EU-
Komplementaritätsinstrumentarium“ 
einzurichten, das auf die Förderung der 
Entwicklung nationaler Fähigkeiten und 
die Schaffung des politischen Willens zur 
Untersuchung und strafrechtlichen 
Verfolgung mutmaßlicher internationaler 
Verbrechen abzielt, und betont die 
Bedeutung systematischer Beratungen mit 
EU-Mitgliedstaaten, dem Europäischen 
Parlament und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen zur Fertigstellung des 
Instrumentariums;

Or. en

Änderungsantrag 114
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 18 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

18a. weist darauf hin, dass das Römische 
Statut des IStGH einen Mechanismus des 
„letzten Auswegs“ einrichtet, um die 
Verantwortlichen für Verbrechen gegen 
die Menschheit, für Völkermord, 
Kriegsverbrechen und Verbrechen der 
Aggression vor Gericht zu bringen, wie es 
laut dem im Römischen Statut 
verankerten Grundsatz der 
Komplementarität vorgesehen ist; erkennt 
die Bemühungen der Kommission an, ein 
„EU-
Komplementaritätsinstrumentarium“ 
einzurichten, das auf die Förderung der 
Entwicklung nationaler Kapazitäten und 
die Schaffung des politischen Willens zur 
Untersuchung und Strafverfolgung 
mutmaßlicher internationaler Verbrechen 
abzielt, und betont die Bedeutung 
eingehender Beratungen mit EU-
Mitgliedstaaten, dem Europäischen 
Parlament und zivilgesellschaftlichen 



PE480.864v01-00 74/216 AM\891547DE.doc

DE

Organisationen zur Fertigstellung des 
Instrumentariums;

Or. en

Änderungsantrag 115
Helmut Scholz

Entschließungsantrag
Ziffer 18 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

18 a. bekräftigt prinzipiell den im 
Römischen Statut festgeschriebenen 
Vorrang der Gerichtsbarkeit nationaler 
Strafgerichte bei der Verfolgung von 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 
Völkermord und Kriegsverbrechen; setzt 
sich in diesem Zusammenhang 
uneingeschränkt dafür ein, dass alle 
Vertragsstaaten des Römischen Statuts 
die Fähigkeiten und den politischen 
Willen zur strafrechtlichen Verfolgung 
schwerster Verstöße gegen das geltende 
Völkerrecht in den eigenen Ländern 
stärken; fordert die HR/VP sowie die 
Europäische Kommission dazu auf, 
diesem Erfordernis bei der Ausgestaltung 
der verschiedenen Politikbereiche und 
Instrumente zu berücksichtigen;

Or. de

Änderungsantrag 116
Helmut Scholz

Entschließungsantrag
Ziffer 19

Entschließungsantrag Geänderter Text

19. begrüßt die Verabschiedung von 
Änderungen am Römischen Statut bei der 

19. begrüßt die Verabschiedung von 
Änderungen am Römischen Statut bei der 
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Überprüfungskonferenz in Kampala, die 
sich auf das Verbrechen der Aggression 
und bestimmte Kriegsverbrechen beziehen, 
und fordert alle Mitgliedstaaten der EU 
auf, diese wesentlichen Änderungen 
umgehend zu ratifizieren und sie als Teil 
ihres innerstaatlichen Strafvollzugsapparats 
umzusetzen; begrüßt die Zusicherungen 
der EU vor allem in Bezug auf die 
Bekämpfung der Straflosigkeit als einen 
Kernwert, der beim Abschluss von 
Abkommen mit unseren Partnern geteilt 
wird, und fordert ihre konsequente 
Umsetzung;

Überprüfungskonferenz in Kampala, die 
sich auf das Verbrechen der Aggression 
und bestimmte Kriegsverbrechen beziehen, 
und fordert alle Mitgliedstaaten der EU 
auf, diese wesentlichen Änderungen 
umgehend zu ratifizieren und sie als Teil 
ihres innerstaatlichen Strafvollzugsapparats 
umzusetzen; fordert in diesem 
Zusammenhang Rat, Kommission und 
Europäisches Parlament dazu auf, ihre 
internationale Autorität im Interesse der 
Absicherung und Stärkung der 
Universalität des Römischen Statuts für 
eine international einvernehmliche, 
weitergehende Konkretisierung der 
Tatbestände einer völkerrechtswidrigen 
Aggression einzusetzen; begrüßt die 
Zusicherungen der EU vor allem in Bezug 
auf die Bekämpfung der Straflosigkeit als 
einen Kernwert, der beim Abschluss von 
Abkommen mit unseren Partnern geteilt 
wird, und fordert ihre konsequente 
Umsetzung;

Or. de

Änderungsantrag 117
Frieda Brepoels, Barbara Lochbihler

Entschließungsantrag
Ziffer 20

Entschließungsantrag Geänderter Text

20. empfiehlt, dass die EU systematisch 
den Respekt für und die Zusammenarbeit 
mit dem IStGH sowie dessen 
Unterstützung im Rahmen des 
Abkommens von Cotonou und bei 
Dialogen zwischen der EU und regionalen 
Organisationen in Drittländern fördert;

20. empfiehlt, dass die EU systematisch 
den Respekt für und die Zusammenarbeit 
mit dem IStGH sowie dessen 
Unterstützung im Rahmen des 
Abkommens von Cotonou und bei 
Dialogen zwischen der EU und regionalen 
Organisationen wie der Afrikanischen 
Union und der Organisation 
Amerikanischer Staaten und Drittländern 
fördert;

Or. en
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Änderungsantrag 118
Wolfgang Kreissl-Dörfler

Entschließungsantrag
Ziffer 20

Entschließungsantrag Geänderter Text

20. empfiehlt, dass die EU systematisch 
den Respekt für und die Zusammenarbeit 
mit dem IStGH sowie dessen 
Unterstützung im Rahmen des 
Abkommens von Cotonou und bei 
Dialogen zwischen der EU und regionalen 
Organisationen in Drittländern fördert;

20. empfiehlt, dass die EU Klauseln des 
IStGH systematisch in Abkommen mit 
Drittländern einbezieht und den Respekt 
für und die Zusammenarbeit mit dem 
IStGH sowie dessen Unterstützung im 
Rahmen des Abkommens von Cotonou und 
bei Dialogen zwischen der EU und 
regionalen Organisationen wie der 
Afrikanischen Union, der Arabischen 
Liga, der ASEAN, der Organisation 
Amerikanischer Staaten und der OSZE 
und Drittländern fördert;

Or. en

Änderungsantrag 119
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 20

Entschließungsantrag Geänderter Text

20. empfiehlt, dass die EU systematisch 
den Respekt für und die Zusammenarbeit 
mit dem IStGH sowie dessen 
Unterstützung im Rahmen des 
Abkommens von Cotonou und bei 
Dialogen zwischen der EU und regionalen 
Organisationen in Drittländern fördert;

20. empfiehlt, dass die EU systematisch 
den Respekt für und die Zusammenarbeit 
mit dem IStGH sowie dessen 
Unterstützung im Rahmen des 
Abkommens von Cotonou und bei 
Dialogen zwischen der EU und regionalen 
Organisationen wie der Afrikanischen 
Union und der Organisation 
Amerikanischer Staaten und Drittländern 
fördert;

Or. en
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Änderungsantrag 120
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Ziffer 21

Entschließungsantrag Geänderter Text

21. begrüßt die finanzielle und logistische 
Unterstützung der EU und ihrer 
Mitgliedstaaten für den IStGH und 
empfiehlt sie beizubehalten; bringt seine 
tiefe Besorgnis über den Ausgang der im 
Dezember 2011 während einer Sitzung der 
Versammlung der Vertragsstaaten 
geführten Haushaltsdebatte zum Ausdruck, 
da die Versammlung mit einer 
Unterfinanzierung des Gerichtshofs droht 
und somit seine Fähigkeit beschneidet, für 
Gerechtigkeit zu sorgen und auf neue 
Bedingungen zu reagieren; fordert die EU 
und ihre Mitgliedstaaten auf, sich für das 
Funktionieren des Gerichtshofs vehement
einzusetzen;

21. begrüßt die finanzielle und logistische 
Unterstützung der EU und ihrer 
Mitgliedstaaten für den IStGH und 
empfiehlt sie beizubehalten; bringt seine 
tiefe Besorgnis über den Ausgang der im 
Dezember 2011 während einer Sitzung der 
Versammlung der Vertragsstaaten 
geführten Haushaltsdebatte zum Ausdruck, 
da die Versammlung mit einer 
Unterfinanzierung des Gerichtshofs droht 
und somit seine Fähigkeit beschneidet, für 
Gerechtigkeit zu sorgen und auf neue 
Bedingungen zu reagieren; fordert die EU 
und ihre Mitgliedstaaten auf, sich für das 
Funktionieren des Gerichtshofs 
angemessen einzusetzen;

Or. en

Änderungsantrag 121
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 21

Entschließungsantrag Geänderter Text

21. begrüßt die finanzielle und logistische 
Unterstützung der EU und ihrer 
Mitgliedstaaten für den IStGH und 
empfiehlt sie beizubehalten; bringt seine 
tiefe Besorgnis über den Ausgang der im 
Dezember 2011 während einer Sitzung der 
Versammlung der Vertragsstaaten 
geführten Haushaltsdebatte zum Ausdruck, 
da die Versammlung mit einer 

21. begrüßt die finanzielle und logistische 
Unterstützung der EU und ihrer 
Mitgliedstaaten für den IStGH und 
empfiehlt sie beizubehalten; bringt seine 
tiefe Besorgnis über den Ausgang der im 
Dezember 2011 während einer Sitzung der 
Versammlung der Vertragsstaaten 
geführten Haushaltsdebatte zum Ausdruck, 
da die Versammlung mit einer 
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Unterfinanzierung des Gerichtshofs droht 
und somit seine Fähigkeit beschneidet, für 
Gerechtigkeit zu sorgen und auf neue 
Bedingungen zu reagieren; fordert die EU 
und ihre Mitgliedstaaten auf, sich für das 
Funktionieren des Gerichtshofs vehement 
einzusetzen;

Unterfinanzierung des Gerichtshofs droht 
und somit seine Fähigkeit beschneidet, für 
Gerechtigkeit zu sorgen und auf neue 
Bedingungen zu reagieren; fordert die EU 
und ihre Mitgliedstaaten auf, sich für das 
Funktionieren des Gerichtshofs vehement 
einzusetzen, einschließlich der 
Übernahme einer aktiven Rolle bei der 
Auslieferung Verklagter;

Or. en

Änderungsantrag 122
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 21 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

21a. stellt fest, dass Kolumbien im 
Hinblick auf Gewerkschaftstätigkeit auch 
weiterhin eines der gefährlichsten Länder 
der Welt bleibt und dass 
Menschenrechtsverletzungen, die auch 
Studenten, Bauern, Frauen und Kinder 
betreffen, fast vollständig unbestraft 
bleiben; ist folglich der Auffassung, dass 
die Ratifizierung des 
Freihandelsabkommens mit diesem Land 
an Bedingungen geknüpft werden muss; 
verurteilt aufs Schärfste, dass der direkt 
dem Staatspräsidenten unterstellte 
Nachrichtendienst (DAS) systematische 
Abhörungen vorgenommen und illegale 
Handlungen durchgeführt hat, die darauf 
abzielten, hohe Richter, Abgeordnete der 
Opposition und Menschenrechtsaktivisten 
zu diskreditieren; bekräftigt, dass der 
Unterausschuss Menschenrechte des 
Europäischen Parlaments, in Europa 
lebende Personen und NRO ebenfalls zur 
Zielscheibe dieser Machenschaften 
geworden sind; fordert, dass diese 
schwerwiegenden Vorkommnisse nicht 
unbestraft bleiben dürfen; fordert die 
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Union dazu auf, den Empfehlungen des 
Berichts des Ausschusses gegen Folter 
aus dem Jahr 2009 in Bezug auf 
Kolumbien nachzukommen;

Or. fr

Änderungsantrag 123
Ramon Tremosa i Balcells, Edward McMillan-Scott, Renate Weber

Entschließungsantrag
Ziffer 21 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

21a. erkennt die wesentliche Rolle des 
Systems des Römischen Statuts bei der 
Bekämpfung der Straflosigkeit durch 
seine Förderung des Grundsatzes der 
Komplementarität an, wobei Staaten 
weiterhin in erster Linie für die 
Untersuchung und ggf. die 
Strafverfolgung der eines Verbrechens 
nach dem Völkerrecht Beschuldigten 
zuständig sind; begrüßt die Bemühungen 
der Kommission, ein „EU-
Komplementaritätsinstrumentarium“ 
einzurichten; begrüßt die Anstrengungen
der Zivilgesellschaft der EU-
Mitgliedstaaten, die ergänzenden 
Bemühungen in Ländern, in denen 
Verbrechen nach dem Völkerrecht und 
massive Menschenrechtsverletzungen 
vorkommen, zu unterstützen, und 
befürwortet die Fortsetzung dieser 
Bemühungen;

Or. en

Änderungsantrag 124
Tunne Kelam

Entschließungsantrag
Ziffer 22



PE480.864v01-00 80/216 AM\891547DE.doc

DE

Entschließungsantrag Geänderter Text

22. bekräftigt seine Überzeugung, dass alle 
außenpolitischen Maßnahmen der EU 
einen Entwicklungsaspekt, der sich auf den 
sozioökonomischen Fortschritt aller 
basierend auf nachhaltiger Entwicklung 
konzentriert, und einen Politikaspekt, der 
Pluralismus, Demokratie und die Achtung 
der Menschenrechte unterstützt, umfassen 
müssen;

22. bekräftigt seine Überzeugung, dass alle 
außenpolitischen Maßnahmen der EU 
einen Politikaspekt, der Pluralismus, 
Demokratie und die Achtung der 
Menschenrechte und die 
Rechtsstaatlichkeit unterstützt, und einen 
Entwicklungsaspekt, der sich auf den 
sozioökonomischen Fortschritt aller 
basierend auf nachhaltiger Entwicklung 
konzentriert, umfassen müssen;

Or. en

Änderungsantrag 125
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Ziffer 22

Entschließungsantrag Geänderter Text

22. bekräftigt seine Überzeugung, dass alle 
außenpolitischen Maßnahmen der EU 
einen Entwicklungsaspekt, der sich auf den 
sozioökonomischen Fortschritt aller
basierend auf nachhaltiger Entwicklung 
konzentriert, und einen Politikaspekt, der 
Pluralismus, Demokratie und die Achtung 
der Menschenrechte unterstützt, umfassen 
müssen;

22. bekräftigt seine Überzeugung, dass alle 
außenpolitischen Maßnahmen der EU 
einen Entwicklungsaspekt, der sich auf den 
sozioökonomischen Fortschritt
einschließlich der Beseitigung der Armut 
und die Bekämpfung der Ungleichheit 
basierend auf nachhaltiger Entwicklung 
konzentriert, und einen Politikaspekt, der 
Pluralismus, Demokratie und die Achtung 
der Menschenrechte unterstützt, umfassen 
müssen;

Or. es

Änderungsantrag 126
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 22
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Entschließungsantrag Geänderter Text

22. bekräftigt seine Überzeugung, dass alle 
außenpolitischen Maßnahmen der EU 
einen Entwicklungsaspekt, der sich auf den 
sozioökonomischen Fortschritt aller 
basierend auf nachhaltiger Entwicklung 
konzentriert, und einen Politikaspekt, der 
Pluralismus, Demokratie und die Achtung 
der Menschenrechte unterstützt, umfassen 
müssen;

22. bekräftigt seine Überzeugung, dass alle 
außenpolitischen Maßnahmen der EU 
einen Entwicklungsaspekt, der sich auf den 
sozioökonomischen Fortschritt aller 
basierend auf nachhaltiger Entwicklung 
konzentriert, einschließlich des 
Grundbedürfnisses nach Nahrung, und 
einen Politikaspekt, der Pluralismus, 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die 
Achtung der Menschenrechte unterstützt, 
umfassen müssen;

Or. en

Änderungsantrag 127
Rui Tavares
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 22

Entschließungsantrag Geänderter Text

22. bekräftigt seine Überzeugung, dass alle 
außenpolitischen Maßnahmen der EU 
einen Entwicklungsaspekt, der sich auf den 
sozioökonomischen Fortschritt aller 
basierend auf nachhaltiger Entwicklung 
konzentriert, und einen Politikaspekt, der 
Pluralismus, Demokratie und die Achtung 
der Menschenrechte unterstützt, umfassen 
müssen;

22. bekräftigt seine Überzeugung, dass alle 
außenpolitischen Maßnahmen der EU 
einen Entwicklungsaspekt, der sich auf den 
sozioökonomischen Fortschritt aller 
basierend auf nachhaltiger Entwicklung 
konzentriert, und einen Politikaspekt, der 
Pluralismus, Demokratie, unter besonderer 
Berücksichtigung der Unabhängigkeit der 
Justiz und der Bekämpfung der 
Korruption, und die Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten
unterstützt, umfassen müssen;

Or. en

Änderungsantrag 128
Richard Howitt
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Entschließungsantrag
Ziffer 22

Entschließungsantrag Geänderter Text

22. bekräftigt seine Überzeugung, dass alle 
außenpolitischen Maßnahmen der EU 
einen Entwicklungsaspekt, der sich auf den 
sozioökonomischen Fortschritt aller 
basierend auf nachhaltiger Entwicklung 
konzentriert, und einen Politikaspekt, der 
Pluralismus, Demokratie und die Achtung 
der Menschenrechte unterstützt, umfassen 
müssen;

22. bekräftigt seine Überzeugung, dass alle 
außenpolitischen Maßnahmen der EU 
einen Entwicklungsaspekt, der sich auf den 
sozioökonomischen Fortschritt aller 
basierend auf nachhaltiger Entwicklung 
konzentriert, und einen Politikaspekt, der 
Pluralismus, Demokratie und die Achtung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten
unterstützt, umfassen müssen;

Or. en

Änderungsantrag 129
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion
Peter van Dalen

Entschließungsantrag
Ziffer 22

Entschließungsantrag Geänderter Text

22. bekräftigt seine Überzeugung, dass alle 
außenpolitischen Maßnahmen der EU 
einen Entwicklungsaspekt, der sich auf den 
sozioökonomischen Fortschritt aller 
basierend auf nachhaltiger Entwicklung 
konzentriert, und einen Politikaspekt, der 
Pluralismus, Demokratie und die Achtung 
der Menschenrechte unterstützt, umfassen 
müssen;

22. bekräftigt seine Überzeugung, dass alle 
außenpolitischen Maßnahmen der EU 
einen Entwicklungsaspekt, der sich auf den 
sozioökonomischen Fortschritt aller 
basierend auf nachhaltiger Entwicklung 
konzentriert, und einen Politikaspekt, der 
Pluralismus, Demokratie und die Achtung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten
unterstützt, umfassen müssen;

Or. en

Änderungsantrag 130
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 22
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Entschließungsantrag Geänderter Text

22. bekräftigt seine Überzeugung, dass alle 
außenpolitischen Maßnahmen der EU 
einen Entwicklungsaspekt, der sich auf den 
sozioökonomischen Fortschritt aller 
basierend auf nachhaltiger Entwicklung 
konzentriert, und einen Politikaspekt, der 
Pluralismus, Demokratie und die Achtung 
der Menschenrechte unterstützt, umfassen 
müssen;

22. bekräftigt seine Überzeugung, dass alle 
außenpolitischen Maßnahmen der EU 
einen Entwicklungsaspekt, der sich auf den 
sozioökonomischen Fortschritt aller 
basierend auf nachhaltiger Entwicklung 
konzentriert, und einen Politikaspekt, der 
Pluralismus, Demokratie und die Achtung 
der Menschenrechte unterstützt, umfassen 
müssen; bekräftigt, dass der Europäische 
Fonds für Demokratie wie in den 
Dokumenten des Europäischen 
Parlaments genannt, in dieser 
Angelegenheit besonders effektiv und eine 
sinnvolle Ergänzung der gegenwärtigen 
Instrumente der EU und der 
Mitgliedstaaten sein wird;

Or. en

Änderungsantrag 131
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 23

Entschließungsantrag Geänderter Text

23. ist der Ansicht, dass die EU 
Partnerländern ausschließlich dann einen 
fortgeschrittenen Status gewähren sollte, 
wenn die Menschenrechte und die 
Anforderungen an die Demokratie 
eindeutig eingehalten werden;

23. ist der Ansicht, dass die EU 
Partnerländern ausschließlich dann einen 
fortgeschrittenen Status gewähren sollte, 
wenn die Menschenrechte und die 
Anforderungen an die Demokratie 
eindeutig eingehalten werden; besteht auf 
der Notwendigkeit, den Ländern des 
sogenannten Arabischen Frühlings, die 
sich gegenwärtig in einer 
Demokratisierungsphase befinden, heute 
keine Bedingungen für die Zuerkennung 
des fortgeschrittenen Status aufzuerlegen, 
die strenger sind als die, die während der 
Verhandlungen mit den Regierungen vor 
dem Arabischen Frühling ins Auge 
gefasst wurden;
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Or. fr

Änderungsantrag 132
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Ziffer 23

Entschließungsantrag Geänderter Text

23. ist der Ansicht, dass die EU 
Partnerländern ausschließlich dann einen 
fortgeschrittenen Status gewähren sollte, 
wenn die Menschenrechte und die 
Anforderungen an die Demokratie 
eindeutig eingehalten werden;

23. ist der Ansicht, dass die EU 
Partnerländern ausschließlich dann einen 
fortgeschrittenen Status gewähren sollte, 
wenn die Menschenrechte und die 
Anforderungen an die Demokratie 
eindeutig eingehalten werden, und nicht 
zögern sollte, diesen einzufrieren, sollten 
diese Anforderungen nicht mehr 
eingehalten werden;

Or. en

Änderungsantrag 133
Tunne Kelam

Entschließungsantrag
Ziffer 23

Entschließungsantrag Geänderter Text

23. ist der Ansicht, dass die EU 
Partnerländern ausschließlich dann einen 
fortgeschrittenen Status gewähren sollte, 
wenn die Menschenrechte und die 
Anforderungen an die Demokratie 
eindeutig eingehalten werden;

23. ist der Ansicht, dass die EU 
Partnerländern ausschließlich dann einen 
fortgeschrittenen Status gewähren sollte, 
wenn die Menschenrechte und die 
Anforderungen an die Demokratie 
eindeutig eingehalten werden; ist der 
Ansicht, dass in dieser Hinsicht 
weitergehende Verhandlungen mit 
Russland über das neue erweiterte 
Partnerschaftsabkommen ernsthaft in 
Betracht gezogen werden sollten;

Or. en
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Änderungsantrag 134
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 23

Entschließungsantrag Geänderter Text

23. ist der Ansicht, dass die EU 
Partnerländern ausschließlich dann einen 
fortgeschrittenen Status gewähren sollte, 
wenn die Menschenrechte und die 
Anforderungen an die Demokratie 
eindeutig eingehalten werden;

23. ist der Ansicht, dass der 
leistungsorientierte Ansatz „mehr für 
mehr“ die Beziehungen der EU mit allen 
Drittländern bestimmen sollte, und dass 
die EU Partnerländern ausschließlich dann 
einen fortgeschrittenen Status gewähren 
sollte, wenn die Menschenrechte und die 
Anforderungen an die Demokratie 
eindeutig eingehalten werden;

Or. en

Änderungsantrag 135
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 23

Entschließungsantrag Geänderter Text

23. ist der Ansicht, dass die EU 
Partnerländern ausschließlich dann einen 
fortgeschrittenen Status gewähren sollte, 
wenn die Menschenrechte und die 
Anforderungen an die Demokratie 
eindeutig eingehalten werden;

23. ist der Ansicht, dass die EU 
Partnerländern ausschließlich dann einen 
fortgeschrittenen Status gewähren sollte, 
wenn die Menschenrechte und die 
Anforderungen an die Demokratie 
eingehalten werden und auch das 
Völkerrecht befolgt wird; erwartet in 
dieser Hinsicht, dass der dem Königreich 
Marokko gewährte fortgeschrittene Status 
in einem konkreten Programm seinen 
Niederschlag finden wird, um die 
Besetzung der Westsahara und anderer 
Verletzungen der Menschenrechte der 
Menschen in der Westsahara zu beenden;

Or. en
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Änderungsantrag 136
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 25

Entschließungsantrag Geänderter Text

25. nimmt die Pläne zur Einrichtung eines 
Europäischen Fonds für Demokratie (EFD) 
zur Kenntnis; unterstreicht das Potenzial 
des Fonds, zur Unterstützung von 
Akteuren, die in nicht demokratischen 
Ländern und in im Umbruch befindlichen 
Ländern einen demokratischen Wandel 
herbeiführen möchten, als flexibles
Expertenwerkzeug zu fungieren; fordert 
den Rat ausdrücklich auf sicherzustellen, 
dass sämtliche Werkzeuge dieser Art die 
Aktivitäten bestehender Instrumente, 
insbesondere des EIDHR, ergänzen; 
betont, dass der Beitrag der EU zum EFD 
einen wirklichen Nutzen bringen und 
finanziellen Vorschriften in vollem 
Umfang genügen muss, wobei das 
Kontroll- und Überprüfungsrecht der 
Haushaltsbehörde gewahrt bleibt;

25. begrüßt die politische Entscheidung
für die Einrichtung eines Europäischen 
Fonds für Demokratie (EFD), die in der 
gemeinsamen Mitteilung der HV/VP und 
der Kommission, den Schlussfolgerungen 
des Rates der 3101. und 3130. Tagung 
mitgeteilt wurde und zu der Erklärung 
über die Einrichtung eines Europäischen 
Fonds für Demokratie führte, die am 15. 
Dezember 2011 im AStV vereinbart 
wurde, und die Bemühungen einer 
Arbeitsgruppe Europäischer Fonds für 
Demokratie, die unter der 
Schirmherrschaft des EAD in 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten 
und den Organen der EU in der 
Hoffnung eingerichtet wurde, dass diese 
in der Lage sein wird, während der 
dänischen Ratspräsidentschaft einen 
Rechtsrahmen für den EFD 
auszuarbeiten und dessen 
Einsatzbereitschaft weiterzuentwickeln; 
unterstreicht das Potenzial des Fonds, als 
flexibles, fachgerechtes, aktives, leicht 
strukturiertes und deshalb kosten-, 
entscheidungs- und reaktionseffizientes, 
von der EU unabhängiges Instrument zu 
fungieren, das fundierte Kenntnisse und 
Einblicke in die lokale Lage der 
betroffenen Länder durch direkte 
Zusammenarbeit mit lokalen Partnern 
und durch Partnerschaften miteinander 
verbundenen europäischen und lokalen 
Partnern verwerten kann, wobei die 
Ressourcen der EU, von Mitgliedstaaten 
und von anderer Seite direkt oder über die 
Weitervergabe von Zuschüssen verwendet 
werden, zur Unterstützung von Akteuren, 
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die in nicht demokratischen Ländern und in 
im Umbruch befindlichen Ländern einen 
demokratischen Wandel herbeiführen 
möchten, auf eine für beide Seiten 
sichere, ggf. bestreitbare, Weise, mit 
Schwerpunkt auf organisierten Gruppen 
mit einer durchdachten politischen 
Agenda; fordert den Rat ausdrücklich auf 
sicherzustellen, dass sämtliche Werkzeuge 
dieser Art neben ihrer sonstigen
außenpolitischen Wirkung die Aktivitäten 
bestehender Instrumente, insbesondere des 
EIDHR, ergänzen; betont, dass der Beitrag 
der EU zum EFD die Beteiligung anderer 
Geldgeber widerspiegeln und finanziellen 
Vorschriften in vollem Umfang genügen 
muss, wobei das Kontroll- und 
Überprüfungsrecht der Haushaltsbehörde 
gewahrt bleiben und die Sensibilität der 
Daten und die Sicherheit der Begünstigen 
beachtet werden müssen;

Or. en

Änderungsantrag 137
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 25

Entschließungsantrag Geänderter Text

25. nimmt die Pläne zur Einrichtung eines 
Europäischen Fonds für Demokratie (EFD) 
zur Kenntnis; unterstreicht das Potenzial 
des Fonds, zur Unterstützung von 
Akteuren, die in nicht demokratischen 
Ländern und in im Umbruch befindlichen 
Ländern einen demokratischen Wandel 
herbeiführen möchten, als flexibles 
Expertenwerkzeug zu fungieren; fordert 
den Rat ausdrücklich auf sicherzustellen, 
dass sämtliche Werkzeuge dieser Art die 
Aktivitäten bestehender Instrumente, 
insbesondere des EIDHR, ergänzen; 
betont, dass der Beitrag der EU zum EFD 

25. nimmt die Pläne zur Einrichtung eines 
Europäischen Fonds für Demokratie (EFD) 
zur Kenntnis; unterstreicht das Potenzial 
des Fonds, unter der Aufsicht des 
Europäischen Parlaments zur 
Unterstützung von Akteuren, die in nicht 
demokratischen Ländern und in im 
Umbruch befindlichen Ländern einen 
demokratischen Wandel herbeiführen 
möchten, als flexibles Expertenwerkzeug 
zu fungieren; fordert den Rat ausdrücklich 
auf sicherzustellen, dass sämtliche 
Werkzeuge dieser Art die Aktivitäten 
bestehender Instrumente, insbesondere des 
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einen wirklichen Nutzen bringen und 
finanziellen Vorschriften in vollem 
Umfang genügen muss, wobei das 
Kontroll- und Überprüfungsrecht der 
Haushaltsbehörde gewahrt bleibt;

EIDHR, ergänzen; betont, dass der Beitrag 
der EU zum EFD einen wirklichen Nutzen 
bringen und finanziellen Vorschriften in 
vollem Umfang genügen muss, wobei das 
Kontroll- und Überprüfungsrecht der 
Haushaltsbehörde gewahrt bleibt;

Or. en

Änderungsantrag 138
Leonidas Donskis

Entschließungsantrag
Ziffer 25

Entschließungsantrag Geänderter Text

25. nimmt die Pläne zur Einrichtung eines 
Europäischen Fonds für Demokratie (EFD) 
zur Kenntnis; unterstreicht das Potenzial 
des Fonds, zur Unterstützung von 
Akteuren, die in nicht demokratischen 
Ländern und in im Umbruch befindlichen 
Ländern einen demokratischen Wandel 
herbeiführen möchten, als flexibles 
Expertenwerkzeug zu fungieren; fordert 
den Rat ausdrücklich auf sicherzustellen, 
dass sämtliche Werkzeuge dieser Art die 
Aktivitäten bestehender Instrumente, 
insbesondere des EIDHR, ergänzen; 
betont, dass der Beitrag der EU zum EFD 
einen wirklichen Nutzen bringen und 
finanziellen Vorschriften in vollem 
Umfang genügen muss, wobei das 
Kontroll- und Überprüfungsrecht der 
Haushaltsbehörde gewahrt bleibt;

25. nimmt die Pläne zur Einrichtung eines 
Europäischen Fonds für Demokratie (EFD) 
zur Kenntnis; unterstreicht das Potenzial 
des Fonds, zur Unterstützung von 
Akteuren, die in nicht demokratischen 
Ländern und in im Umbruch befindlichen 
Ländern einen demokratischen Wandel 
herbeiführen möchten, als flexibles 
Expertenwerkzeug zu fungieren; fordert 
den Rat ausdrücklich auf sicherzustellen, 
dass sämtliche Werkzeuge dieser Art die 
Aktivitäten bestehender Instrumente, 
insbesondere des EIDHR, ergänzen, ohne 
neue bürokratische Strukturen zu 
schaffen, wo diese nicht notwendig sind; 
betont, dass der Beitrag der EU zum EFD 
einen wirklichen Nutzen bringen und 
finanziellen Vorschriften in vollem 
Umfang genügen muss, wobei das 
Kontroll- und Überprüfungsrecht der 
Haushaltsbehörde gewahrt bleibt;

Or. en

Änderungsantrag 139
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana
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Entschließungsantrag
Ziffer 25

Entschließungsantrag Geänderter Text

25. nimmt die Pläne zur Einrichtung eines 
Europäischen Fonds für Demokratie (EFD) 
zur Kenntnis; unterstreicht das Potenzial 
des Fonds, zur Unterstützung von 
Akteuren, die in nicht demokratischen 
Ländern und in im Umbruch befindlichen 
Ländern einen demokratischen Wandel 
herbeiführen möchten, als flexibles 
Expertenwerkzeug zu fungieren; fordert 
den Rat ausdrücklich auf sicherzustellen, 
dass sämtliche Werkzeuge dieser Art die 
Aktivitäten bestehender Instrumente, 
insbesondere des EIDHR, ergänzen; 
betont, dass der Beitrag der EU zum EFD 
einen wirklichen Nutzen bringen und 
finanziellen Vorschriften in vollem 
Umfang genügen muss, wobei das 
Kontroll- und Überprüfungsrecht der 
Haushaltsbehörde gewahrt bleibt;

25. begrüßt die Pläne zur Einrichtung eines 
Europäischen Fonds für Demokratie 
(EFD); unterstreicht das Potenzial des 
Fonds, zur Unterstützung von Akteuren, 
die in nicht demokratischen Ländern und in 
im Umbruch befindlichen Ländern einen 
demokratischen Wandel herbeiführen 
möchten, als flexibles Expertenwerkzeug 
zu fungieren; fordert den Rat ausdrücklich 
auf sicherzustellen, dass sämtliche 
Werkzeuge dieser Art die Aktivitäten 
bestehender Instrumente, insbesondere des 
EIDHR, ergänzen; betont, dass der Beitrag 
der EU zum EFD einen wirklichen Nutzen 
bringen und finanziellen Vorschriften in 
vollem Umfang genügen muss, wobei das 
Kontroll- und Überprüfungsrecht der 
Haushaltsbehörde gewahrt bleibt;

Or. en

Änderungsantrag 140
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 24

Entschließungsantrag Geänderter Text

24. fordert die systematische Unterstützung 
für neue, frei und fair gewählte Parlamente, 
insbesondere in im Umbruch befindlichen 
Ländern und in Ländern, in die die EU 
Wahlbeobachter gesandt hat; ist der 
Auffassung, dass diese Art von 
Unterstützung vom Europäischen 
Instrument für Demokratie und 
Menschenrechte (EIDHR) und 
geografischen Instrumenten finanziert 
werden soll;

24. fordert die systematische Unterstützung
für neue, frei und fair gewählte Parlamente, 
insbesondere in im Umbruch befindlichen 
Ländern und in Ländern, in die die EU 
Wahlbeobachter gesandt hat; ist der 
Auffassung, dass diese Art von 
Unterstützung vom Europäischen 
Instrument für Demokratie und 
Menschenrechte (EIDHR) und 
geografischen Instrumenten finanziert 
werden soll, die mit angemessenen Mitteln 
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auszustatten sind;

Or. en

Änderungsantrag 141
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 24

Entschließungsantrag Geänderter Text

24. fordert die systematische Unterstützung 
für neue, frei und fair gewählte Parlamente, 
insbesondere in im Umbruch befindlichen 
Ländern und in Ländern, in die die EU 
Wahlbeobachter gesandt hat; ist der 
Auffassung, dass diese Art von 
Unterstützung vom Europäischen 
Instrument für Demokratie und 
Menschenrechte (EIDHR) und 
geografischen Instrumenten finanziert 
werden soll;

24. fordert die systematische Unterstützung 
für neue, frei und fair gewählte Parlamente, 
insbesondere in im Umbruch befindlichen 
Ländern und in Ländern, in die die EU 
Wahlbeobachter gesandt hat; ist der 
Auffassung, dass diese Art von 
Unterstützung vom Europäischen 
Instrument für Demokratie und 
Menschenrechte (EIDHR) und 
geografischen Instrumenten auf eine Art 
und Weise finanziert werden soll, die sich 
klar und deutlich von den Krediten 
abhebt, die 
Menschenrechtsorganisationen bewilligt 
wurden, um zu vermeiden, dass sie Opfer 
politischer Instrumentalisierung werden;

Or. fr

Änderungsantrag 142
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Ziffer 25

Entschließungsantrag Geänderter Text

25. nimmt die Pläne zur Einrichtung eines 
Europäischen Fonds für Demokratie (EFD) 
zur Kenntnis; unterstreicht das Potenzial 
des Fonds, zur Unterstützung von 
Akteuren, die in nicht demokratischen 

25. nimmt die Pläne zur Einrichtung eines 
Europäischen Fonds für Demokratie (EFD) 
zur Kenntnis; unterstreicht das Potenzial 
des Fonds, zur Unterstützung von 
Akteuren, die in nicht demokratischen 
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Ländern und in im Umbruch befindlichen 
Ländern einen demokratischen Wandel 
herbeiführen möchten, als flexibles 
Expertenwerkzeug zu fungieren; fordert 
den Rat ausdrücklich auf sicherzustellen, 
dass sämtliche Werkzeuge dieser Art die 
Aktivitäten bestehender Instrumente, 
insbesondere des EIDHR, ergänzen; 
betont, dass der Beitrag der EU zum EFD 
einen wirklichen Nutzen bringen und 
finanziellen Vorschriften in vollem 
Umfang genügen muss, wobei das 
Kontroll- und Überprüfungsrecht der 
Haushaltsbehörde gewahrt bleibt;

Ländern und in im Umbruch befindlichen 
Ländern einen demokratischen Wandel 
herbeiführen möchten, als flexibles 
Expertenwerkzeug zu fungieren; fordert 
den Rat ausdrücklich auf sicherzustellen, 
dass sämtliche Werkzeuge dieser Art die 
Aktivitäten bestehender Instrumente, 
insbesondere des EIDHR, ergänzen; 
betont, dass der Beitrag der EU zum EFD 
einen wirklichen Nutzen bringen und 
finanziellen Vorschriften in vollem 
Umfang genügen muss, wobei dies unter 
der Kontrolle des Europäischen 
Parlaments erfolgt und das Kontroll- und 
Überprüfungsrecht der Haushaltsbehörde 
gewahrt bleibt;

Or. es

Änderungsantrag 143
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Ziffer 26

Entschließungsantrag Geänderter Text

26. betont die Bedeutung eines politischen 
Unterstützungsverfahrens, das sich nicht 
nur auf die Zeiträume direkt vor oder nach 
Wahlen konzentriert, sondern auf 
Kontinuität basiert; begrüßt, dass die 
HV/VP der „tiefen Demokratie“ 
Aufmerksamkeit schenkt, die 
demokratische Prozesse mit 
Menschenrechten, Meinungs- und 
Vereinigungsfreiheit, Rechtsstaatlichkeit 
und verantwortungsvoller 
Regierungsführung verknüpft;

26. betont die Bedeutung eines politischen 
Unterstützungsverfahrens, das sich nicht 
nur auf die Zeiträume direkt vor oder nach 
Wahlen konzentriert, sondern auf 
Kontinuität basiert; begrüßt, dass die 
HV/VP der „tiefen Demokratie“ 
Aufmerksamkeit schenkt, die 
demokratische Prozesse mit 
Menschenrechten, Meinungs- und
Vereinigungsfreiheit, Religions- und 
Glaubensfreiheit, Rechtsstaatlichkeit und 
verantwortungsvoller Regierungsführung 
verknüpft;

Or. en
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Änderungsantrag 144
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 26

Entschließungsantrag Geänderter Text

26. betont die Bedeutung eines politischen 
Unterstützungsverfahrens, das sich nicht 
nur auf die Zeiträume direkt vor oder nach 
Wahlen konzentriert, sondern auf 
Kontinuität basiert; begrüßt, dass die 
HV/VP der „tiefen Demokratie“ 
Aufmerksamkeit schenkt, die 
demokratische Prozesse mit 
Menschenrechten, Meinungs- und 
Vereinigungsfreiheit, Rechtsstaatlichkeit 
und verantwortungsvoller 
Regierungsführung verknüpft;

26. betont die Bedeutung eines politischen 
Unterstützungsverfahrens, das sich nicht 
nur auf die Zeiträume direkt vor oder nach 
Wahlen konzentriert, sondern auf 
Kontinuität basiert; begrüßt, dass die 
HV/VP der „tiefen Demokratie“ 
Aufmerksamkeit schenkt, die 
demokratische Prozesse mit 
Menschenrechten, Meinungs- und 
Vereinigungsfreiheit, Rechtsstaatlichkeit 
und verantwortungsvoller 
Regierungsführung verknüpft; erwartet, 
dass der Europäische Fonds für 
Demokratie, das neue, unabhängige 
Instrument der EU, die Entwicklung der 
Zivilgesellschaft und deren Fähigkeit,
eine demokratische Opposition 
aufzubauen, in nicht-demokratischen 
Ländern und Transformationsländern 
wirksam unterstützt;

Or. en

Änderungsantrag 145
Mario Mauro, Tunne Kelam, Elena Băsescu, Anna Záborská, Carlo Casini

Entschließungsantrag
Ziffer 26

Entschließungsantrag Geänderter Text

26. betont die Bedeutung eines politischen 
Unterstützungsverfahrens, das sich nicht 
nur auf die Zeiträume direkt vor oder nach 
Wahlen konzentriert, sondern auf 
Kontinuität basiert; begrüßt, dass die 
HV/VP der „tiefen Demokratie“ 
Aufmerksamkeit schenkt, die 

26. betont die Bedeutung eines politischen 
Unterstützungsverfahrens, das sich nicht 
nur auf die Zeiträume direkt vor oder nach 
Wahlen konzentriert, sondern auf 
Kontinuität basiert; begrüßt, dass die 
HV/VP der „tiefen Demokratie“ 
Aufmerksamkeit schenkt, die 
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demokratische Prozesse mit 
Menschenrechten, Meinungs- und 
Vereinigungsfreiheit, Rechtsstaatlichkeit 
und verantwortungsvoller 
Regierungsführung verknüpft;

demokratische Prozesse mit 
Menschenrechten, Meinungs- und 
Vereinigungsfreiheit, Rechtsstaatlichkeit 
und verantwortungsvoller 
Regierungsführung verknüpft; 
unterstreicht, dass in diesem 
Zusammenhang dem Recht auf 
Religionsfreiheit auch eine besonders
wichtige Rolle zukommen sollte; stellt 
fest, dass dieses Recht tatsächlich 
gemeinhin als eines der grundlegendsten
Menschenrechte anerkannt wird;

Or. en

Änderungsantrag 146
Kinga Gál

Entschließungsantrag
Ziffer 26 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

26a. begrüßt das Engagement der HV/VP, 
sich bei der Wahlbeobachtung auf die 
Teilnahme von Frauen und nationalen 
Minderheiten sowie von Personen mit 
Behinderungen sowohl als Kandidaten als 
auch als Wähler1 zu konzentrieren;
___________
1 Menschenrechte und Demokratie im 
Mittelpunkt des außenpolitischen 
Handelns der EU - Ein wirksamerer 
Ansatz, Gemeinsame Mitteilung, 12. 
Dezember 2011

Or. en

Änderungsantrag 147
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 27



PE480.864v01-00 94/216 AM\891547DE.doc

DE

Entschließungsantrag Geänderter Text

27. betont erneut die Wichtigkeit, 
vorrangige Länder für 
Wahlbeobachtungsmissionen, basierend 
auf dem Potenzial einer Mission, die 
Förderung einer echten, langfristigen 
Demokratisierung zu beeinflussen, 
auszuwählen, wie es beispielsweise 2010 
beim Sudan, der Ukraine und Kirgisistan 
der Fall war;

27. betont erneut die Wichtigkeit, 
vorrangige Länder für 
Wahlbeobachtungsmissionen, basierend 
auf dem Potenzial einer Mission, die 
Förderung einer echten, langfristigen 
Demokratisierung zu beeinflussen, 
auszuwählen;

Or. en

Änderungsantrag 148
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 27

Entschließungsantrag Geänderter Text

27. betont erneut, wie wichtig es ist, 
vorrangige Länder für 
Wahlbeobachtungsmissionen – basierend 
auf dem Potenzial einer Mission, die 
Förderung einer echten, langfristigen 
Demokratisierung zu beeinflussen –
auszuwählen, wie es beispielsweise 2010 
beim Sudan, der Ukraine und Kirgisistan 
der Fall war;

27. betont erneut, wie wichtig es ist, 
vorrangige Länder für 
Wahlbeobachtungsmissionen – basierend 
auf dem Potenzial einer Mission, die 
Förderung einer echten, langfristigen 
Demokratisierung zu beeinflussen –
auszuwählen;

Or. fr

Änderungsantrag 149
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 27

Entschließungsantrag Geänderter Text

27. betont erneut die Wichtigkeit, 27. betont erneut die Wichtigkeit, 
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vorrangige Länder für 
Wahlbeobachtungsmissionen, basierend 
auf dem Potenzial einer Mission, die 
Förderung einer echten, langfristigen 
Demokratisierung zu beeinflussen, 
auszuwählen, wie es beispielsweise 2010 
beim Sudan, der Ukraine und Kirgisistan 
der Fall war;

vorrangige Länder für 
Wahlbeobachtungsmissionen, basierend 
auf dem Potenzial einer Mission, die 
Förderung einer echten, langfristigen 
Demokratisierung zu beeinflussen, 
auszuwählen, wie es beispielsweise 2007 
in Timor Leste und 2010 beim Sudan, der 
Ukraine und Kirgisistan der Fall war; 
bedauert hingegen die Entscheidung, 
2010, nach dem offensichtlich 
manipulierten Wahlverfahren von 2005, 
eine EU-Wahlbeobachtungsmission nach 
Äthiopien zu entsenden, da beide 
Missionen durch die autoritäre 
äthiopische Regierung daran gehindert 
wurden, ihre abschließenden 
Empfehlungsberichte in dem Land 
vorzulegen, und es keinerlei 
Folgemaßnahmen gab;

Or. en

Änderungsantrag 150
Leonidas Donskis

Entschließungsantrag
Ziffer 28

Entschließungsantrag Geänderter Text

28. fordert den Rat und die Kommission 
auf, eine politische Strategie bezüglich 
jeder Wahlbeobachtungsmission der EU 
auszuarbeiten, gefolgt von einer Bewertung 
des demokratischen Fortschritts zwei Jahre 
nach der Mission, die bei der jährlichen 
Debatte des Parlaments mit der HV/VP zu 
den Menschenrechten eingereicht werden 
muss;

28. fordert den Rat, die Kommission und 
den EAD auf, eine politische Strategie 
bezüglich jeder Wahlbeobachtungsmission 
der EU auszuarbeiten, gefolgt von einer 
Bewertung des demokratischen Fortschritts 
zwei Jahre nach der Mission, die bei der 
jährlichen Debatte des Parlaments mit der 
HV/VP zu den Menschenrechten 
eingereicht werden muss;

Or. en

Änderungsantrag 151
Marie-Christine Vergiat
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Entschließungsantrag
Ziffer 28 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

28a. unterstreicht, dass es wichtig ist, 
Unterstützungsmaßnahmen und 
Wahlbeobachtungen in Verbindung mit 
den Vereinten Nationen durchzuführen; 
ist der Auffassung, dass sich diese 
Unterstützung auf keinen Fall in eine Art 
Einmischung seitens der EU im Rahmen 
des politischen Lebens der Drittländer 
verwandeln darf; 

Or. fr

Änderungsantrag 152
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 29

Entschließungsantrag Geänderter Text

29. betont die Wichtigkeit, dass am Ende 
jeder Wahlbeobachtungsmission 
realistische und erreichbare Empfehlungen 
ausgearbeitet werden, deren Verbreitung 
und Überwachung von den EU-
Delegationen übernommen werden sollten; 
ist der Auffassung, dass die ständigen 
Delegationen des Parlaments und die 
Paritätischen Parlamentarischen 
Versammlungen eine verstärkte Rolle bei 
der Umsetzung dieser Empfehlungen und 
dem Analyseverfahren mit Bezug auf 
Menschenrechte und Demokratie spielen 
sollten;

29. betont die Wichtigkeit, dass am Ende 
jeder Wahlbeobachtungsmission 
zusammen mit anderen internationalen 
Akteuren realistische und erreichbare 
Empfehlungen ausgearbeitet werden, deren 
Verbreitung und Überwachung von den 
EU-Delegationen übernommen werden 
sollten; ist der Auffassung, dass die 
ständigen Delegationen des Parlaments und 
die Paritätischen Parlamentarischen 
Versammlungen eine verstärkte Rolle bei 
der Umsetzung dieser Empfehlungen und 
dem Analyseverfahren mit Bezug auf 
Menschenrechte und Demokratie spielen 
sollten; unterstützt daher die Förderung 
eines nachhaltigen und regelmäßigen 
Dialogs mit diesen Parlamenten in 
Drittländern;

Or. en
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Änderungsantrag 153
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 29

Entschließungsantrag Geänderter Text

29. betont die Wichtigkeit, dass am Ende 
jeder Wahlbeobachtungsmission 
realistische und erreichbare Empfehlungen 
ausgearbeitet werden, deren Verbreitung 
und Überwachung von den EU-
Delegationen übernommen werden sollten; 
ist der Auffassung, dass die ständigen 
Delegationen des Parlaments und die 
Paritätischen Parlamentarischen 
Versammlungen eine verstärkte Rolle bei 
der Umsetzung dieser Empfehlungen und 
dem Analyseverfahren mit Bezug auf 
Menschenrechte und Demokratie spielen 
sollten;

29. betont die Wichtigkeit, dass am Ende 
jeder Wahlbeobachtungsmission 
realistische und erreichbare Empfehlungen 
ausgearbeitet werden, deren Verbreitung 
und Überwachung von den EU-
Delegationen übernommen werden sollten; 
ist der Auffassung, dass die ständigen 
Delegationen des Parlaments und die 
Paritätischen Parlamentarischen 
Versammlungen eine verstärkte Rolle bei 
der Umsetzung dieser Empfehlungen und 
dem Analyseverfahren mit Bezug auf 
Menschenrechte und Demokratie spielen 
sollten; unterstreicht die Notwendigkeit, 
die Arbeitsmethoden der 
Wahlbeobachtungsdelegationen des 
Europäischen Parlaments zu verbessern 
und darauf zu achten, die Fähigkeiten der 
beteiligten MdEP und des Personals zu 
erweitern;

Or. en

Änderungsantrag 154
Richard Howitt

Entschließungsantrag
Ziffer 30

Entschließungsantrag Geänderter Text

30. betont, dass die Teilnahme an 
strukturierten Menschenrechtsdialogen, 
obgleich sie zu begrüßen ist, viel zu häufig 
als Vorwand genutzt wird, um die 
Erörterung dieser Fragen auf höherer 

30. betont, dass die Teilnahme an 
strukturierten Menschenrechtsdialogen, 
obgleich sie zu begrüßen ist, viel zu häufig 
als Vorwand genutzt wird, um die 
Erörterung dieser Fragen auf höherer 
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politischer Ebene, einschließlich bei 
Partnergipfeln, zu umgehen; fordert alle 
Institutionen der EU auf, noch größere 
Anstrengungen zu unternehmen, um diese 
Dialoge in alle außenpolitischen 
Maßnahmen der EU im Inland 
einzubeziehen;

politischer Ebene, einschließlich bei 
Partnergipfeln, zu umgehen; fordert alle 
Institutionen der EU, ihre Mitgliedstaaten 
und deren Botschaften auf, noch größere 
Anstrengungen zu unternehmen, um diese 
Dialoge in alle außenpolitischen 
Maßnahmen der EU im Inland 
einzubeziehen; betont die Notwendigkeit 
von Transparenz und der wirklichen 
vorherigen Anhörung von Organisationen 
der Zivilgesellschaft sowie der 
anschließenden Nachbesprechungen 
nach den Dialogen, um über die 
Ergebnisse zu informieren;

Or. en

Änderungsantrag 155
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 30 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

30a. betont, dass der Dialog mit 
Drittländern auf keinen Fall ein 
Hemmnis für das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker darstellen darf; bedauert, dass 
die Priorität der Politik der Europäischen 
Union und ihrer Mitgliedstaaten zu 
häufig auf diplomatischen, politischen 
oder wirtschaftlichen Erwägungen
zuungunsten der Menschenrechte liegt, 
was obendrein zu einer Politik der 
Doppelmoral führt, die einer universellen 
Perspektive der Menschenrechte 
entgegensteht; unterstreicht, wie wichtig 
es auch für die Glaubwürdigkeit der EU 
ist, jegliche Instrumentalisierung dieser 
Fragen zu vermeiden;

Or. fr



AM\891547DE.doc 99/216 PE480.864v01-00

DE

Änderungsantrag 156
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 32

Entschließungsantrag Geänderter Text

32. bedauert, dass die Bewertungen der 
durchgeführten Dialoge und 
Konsultationen nicht zur Entwicklung von 
klaren Leistungsindikatoren oder 
Benchmarks geführt haben; drängt darauf, 
dass die Ziele vor jedem Dialog und jeder 
Konsultation gesetzt und direkt im 
Anschluss analysiert werden, und zwar auf 
transparente Weise und unter Einbeziehung 
der größtmöglichen Anzahl der Beteiligten; 
betont, dass die Schlussfolgerungen dieser 
Bewertungen bei jährlichen Gipfeltreffen 
und anderen Kontakten zwischen der EU 
und ihren Partnern thematisiert werden 
müssen und dass die EU und ihre 
Mitgliedstaaten in anderen bi- und 
multilateralen Umgebungen darüber 
informiert werden müssen;

32. bedauert, dass die Bewertungen der 
durchgeführten Dialoge und 
Konsultationen nicht zur Entwicklung von 
klaren Leistungsindikatoren oder 
Benchmarks geführt haben; drängt darauf, 
dass die Ziele vor jedem Dialog und jeder 
Konsultation gesetzt und direkt im 
Anschluss analysiert werden, und zwar auf 
transparente Weise und unter Einbeziehung 
der größtmöglichen Anzahl der Beteiligten; 
betont, dass die Schlussfolgerungen dieser 
Bewertungen bei jährlichen Gipfeltreffen 
und anderen Kontakten zwischen der EU 
und ihren Partnern thematisiert werden 
müssen und dass die EU und ihre 
Mitgliedstaaten in anderen bi- und 
multilateralen Umgebungen darüber 
informiert werden müssen; ist der Ansicht, 
dass diese Indikatoren insbesondere unter 
dem Gesichtspunkt berücksichtigt werden 
müssen, die Effizienz der Demokratie-
und Menschenrechtsklauseln in 
sämtlichen Abkommen der Europäischen 
Union, welcher Art diese auch immer sein 
mögen, zu gewährleisten;

Or. fr

Änderungsantrag 157
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 32 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

32a. betont die Bedeutung und die 
Dringlichkeit einer Verbesserung der 



PE480.864v01-00 100/216 AM\891547DE.doc

DE

Methoden und Grundlagen dieser Dialoge 
unter Beteiligung der Zivilgesellschaft; 
bekräftigt, dass die Dialoge konstruktiv 
sein können und sich nur dann wirklich 
auf die Basis auswirken können, wenn 
ihnen konkrete Schritte folgen, die die 
Ziele der EU und die EU-Leitlinien zu 
Menschenrechtsdialogen mit Drittländern 
berücksichtigen, und wenn korrigierende
Maßnahmen eingeleitet werden;

Or. en

Änderungsantrag 158
Andrzej Grzyb, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 32 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

32b. weist darauf hin, dass die EU diese 
Dialoge als ein Instrument nutzen sollte, 
um einzelne Fälle von 
Menschenrechtsverletzungen in 
Drittländern anzusprechen, beispielsweise 
Fälle von politischen Gefangenen und 
Inhaftierten, zum Beispiel in Vietnam und 
China, die aufgrund der friedvollen 
Ausübung ihrer Grundrechte, wie der 
freien Meinungsäußerung, der 
Versammlungs-, der Vereinigungs- und 
der Religionsfreiheit festgehalten werden; 
fordert die EU ferner dazu auf, 
regelmäßig von dieser Möglichkeit 
Gebrauch zu machen und Reaktionen auf 
einzelne Fälle, die sie angesprochen hat, 
weiter nachzugehen, diese Fälle zu 
beobachten und sich eng mit ebenfalls 
beteiligten 
Menschenrechtsorganisationen sowie 
anderen Ländern abzusprechen, welche 
Menschenrechtsdialoge mit den 
betreffenden Ländern unterhalten;

Or. en
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Änderungsantrag 159
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. stellt mit Bedauern fest, dass entgegen 
der in den Leitlinien enthaltenen 
Vereinbarungen, nach denen Dialoge 
vorzugsweise alle zwei Jahre bewertet 
werden müssen, bisher tatsächlich nur 
wenige Bewertungen vorgenommen 
worden sind und dies auch in 
unregelmäßigen Abständen geschah; 
bedauert außerordentlich, dass das 
Europäische Parlament bis heute nicht 
systematisch in die Bewertungen, 
insbesondere von Russland und China, 
einbezogen wurde; fordert einen formalen 
Zugang für das Europäische Parlament zu 
diesen Bewertungen und eine Garantie, 
dass diese Formalisierung so offen und 
transparent wie möglich vonstattengeht; 
erinnert daran, dass die Einbeziehung der 
Zivilgesellschaft in den 
Bewertungsvorgang in den Leitlinien 
verankert ist, und ist der Ansicht, dass die 
Erfüllung dieser Verpflichtung die 
Einführung eines konkreten, einschlägigen 
Mechanismus erforderlich macht;

33. stellt mit Bedauern fest, dass entgegen 
der in den Leitlinien enthaltenen 
Vereinbarungen, nach denen Dialoge 
vorzugsweise alle zwei Jahre bewertet 
werden müssen, bisher tatsächlich nur 
wenige Bewertungen vorgenommen 
worden sind und dies auch in 
unregelmäßigen Abständen geschah; 
bedauert außerordentlich, dass das 
Europäische Parlament bis heute nicht 
systematisch in die Bewertungen, 
insbesondere von Russland und China, 
einbezogen wurde; fordert einen formalen 
Zugang für das Europäische Parlament zu 
diesen Bewertungen und eine Garantie, 
dass diese Formalisierung so offen und 
transparent wie möglich vonstattengeht; 
erinnert daran, dass die Einbeziehung der 
Zivilgesellschaft in den 
Bewertungsvorgang in den Leitlinien 
verankert ist, und ist der Ansicht, dass die 
Erfüllung dieser Verpflichtung die 
Einführung eines konkreten, einschlägigen 
Mechanismus erforderlich macht; ist der 
Ansicht, dass es, da die Zivilgesellschaft 
bei dieser Bewertung einbezogen wird, 
empfehlenswert ist, sich nicht mit 
Anhörungen in Anwesenheit der 
Staatsgewalten der betroffenen Länder 
zufriedenzugeben;

Or. fr

Änderungsantrag 160
Vytautas Landsbergis
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Entschließungsantrag
Ziffer 33 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

33a. bedauert, das trotz aller 
Aufforderungen des Europäischen 
Parlaments und anderer internationaler 
Institutionen Michail Chodorkowski in 
seinem zweiten politisierten und 
administrativ motivierten Verfahren, das 
nicht den Grundsätzen einer fairen und 
unabhängigen Justiz entsprach und daher 
grundlegend gegen die Menschenrechte 
verstieß, in Russland verurteilt wurde;

Or. en

Änderungsantrag 161
Leonidas Donskis

Entschließungsantrag
Ziffer 34

Entschließungsantrag Geänderter Text

34. fordert für alle vertraglichen 
Beziehungen zu Drittländern, sowohl 
Industrie- als auch Entwicklungsländer, 
einschließlich der Sektorvereinbarungen, 
Handelsabkommen oder Abkommen zur 
technischen oder finanziellen 
Unterstützung, ohne Ausnahme klar 
formulierte Klauseln zu Menschenrechten 
und Demokratie aufzunehmen;

34. fordert für alle vertraglichen 
Beziehungen zu Drittländern, sowohl 
Industrie- als auch Entwicklungsländer, 
einschließlich der Sektorvereinbarungen, 
Handelsabkommen oder Abkommen zur 
technischen oder finanziellen 
Unterstützung, ohne Ausnahme klar 
formulierte, verbindliche Klauseln zu 
Menschenrechten und Demokratie 
aufzunehmen;

Or. en

Änderungsantrag 162
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 34
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Entschließungsantrag Geänderter Text

34. fordert für alle vertraglichen 
Beziehungen zu Drittländern, sowohl 
Industrie- als auch Entwicklungsländer, 
einschließlich der Sektorvereinbarungen, 
Handelsabkommen oder Abkommen zur 
technischen oder finanziellen 
Unterstützung, ohne Ausnahme klar 
formulierte Klauseln zu Menschenrechten 
und Demokratie aufzunehmen;

34. fordert für alle vertraglichen 
Beziehungen zu Drittländern, sowohl 
Industrie- als auch Entwicklungsländer, 
einschließlich der Sektorvereinbarungen, 
Handelsabkommen oder Abkommen zur 
technischen oder finanziellen 
Unterstützung, ohne Ausnahme klar 
formulierte Klauseln zu Menschenrechten 
und Demokratie aufzunehmen; bekräftigt, 
um einen eindeutigen Bezugspunkt für 
die Klauseln vorzugeben, die 
Notwendigkeit, einen einheitlichen 
Katalog von Benchmarks für
Menschenrechte und Demokratie zu 
entwickeln, der allen Organen und 
Einrichtungen der EU gemeinsam ist und 
der auf beschreibende Art und Weise, 
aber auch für Bewertungszwecke und die 
Planung der zukünftigen Erwartungen in 
allen EU-Dokumenten und Abkommen
mit Drittländern zu verwenden ist;

Or. en

Änderungsantrag 163
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 34

Entschließungsantrag Geänderter Text

34. fordert für alle vertraglichen 
Beziehungen zu Drittländern, sowohl 
Industrie- als auch Entwicklungsländer, 
einschließlich der Sektorvereinbarungen, 
Handelsabkommen oder Abkommen zur 
technischen oder finanziellen 
Unterstützung, ohne Ausnahme klar 
formulierte Klauseln zu Menschenrechten 
und Demokratie aufzunehmen;

34. fordert für alle vertraglichen 
Beziehungen zu Drittländern, sowohl 
Industrie- als auch Entwicklungsländer, 
einschließlich der Sektorvereinbarungen, 
Handelsabkommen oder Abkommen zur 
technischen oder finanziellen 
Unterstützung, ohne Ausnahme klar 
formulierte Klauseln zu Menschenrechten 
und Demokratie aufzunehmen; weist 
darauf hin, dass die Umsetzung der 
Europäischen Menschenrechtskonvention 
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ein tragfähiges Element eines solchen 
einheitlichen EU-Katalogs von 
Benchmarks in Bezug auf 
Menschenrechte und Demokratie 
darstellen könnte;

Or. en

Änderungsantrag 164
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 34

Entschließungsantrag Geänderter Text

34. fordert für alle vertraglichen 
Beziehungen zu Drittländern, sowohl 
Industrie- als auch Entwicklungsländer, 
einschließlich der Sektorvereinbarungen, 
Handelsabkommen oder Abkommen zur 
technischen oder finanziellen 
Unterstützung, ohne Ausnahme klar 
formulierte Klauseln zu Menschenrechten 
und Demokratie aufzunehmen;

34.  fordert für alle vertraglichen 
Beziehungen zu Drittländern, sowohl 
Industrie- als auch Entwicklungsländer, 
einschließlich der Sektorvereinbarungen, 
Handelsabkommen oder Abkommen zur 
technischen oder finanziellen 
Unterstützung, ohne Ausnahme klar 
formulierte Klauseln zu Menschenrechten 
und Demokratie aufzunehmen; fordert die 
Kommission dazu auf, eine strengere 
Durchsetzung dieser Klauseln 
sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 165
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 34 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

34a. betont, dass, auch wenn Demokratie-
und Menschenrechtsklauseln in 
politischen Rahmenabkommen mit 
Drittländern seit 1995 und in mit über 
120 Ländern geschlossenen Abkommen 
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enthalten sind, diese Klauseln 
weitestgehend unbeachtet bleiben; stellt
fest, dass beispielsweise trotz zunehmend 
zahlreicherer Angriffe auf 
Menschenrechtsaktivisten in Israel, vor 
allem über Gesetze zu 
Finanzierungsbeschränkungen, 
Demokratie- und 
Menschenrechtsklauseln nicht umgesetzt 
wurden;

Or. fr

Änderungsantrag 166
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Ziffer 34 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

34a. fordert die Kommission auf, nicht 
mit der Anwendung des 
Aussetzungsmechanismus für bestehende 
Abkommen zu zögern, wenn wiederholt 
gegen die Standardklauseln bezüglich der 
Menschenrechte verstoßen wird;

Or. en

Änderungsantrag 167
Leonidas Donskis, Marietje Schaake, Charles Goerens, Metin Kazak, Kristiina Ojuland, 
Sarah Ludford

Entschließungsantrag
Ziffer 35

Entschließungsantrag Geänderter Text

35. betont, dass die Anwendung der 
Klausel in ihrer aktuellen Form, 
beispielsweise bei den 
Freihandelsabkommen zwischen 
Kolumbien und Peru, die dem Parlament 

35. betont, dass die Anwendung der 
Klausel in ihrer aktuellen Form, 
beispielsweise bei den 
Freihandelsabkommen zwischen 
Kolumbien und Peru, die dem Parlament 
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vorgelegt werden, dem Europäischen 
Parlament selbst eine Gelegenheit bietet, 
im Vorfeld der Ratifizierung das Potenzial 
der Festlegung von Benchmarks in Bezug 
auf Menschenrechte zu untersuchen, um im 
Hinblick auf die Achtung der 
Menschenrechte einen konkreten und 
verifizierbaren Fortschritt zu erreichen; 
ermutigt die Kommission dazu, eine neue 
„Modellklausel“ zu entwerfen, die sich auf 
die internationalen Verpflichtungen der 
Parteien bezieht, ein 
Konsultationsverfahren enthält und 
politische und rechtliche Maßnahmen 
darlegt, die dann ergriffen werden, wenn 
das Ersuchen um Zusammenarbeit auf der 
Grundlage von wiederholten oder 
systemischen 
Menschenrechtsverletzungen, die gegen 
das Völkerrecht verstoßen, ausgesetzt 
werden muss; empfiehlt, dass ein klares 
System von Sanktionen entwickelt wird, 
das neben der Aussetzung weitere 
Sanktionen vorsieht; besteht 
nachdrücklich darauf, dass das Parlament 
bei diesem Thema zusammen mit der 
Kommission und dem Rat 
Entscheidungsträger sein muss;

vorgelegt werden, dem Europäischen 
Parlament selbst eine Gelegenheit bietet, 
im Vorfeld der Ratifizierung das Potenzial 
der Festlegung von Benchmarks in Bezug 
auf Menschenrechte zu untersuchen, um im 
Hinblick auf die Achtung der 
Menschenrechte einen konkreten und 
verifizierbaren Fortschritt zu erreichen; 
ermutigt die Kommission dazu, eine neue 
„Modellklausel“ zu entwerfen, die sich auf 
die internationalen Verpflichtungen der 
Parteien bezieht, ein 
Konsultationsverfahren enthält und 
politische und rechtliche Maßnahmen 
darlegt, die dann ergriffen werden, wenn 
das Ersuchen um Zusammenarbeit auf der 
Grundlage von wiederholten oder 
systemischen 
Menschenrechtsverletzungen, die gegen 
das Völkerrecht verstoßen, ausgesetzt 
werden muss; empfiehlt, dass ein klares 
System von Sanktionen entwickelt wird; 
besteht nachdrücklich darauf, dass das 
Parlament bei diesem Thema zusammen 
mit der Kommission und dem Rat 
Entscheidungsträger sein muss;

Or. en

Änderungsantrag 168
Rui Tavares
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 35

Entschließungsantrag Geänderter Text

35. betont, dass die Anwendung der 
Klausel in ihrer aktuellen Form, 
beispielsweise bei den 
Freihandelsabkommen zwischen 
Kolumbien und Peru, die dem Parlament 
vorgelegt werden, dem Europäischen 

35. betont, dass die Anwendung der 
Klausel in ihrer aktuellen Form, 
beispielsweise bei den 
Freihandelsabkommen zwischen 
Kolumbien und Peru, die dem Parlament 
vorgelegt werden, dem Europäischen 
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Parlament selbst eine Gelegenheit bietet, 
im Vorfeld der Ratifizierung das Potenzial 
der Festlegung von Benchmarks in Bezug 
auf Menschenrechte zu untersuchen, um im 
Hinblick auf die Achtung der 
Menschenrechte einen konkreten und 
verifizierbaren Fortschritt zu erreichen; 
ermutigt die Kommission dazu, eine neue 
„Modellklausel“ zu entwerfen, die sich auf 
die internationalen Verpflichtungen der 
Parteien bezieht, ein 
Konsultationsverfahren enthält und 
politische und rechtliche Maßnahmen 
darlegt, die dann ergriffen werden, wenn 
das Ersuchen um Zusammenarbeit auf der 
Grundlage von wiederholten oder 
systemischen 
Menschenrechtsverletzungen, die gegen 
das Völkerrecht verstoßen, ausgesetzt 
werden muss; empfiehlt, dass ein klares 
System von Sanktionen entwickelt wird, 
das neben der Aussetzung weitere 
Sanktionen vorsieht; besteht nachdrücklich 
darauf, dass das Parlament bei diesem 
Thema zusammen mit der Kommission 
und dem Rat Entscheidungsträger sein 
muss;

Parlament selbst eine Gelegenheit bietet, 
im Vorfeld der Ratifizierung das Potenzial 
der Festlegung von Benchmarks in Bezug 
auf Menschenrechte zu untersuchen, um im 
Hinblick auf die Achtung der 
Menschenrechte einen konkreten und 
verifizierbaren Fortschritt zu erreichen; 
fordert die Kommission erneut dazu auf, 
eine neue „Modellklausel“ zu entwerfen, 
die sich auf die internationalen 
Verpflichtungen der Parteien bezieht, ein 
Konsultationsverfahren enthält und 
politische und rechtliche Maßnahmen 
darlegt, die dann ergriffen werden, wenn 
das Ersuchen um Zusammenarbeit auf der 
Grundlage von wiederholten oder 
systemischen 
Menschenrechtsverletzungen, die gegen 
das Völkerrecht verstoßen, ausgesetzt 
werden muss; ist der Ansicht, dass der 
Durchsetzungsmechanismus für die 
Menschenrechts- und 
Demokratieklauseln, wie das Parlament 
ihn fordert, die einzige Möglichkeit ist, 
um die wirkliche Umsetzung solcher 
Klauseln sicherzustellen und als 
Vorbeugungs- und Warnmechanismus 
betrachtet werden sollte, der einen Dialog 
zwischen der EU und dem Partnerland 
einleitet, dem ein 
Überwachungsmechanismus folgt; 
empfiehlt, dass ein klares System von 
Sanktionen entwickelt wird, das neben der 
Aussetzung weitere Sanktionen vorsieht; 
besteht nachdrücklich darauf, dass das 
Parlament bei diesem Thema zusammen 
mit der Kommission und dem Rat 
Entscheidungsträger sein muss;

Or. en

Änderungsantrag 169
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Ziffer 35
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Entschließungsantrag Geänderter Text

35. betont, dass die Anwendung der 
Klausel in ihrer aktuellen Form,
beispielsweise bei den 
Freihandelsabkommen zwischen 
Kolumbien und Peru, die dem Parlament 
vorgelegt werden, dem Europäischen 
Parlament selbst eine Gelegenheit bietet, 
im Vorfeld der Ratifizierung das Potenzial 
der Festlegung von Benchmarks in Bezug 
auf Menschenrechte zu untersuchen, um im 
Hinblick auf die Achtung der 
Menschenrechte einen konkreten und 
verifizierbaren Fortschritt zu erreichen; 
ermutigt die Kommission dazu, eine neue 
„Modellklausel“ zu entwerfen, die sich auf 
die internationalen Verpflichtungen der 
Parteien bezieht, ein 
Konsultationsverfahren enthält und 
politische und rechtliche Maßnahmen 
darlegt, die dann ergriffen werden, wenn 
das Ersuchen um Zusammenarbeit auf der 
Grundlage von wiederholten oder 
systemischen 
Menschenrechtsverletzungen, die gegen 
das Völkerrecht verstoßen, ausgesetzt 
werden muss; empfiehlt, dass ein klares 
System von Sanktionen entwickelt wird, 
das neben der Aussetzung weitere 
Sanktionen vorsieht; besteht nachdrücklich 
darauf, dass das Parlament bei diesem 
Thema zusammen mit der Kommission 
und dem Rat Entscheidungsträger sein 
muss;

35. betont, dass die Anwendung der 
Klausel in ihrer aktuellen Form bei den 
Freihandelsabkommen, die dem Parlament 
demnächst vorgelegt werden, dem 
Europäischen Parlament selbst eine 
Gelegenheit bietet, im Vorfeld der 
Ratifizierung das Potenzial der Festlegung 
von Benchmarks in Bezug auf 
Menschenrechte zu untersuchen, um im 
Hinblick auf die Achtung der 
Menschenrechte einen konkreten und 
verifizierbaren Fortschritt zu erreichen; 
ermutigt die Kommission dazu, eine neue 
„Modellklausel“ zu entwerfen, die sich auf 
die internationalen Verpflichtungen der 
Parteien bezieht, ein 
Konsultationsverfahren enthält und 
politische und rechtliche Maßnahmen 
darlegt, die dann ergriffen werden, wenn 
das Ersuchen um Zusammenarbeit auf der 
Grundlage von wiederholten oder 
systemischen 
Menschenrechtsverletzungen, die gegen 
das Völkerrecht verstoßen, ausgesetzt 
werden muss; empfiehlt, dass ein klares 
System von Sanktionen entwickelt wird, 
das neben der Aussetzung weitere 
Sanktionen vorsieht; besteht nachdrücklich 
darauf, dass das Parlament bei diesem 
Thema zusammen mit der Kommission 
und dem Rat Entscheidungsträger sein 
muss;

Or. es

Änderungsantrag 170
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 36 a (neu)



AM\891547DE.doc 109/216 PE480.864v01-00

DE

Entschließungsantrag Geänderter Text

36a. regt an, bei Studien über die 
Auswirkung auf die Menschenrechte und 
bei deren Beurteilung objektive Kriterien 
und Indikatoren einzusetzen;

Or. el

Änderungsantrag 171
Helmut Scholz

Entschließungsantrag
Ziffer 37

Entschließungsantrag Geänderter Text

37. erwartet ein umfassendes Kapitel zu 
Sozialem und Ökologie in allen 
zukünftigen Freihandelsabkommen und 
bedauert im Kontext der derzeit laufenden 
Verhandlungen die Ablehnung dieses 
Prinzips seitens einiger Partner wie Indien 
und Kanada; fordert, dass das Kapitel über 
nachhaltige Entwicklung in den 
Abkommen verbessert wird, indem ein 
Beschwerdeverfahren aufgenommen wird, 
das den Sozialpartnern und der 
Zivilgesellschaft offen steht, ein 
unabhängiges Organ eingerichtet wird, das 
mit der Beilegung einschlägiger 
Streitigkeiten betraut ist, und die 
Möglichkeit gegeben wird, einen 
Streitschlichtungsmechanismus in 
Anspruch zu nehmen, der die Zahlung von 
Geldstrafen und die Aussetzung von 
Handelsvorteilen im Falle eines schweren 
Bruchs der betreffenden Umwelt- und 
Arbeitsstandards vorsieht, entsprechend 
dem Mechanismus für die 
Marktzugangsberechtigung;

37. erwartet ein umfassendes Kapitel zu 
Sozialem und Ökologie in allen 
zukünftigen Freihandelsabkommen und 
bedauert im Kontext der derzeit laufenden 
Verhandlungen die Ablehnung dieses 
Prinzips seitens einiger Partner wie Indien 
und Kanada; fordert, dass das Kapitel über 
nachhaltige Entwicklung in den 
Abkommen verbessert wird, indem ein 
Beschwerdeverfahren aufgenommen wird, 
das den Sozialpartnern und der 
Zivilgesellschaft offen steht, ein 
unabhängiges Organ eingerichtet wird, das 
mit der Beilegung einschlägiger 
Streitigkeiten betraut ist, und die 
Möglichkeit gegeben wird, einen 
Streitschlichtungsmechanismus in 
Anspruch zu nehmen, der die Zahlung von 
Geldstrafen und die Aussetzung von 
Handelsvorteilen im Falle eines schweren 
Bruchs der betreffenden Umwelt- und 
Arbeitsstandards vorsieht, entsprechend 
dem Mechanismus für die 
Marktzugangsberechtigung; fordert, dass 
die Zielsetzungen der Sozialen 
Verantwortung von Unternehmen (SVU) 
für europäische Unternehmen, die in 
institutionell schwachen Ländern 
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operieren, bindenden Charakter erhalten;

Or. de

Änderungsantrag 172
Tunne Kelam

Entschließungsantrag
Ziffer 37

Entschließungsantrag Geänderter Text

37. erwartet ein umfassendes Kapitel zu 
Sozialem und Ökologie in allen 
zukünftigen Freihandelsabkommen und 
bedauert im Kontext der derzeit laufenden 
Verhandlungen die Ablehnung dieses 
Prinzips seitens einiger Partner wie Indien 
und Kanada; fordert, dass das Kapitel über 
nachhaltige Entwicklung in den 
Abkommen verbessert wird, indem ein 
Beschwerdeverfahren aufgenommen wird, 
das den Sozialpartnern und der 
Zivilgesellschaft offen steht, ein 
unabhängiges Organ eingerichtet wird, das 
mit der Beilegung einschlägiger 
Streitigkeiten betraut ist, und die 
Möglichkeit gegeben wird, einen 
Streitschlichtungsmechanismus in 
Anspruch zu nehmen, der die Zahlung von 
Geldstrafen und die Aussetzung von 
Handelsvorteilen im Falle eines schweren 
Bruchs der betreffenden Umwelt- und 
Arbeitsstandards vorsieht, entsprechend 
dem Mechanismus für die 
Marktzugangsberechtigung;

37. erwartet ein umfassendes Kapitel zu
Menschenrechten mit besonderem 
Schwerpunkt auf sozialen und
ökologischen Aspekten in allen 
zukünftigen Freihandelsabkommen und 
bedauert im Kontext der derzeit laufenden 
Verhandlungen die Ablehnung dieses 
Prinzips seitens einiger Partner wie Indien 
und Kanada; fordert, dass das Kapitel über 
nachhaltige Entwicklung in den 
Abkommen verbessert wird, indem ein 
Beschwerdeverfahren aufgenommen wird, 
das den Sozialpartnern und der 
Zivilgesellschaft offen steht, ein 
unabhängiges Organ eingerichtet wird, das 
mit der Beilegung einschlägiger 
Streitigkeiten betraut ist, und die 
Möglichkeit gegeben wird, einen 
Streitschlichtungsmechanismus in 
Anspruch zu nehmen, der die Zahlung von 
Geldstrafen und die Aussetzung von 
Handelsvorteilen im Falle eines schweren 
Bruchs der betreffenden Umwelt- und 
Arbeitsstandards vorsieht, entsprechend 
dem Mechanismus für die 
Marktzugangsberechtigung;

Or. en

Änderungsantrag 173
Raimon Obiols
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Entschließungsantrag
Ziffer 37

Entschließungsantrag Geänderter Text

37. erwartet ein umfassendes Kapitel zu 
Sozialem und Ökologie in allen 
zukünftigen Freihandelsabkommen und 
bedauert im Kontext der derzeit laufenden 
Verhandlungen die Ablehnung dieses 
Prinzips seitens einiger Partner wie Indien 
und Kanada; fordert, dass das Kapitel über 
nachhaltige Entwicklung in den 
Abkommen verbessert wird, indem ein 
Beschwerdeverfahren aufgenommen wird, 
das den Sozialpartnern und der 
Zivilgesellschaft offen steht, ein 
unabhängiges Organ eingerichtet wird, das 
mit der Beilegung einschlägiger 
Streitigkeiten betraut ist, und die 
Möglichkeit gegeben wird, einen 
Streitschlichtungsmechanismus in 
Anspruch zu nehmen, der die Zahlung von 
Geldstrafen und die Aussetzung von 
Handelsvorteilen im Falle eines schweren 
Bruchs der betreffenden Umwelt- und 
Arbeitsstandards vorsieht, entsprechend 
dem Mechanismus für die 
Marktzugangsberechtigung;

37. erwartet ein umfassendes Kapitel zu 
Sozialem und Ökologie in allen 
zukünftigen Freihandelsabkommen und 
bedauert im Kontext der derzeit laufenden 
Verhandlungen die Ablehnung dieses 
Prinzips seitens einiger Partner wie Indien 
und Kanada; fordert, dass das Kapitel über 
nachhaltige Entwicklung in den 
Abkommen verbessert wird, indem ein 
Beschwerdeverfahren aufgenommen wird, 
das den Sozialpartnern und der 
Zivilgesellschaft offen steht, ein 
unabhängiges Organ eingerichtet wird, das 
mit der Beilegung einschlägiger 
Streitigkeiten betraut ist, und die 
Möglichkeit gegeben wird, einen 
Streitschlichtungsmechanismus in 
Anspruch zu nehmen, der die Zahlung von 
Geldstrafen und die Aussetzung von 
Handelsvorteilen im Falle eines schweren
Bruchs der betreffenden Umwelt- und 
Arbeitsstandards vorsieht, entsprechend 
dem Mechanismus für die 
Marktzugangsberechtigung; ist der 
Ansicht, dass auch in den APS+-
Abkommen die Demokratie- und 
Menschenrechtsklausel gestärkt werden 
muss;

Or. es

Änderungsantrag 174
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 37 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

37a. betont das Scheitern der zwischen 
der Europäischen Union und 
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Drittländern geschlossenen 
Freihandelsabkommen in der Hinsicht, 
dass diese nicht nur die tatsächliche 
Berücksichtigung von „Demokratie- und 
Menschenrechtsklauseln“ verhindert und 
durch Auferlegung einer 
Liberalisierungspolitik weitgehend zur 
Verarmung der betroffenen 
Bevölkerungsgruppen sowie zur 
Beherrschung von Ressourcen durch 
transnationale Unternehmen beigetragen 
haben; ist daher der Ansicht, dass es 
erforderlich ist, neue Kooperationen 
einzurichten, die die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung von Drittländern 
hinsichtlich des Bedarfs ihrer Völker 
gestatten;

Or. fr

Änderungsantrag 175
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 38 – Einleitungssatz

Entschließungsantrag Geänderter Text

38. ist der Ansicht, dass der „Arabische 
Frühling“ die Unzulänglichkeit der 
bisherigen Politik der EU gezeigt hat, den 
starken Wunsch der Menschen nach einer 
verantwortungsvollen und repräsentativen 
Regierung in Ländern zu unterstützen, in 
denen eine solche verwehrt wird; und
begrüßt deshalb die gemeinsamen 
Mitteilungen der Kommission und der 
HV/VP „Eine neue Antwort auf eine 
Nachbarschaft im Wandel“ und „Eine 
Partnerschaft mit dem südlichen 
Mittelmeerraum für Demokratie und 
gemeinsamen Wohlstand“ und das
Konzept von gemeinsamen 
Verpflichtungen und gegenseitiger 
Rechenschaftspflicht, strengeren 
Bedingungen, Differenzierung der 

38. ist der Ansicht, dass der „Arabische 
Frühling“ die Unzulänglichkeit der 
bisherigen Politik der EU gezeigt hat, den 
starken Wunsch der Menschen nach einer 
verantwortungsvollen und repräsentativen 
Regierung in Ländern zu unterstützen, in 
denen eine solche verwehrt wird; und
verurteilt ganz besonders die Politik der 
Europäischen Union und der 
Mitgliedstaaten, die darauf abzielt, mittels
der Europäischen Nachbarschaftspolitik 
aus bestimmten beteiligten Drittländern 
die Vollzugskräfte der Einwanderungs-
und Asylpolitik der EU zu machen; ist der 
Ansicht, dass diese Migrationspolitik im 
Hinblick auf die Annahmen über die 
Bevölkerung südlicher Länder 
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Politiken, Förderung der multilateralen 
und subregionalen Zusammenarbeit und
den Grundsatz der stärkeren Beteiligung 
der Zivilgesellschaft;

aufschlussreich ist;

Or. fr

Änderungsantrag 176
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 38

Entschließungsantrag Geänderter Text

38. ist der Ansicht, dass der „Arabische 
Frühling“ die Unzulänglichkeit der 
bisherigen Politik der EU gezeigt hat, den 
starken Wunsch der Menschen nach einer 
verantwortungsvollen und repräsentativen 
Regierung in Ländern zu unterstützen, in 
denen eine solche verwehrt wird; und 
begrüßt deshalb die gemeinsame 
Mitteilung der Kommission und der 
HR/VP „Eine neue Antwort auf eine 
Nachbarschaft im Wandel“ und „Eine 
Partnerschaft mit dem südlichen 
Mittelmeerraum für Demokratie und 
gemeinsamen Wohlstand“ und das 
Konzept von gemeinsamen 
Verpflichtungen und gegenseitiger 
Rechenschaftspflicht, strengeren 
Bedingungen, Differenzierung der 
Politiken, Förderung der multilateralen und 
subregionalen Zusammenarbeit und die 
Grundsätze der stärkeren Beteiligung der 
Zivilgesellschaft;

38. ist der Ansicht, dass der „Arabische 
Frühling“ die Unzulänglichkeit der 
bisherigen Politik der EU gezeigt hat, den 
starken Wunsch der Menschen nach einer 
verantwortungsvollen und repräsentativen 
Regierung in Ländern zu unterstützen, in 
denen eine solche verwehrt wird; und 
begrüßt deshalb die gemeinsame 
Mitteilung der Kommission und der 
HR/VP „Eine neue Antwort auf eine 
Nachbarschaft im Wandel“, unter anderem 
mit dem Hinweis auf die Notwendigkeit 
der Einrichtung des Europäischen Fonds 
für Demokratie, und „Eine Partnerschaft 
mit dem südlichen Mittelmeerraum für 
Demokratie und gemeinsamen Wohlstand“ 
und das Konzept von gemeinsamen 
Verpflichtungen und gegenseitiger 
Rechenschaftspflicht, strengeren 
Bedingungen, Differenzierung der 
Politiken, Förderung der multilateralen und 
subregionalen Zusammenarbeit und die 
Grundsätze der stärkeren Beteiligung der 
Zivilgesellschaft;

Or. en

Änderungsantrag 177
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés



PE480.864v01-00 114/216 AM\891547DE.doc

DE

Entschließungsantrag
Ziffer 38

Entschließungsantrag Geänderter Text

38. ist der Ansicht, dass der „Arabische 
Frühling“ die Unzulänglichkeit der 
bisherigen Politik der EU gezeigt hat, den 
starken Wunsch der Menschen nach einer 
verantwortungsvollen und repräsentativen 
Regierung in Ländern zu unterstützen, in 
denen eine solche verwehrt wird; und 
begrüßt deshalb die gemeinsame 
Mitteilung der Kommission und der 
HR/VP „Eine neue Antwort auf eine 
Nachbarschaft im Wandel“ und „Eine 
Partnerschaft mit dem südlichen 
Mittelmeerraum für Demokratie und 
gemeinsamen Wohlstand“ und das 
Konzept von gemeinsamen 
Verpflichtungen und gegenseitiger 
Rechenschaftspflicht, strengeren 
Bedingungen, Differenzierung der 
Politiken, Förderung der multilateralen und 
subregionalen Zusammenarbeit und die 
Grundsätze der stärkeren Beteiligung der 
Zivilgesellschaft;

38. ist der Ansicht, dass der „Arabische 
Frühling“ die Unzulänglichkeit der 
bisherigen Politik der EU gezeigt hat, den 
starken Wunsch der Menschen nach einer 
verantwortungsvollen und repräsentativen 
Regierung in Ländern zu unterstützen, in 
denen eine solche verwehrt wird; und 
begrüßt deshalb die gemeinsame 
Mitteilung der Kommission und der 
HR/VP „Eine neue Antwort auf eine 
Nachbarschaft im Wandel“ und „Eine 
Partnerschaft mit dem südlichen 
Mittelmeerraum für Demokratie und 
gemeinsamen Wohlstand“ und das 
Konzept von gemeinsamen 
Verpflichtungen und gegenseitiger 
Rechenschaftspflicht im Hinblick auf die 
universellen Werte der Menschenrechte, 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, 
strengeren, anreizorientierten 
Bedingungen, Differenzierung der 
Politiken, Förderung der multilateralen und 
subregionalen Zusammenarbeit und die 
Grundsätze der stärkeren Beteiligung der 
Zivilgesellschaft; bekräftigt gleichzeitig,
dass sich die Partnerschaft der EU in 
Demokratisierungsprozessen und in 
Bezug auf den wirtschaftlichen 
Wohlstand im Süden parallel zu ihrem 
Engagement in der Östlichen 
Nachbarschaft entfalten muss;

Or. en

Änderungsantrag 178
Mario Mauro, Tunne Kelam, Elena Băsescu, Anna Záborská, Carlo Casini

Entschließungsantrag
Ziffer 38
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Entschließungsantrag Geänderter Text

38. ist der Ansicht, dass der „Arabische 
Frühling“ die Unzulänglichkeit der 
bisherigen Politik der EU gezeigt hat, den 
starken Wunsch der Menschen nach einer 
verantwortungsvollen und repräsentativen 
Regierung in Ländern zu unterstützen, in 
denen eine solche verwehrt wird; und 
begrüßt deshalb die gemeinsame 
Mitteilung der Kommission und der 
HR/VP „Eine neue Antwort auf eine 
Nachbarschaft im Wandel“ und „Eine 
Partnerschaft mit dem südlichen 
Mittelmeerraum für Demokratie und 
gemeinsamen Wohlstand“ und das 
Konzept von gemeinsamen 
Verpflichtungen und gegenseitiger 
Rechenschaftspflicht, strengeren 
Bedingungen, Differenzierung der 
Politiken, Förderung der multilateralen und 
subregionalen Zusammenarbeit und die 
Grundsätze der stärkeren Beteiligung der 
Zivilgesellschaft;

38. ist der Ansicht, dass der „Arabische 
Frühling“ die Unzulänglichkeit der 
bisherigen Politik der EU gezeigt hat, den 
starken Wunsch der Menschen nach einer 
verantwortungsvollen und repräsentativen 
Regierung in Ländern zu unterstützen, in 
denen eine solche verwehrt wird; und 
begrüßt deshalb die gemeinsame 
Mitteilung der Kommission und der 
HR/VP „Eine neue Antwort auf eine 
Nachbarschaft im Wandel“ und „Eine 
Partnerschaft mit dem südlichen 
Mittelmeerraum für Demokratie und 
gemeinsamen Wohlstand“ und das 
Konzept von gemeinsamen 
Verpflichtungen und gegenseitiger 
Rechenschaftspflicht, strengeren 
Bedingungen, Differenzierung der 
Politiken, Förderung der multilateralen und 
subregionalen Zusammenarbeit und die 
Grundsätze der stärkeren Beteiligung der 
Zivilgesellschaft; betont bei dieser 
Gelegenheit, dass der „Arabische 
Frühling“ zum Paradoxon werden und 
die Erwartungen vieler enttäuschen 
würde, wenn er sich in eine Richtung 
entwickelt, bei der die Rechte der 
religiösen Minderheiten, einschließlich 
der Christen, missachtet werden;

Or. en

Änderungsantrag 179
Rui Tavares
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 38

Entschließungsantrag Geänderter Text

38. ist der Ansicht, dass der „Arabische 
Frühling“ die Unzulänglichkeit der 

38. ist der Ansicht, dass der „Arabische 
Frühling“ die Unzulänglichkeit der 
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bisherigen Politik der EU gezeigt hat, den 
starken Wunsch der Menschen nach einer 
verantwortungsvollen und repräsentativen 
Regierung in Ländern zu unterstützen, in 
denen eine solche verwehrt wird; und 
begrüßt deshalb die gemeinsame 
Mitteilung der Kommission und der 
HR/VP „Eine neue Antwort auf eine 
Nachbarschaft im Wandel“ und „Eine 
Partnerschaft mit dem südlichen 
Mittelmeerraum für Demokratie und 
gemeinsamen Wohlstand“ und das 
Konzept von gemeinsamen 
Verpflichtungen und gegenseitiger 
Rechenschaftspflicht, strengeren 
Bedingungen, Differenzierung der 
Politiken, Förderung der multilateralen und 
subregionalen Zusammenarbeit und die 
Grundsätze der stärkeren Beteiligung der 
Zivilgesellschaft;

bisherigen Politik der EU gezeigt hat, den 
starken Wunsch der Menschen nach 
Demokratie, Achtung der 
Grundfreiheiten, Gerechtigkeit sowie
einer verantwortungsvollen und 
repräsentativen Regierung in Ländern zu 
unterstützen, in denen dies verwehrt wird; 
und begrüßt deshalb die gemeinsame 
Mitteilung der Kommission und der 
HR/VP „Eine neue Antwort auf eine 
Nachbarschaft im Wandel“ und „Eine 
Partnerschaft mit dem südlichen 
Mittelmeerraum für Demokratie und 
gemeinsamen Wohlstand“ und das 
Konzept von gemeinsamen 
Verpflichtungen und gegenseitiger 
Rechenschaftspflicht, strengeren 
Bedingungen, Differenzierung der 
Politiken, Förderung der multilateralen und 
subregionalen Zusammenarbeit und die 
Grundsätze der stärkeren Beteiligung der 
Zivilgesellschaft;

Or. en

Änderungsantrag 180
Ramon Tremosa i Balcells, Edward McMillan-Scott, Renate Weber

Entschließungsantrag
Ziffer 38 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

38a. ist der Ansicht, dass seit dem Beginn 
des „Arabischen Frühlings“ 
Nichtregierungsorganisationen und 
organisierte Bürger im Inland eine 
wesentliche Rolle bei der Mobilisierung 
der Menschen und der Förderung von 
deren Teilnahme am öffentlichen Leben 
spielen, wobei beide Bildungs- und 
Aufklärungskampagnen veranstalten, die 
das Ziel haben, die Menschen über ihre 
Rechte zu informieren und sie dazu zu 
befähigen, die Demokratie zu verstehen 
und anzunehmen; betont, dass die 
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Prioritäten der politischen Agenda für 
zukünftige Reformen zur Stärkung dieser 
Prozesse auf partizipatorischen 
Beratungen mit 
Nichtregierungsorganisationen und 
Verfechtern der Bürgerrechte im Inland 
basieren müssen;

Or. en

Änderungsantrag 181
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 38 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

38a. betont die Notwendigkeit, auch junge 
Demokratien und
Demokratiebewegungen in der Östlichen 
Nachbarschaft zu unterstützen; ist ferner 
insbesondere über die Situation in 
Belarus besorgt und drängt den EAD und 
die EU-Mitgliedstaaten, die Aktivisten der 
Zivilgesellschaft in dem Land weiter zu 
unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 182
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 38 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

38a. ist der Ansicht, dass die Europäische 
Union nicht ihre Verantwortung in der 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Lage vergessen darf, die zu 
Volksaufständen geführt hat, und die 
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Einrichtungen dieser Länder dabei 
unterstützen muss, Prüfungen ihrer 
ausländischen Forderungen und vor 
allem der europäischen Forderungen 
vorzunehmen, um den unrechtmäßigen 
Anteil an diesen Forderungen 
auszumachen, der nicht der Bevölkerung 
zugute kam, und alles in ihrer Macht 
Stehende zu deren baldiger Annullierung 
zu ergreifen; ist über die langsame 
Reaktion der europäischen Organe
angesichts der besonderes 
beunruhigenden wirtschaftlichen und 
sozialen Lage in den zentralen und 
südlichen Regionen Tunesiens sowie vor 
allem im Bergbaurevier von Gafsa 
beunruhigt; ist vor allem über das 
Fortbestehen von partnerschaftlichen 
Leitlinien hinsichtlich von mit Zine El 
Abidine Ben Ali geführten Gesprächen 
beunruhigt, die insbesondere im 
Aufrechterhalten der aktuellen 
Verhandlungen über Bestimmungen zur 
Liberalisierung des 
Landwirtschaftssektors und der 
Einbindung der Liberalisierung des 
Luftverkehrs bestehen; wünscht, dass die 
Europäische Union umgehend 
wirtschaftliche und soziale 
Notmaßnahmen in diesen Regionen in die 
Wege leiten kann, auch um die Belebung 
touristischer Aktivitäten zu erleichtern;

Or. fr

Änderungsantrag 183
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 38 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

38a. begrüßt den neuen Ansatz der ENP 
mit dem Ziel, Partner, die dabei sind, eine 
tiefgreifende und nachhaltige Demokratie 
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aufzubauen, stärker zu unterstützen, eine 
integrierte wirtschaftliche Entwicklung zu 
unterstützen und die beiden regionalen 
Dimensionen der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik zu stärken;

Or. en

Änderungsantrag 184
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 39

Entschließungsantrag Geänderter Text

39. bekräftigt seine Auffassung, dass ein 
ergebnisorientierter „Mehr-für-Mehr“-
Ansatz auch „Weniger-für-Weniger“ mit 
sich bringt; betont, dass die 
Differenzierung auf klar definierten 
Kriterien und regelmäßig überwachten 
Benchmarks basieren sollte und schlägt 
vor, dass die in den Mitteilungen 
dargelegten Benchmarks als Ziele 
betrachtet werden sollen, die um 
konkretere, messbare, erreichbare und 
zeitgebundene Benchmarks zu ergänzen 
sind; fordert den EAD und die 
Kommission auf, eine klare und 
angemessene Methode bereitzustellen, um 
das Protokoll der ENP-Länder hinsichtlich 
Achtung für und Förderung von 
Demokratie und Menschenrechten zu 
bewerten, regelmäßige Berichte 
vorzulegen, die als Grundlage der 
Zuweisung der Mittel unter dem „Mehr-
für-Mehr“-Ansatz gelten, und diese 
Bewertungen in die jährlichen 
Fortschrittsberichte aufzunehmen;

39. unterstützt den ergebnisorientierten
„Mehr-für-Mehr“-Ansatz gemäß der 
neuen Vision der ENP; betont, dass die 
Differenzierung auf klar definierten 
Kriterien und regelmäßig überwachten 
Benchmarks basieren sollte und schlägt 
vor, dass die in den Mitteilungen 
dargelegten Benchmarks als Ziele 
betrachtet werden sollen, die um 
konkretere, messbare, erreichbare und 
zeitgebundene Benchmarks zu ergänzen 
sind; fordert den EAD und die 
Kommission auf, eine klare und 
angemessene Methode bereitzustellen, um 
das Protokoll der ENP-Länder hinsichtlich 
Achtung für und Förderung von 
Demokratie und Menschenrechten zu 
bewerten, regelmäßige Berichte 
vorzulegen, die als Grundlage der 
Zuweisung der Mittel unter dem „Mehr-
für-Mehr“-Ansatz gelten, und diese 
Bewertungen in die jährlichen 
Fortschrittsberichte aufzunehmen; betont, 
dass die Mittel, die aufgrund einer 
negativen Bewertung nicht zugewiesen 
oder transferiert werden können, auf 
andere Projekte in Partnerländern der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik 
verteilt werden sollten, sowohl in der 
Südlichen als auch in der Östlichen
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Dimension;

Or. en

Änderungsantrag 185
Kinga Gál

Entschließungsantrag
Ziffer 40

Entschließungsantrag Geänderter Text

40. betont die Notwenigkeit einer aktiven 
Beteiligung der Zivilgesellschaft an 
Regierungsführungsprozessen und besteht 
darauf, dass die Zivilgesellschaft in 
Zukunft so eingebunden werden muss, dass 
sie über einen institutionellen 
„Überwachungsmechanismus der 
Zivilgesellschaft“ einen unmittelbaren 
Beitrag leistet;

40. betont die Notwenigkeit einer aktiven 
Beteiligung der Zivilgesellschaft an 
Regierungsführungsprozessen und besteht 
darauf, dass die Zivilgesellschaft in 
Zukunft so eingebunden werden muss, dass 
sie über einen institutionellen 
„Überwachungsmechanismus der 
Zivilgesellschaft“ einen unmittelbaren 
Beitrag leistet; begrüßt im Hinblick darauf 
alle EU-Programme, die das Ziel haben, 
junge Fachleute auszubilden und 
studentische Austauschprogramme für 
Staatsangehörige von Drittländern zu 
vereinfachen, da diese effektiv zur 
Entwicklung der Zivilgesellschaft 
beitragen;

Or. en

Änderungsantrag 186
Leonidas Donskis

Entschließungsantrag
Ziffer 40

Entschließungsantrag Geänderter Text

40. betont die Notwenigkeit einer aktiven 
Beteiligung der Zivilgesellschaft an 
Regierungsführungsprozessen und besteht 
darauf, dass die Zivilgesellschaft in
Zukunft so eingebunden werden muss, 

40. betont die Notwenigkeit einer aktiven 
Beteiligung der Zivilgesellschaft an 
Regierungsführungsprozessen; unterstützt 
grundlegend eine stärkere 
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft 
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dass sie über einen institutionellen 
„Überwachungsmechanismus der 
Zivilgesellschaft“ einen unmittelbaren 
Beitrag leistet;

in diesen Prozessen, sowohl im Sinne 
einer umfangreicheren 
Öffentlichkeitsarbeit als auch einer 
stärkeren Berücksichtigung der 
Meinungen der Zivilgesellschaft in der 
Politik;

Or. en

Änderungsantrag 187
Peter van Dalen

Entschließungsantrag
Ziffer 40

Entschließungsantrag Geänderter Text

40. betont die Notwenigkeit einer aktiven 
Beteiligung der Zivilgesellschaft an 
Regierungsführungsprozessen und besteht 
darauf, dass die Zivilgesellschaft in 
Zukunft so eingebunden werden muss, dass 
sie über einen institutionellen 
„Überwachungsmechanismus der 
Zivilgesellschaft“ einen unmittelbaren 
Beitrag leistet;

40. betont die Notwenigkeit einer aktiven 
Beteiligung der Zivilgesellschaft an 
Regierungsführungsprozessen und dem 
gesellschaftlichen Wandel, erkennt die 
Notwendigkeit an, auch Vertreter von 
Frauen- und Minderheitengruppen an 
diesen Prozessen zu beteiligen, und 
besteht darauf, dass die Zivilgesellschaft in 
Zukunft so eingebunden werden muss, dass 
sie über einen institutionellen 
„Überwachungsmechanismus der 
Zivilgesellschaft“ einen unmittelbaren 
Beitrag leistet;

Or. en

Änderungsantrag 188
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 40

Entschließungsantrag Geänderter Text

40. betont die Notwenigkeit einer aktiven 
Beteiligung der Zivilgesellschaft an 
Regierungsführungsprozessen und besteht 

40. betont die Notwenigkeit einer aktiven 
Beteiligung der Zivilgesellschaft, bei der 
alle Teile der Gesellschaft berücksichtigt 
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darauf, dass die Zivilgesellschaft in 
Zukunft so eingebunden werden muss, dass 
sie über einen institutionellen 
„Überwachungsmechanismus der 
Zivilgesellschaft“ einen unmittelbaren 
Beitrag leistet;

werden müssen, an 
Regierungsführungsprozessen und besteht 
darauf, dass die Zivilgesellschaft in 
Zukunft so eingebunden werden muss, dass 
sie über einen institutionellen 
„Überwachungsmechanismus der 
Zivilgesellschaft“ einen unmittelbaren 
Beitrag leistet;

Or. en

Änderungsantrag 189
Tunne Kelam

Entschließungsantrag
Ziffer 40

Entschließungsantrag Geänderter Text

40. betont die Notwenigkeit einer aktiven 
Beteiligung der Zivilgesellschaft an 
Regierungsführungsprozessen und besteht 
darauf, dass die Zivilgesellschaft in 
Zukunft so eingebunden werden muss, dass 
sie über einen institutionellen 
„Überwachungsmechanismus der 
Zivilgesellschaft“ einen unmittelbaren 
Beitrag leistet;

40. betont die Notwenigkeit einer aktiven 
Beteiligung der Zivilgesellschaft an 
Regierungsführungsprozessen und besteht 
darauf, dass die Zivilgesellschaft in 
Zukunft so eingebunden werden muss, dass 
sie über einen institutionellen 
„Überwachungsmechanismus der 
Zivilgesellschaft“ einen unmittelbaren 
Beitrag leistet; unterstreicht die 
Notwendigkeit einer unabhängigen 
strukturellen und finanziellen 
Unterstützung für die Zivilgesellschaft, 
die ohne Eingriffe seitens des Staates 
zugewiesen werden sollte;

Or. en

Änderungsantrag 190
Rui Tavares
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 40
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Entschließungsantrag Geänderter Text

40. betont die Notwenigkeit einer aktiven 
Beteiligung der Zivilgesellschaft an 
Regierungsführungsprozessen und besteht 
darauf, dass die Zivilgesellschaft in 
Zukunft so eingebunden werden muss, dass 
sie über einen institutionellen 
„Überwachungsmechanismus der 
Zivilgesellschaft“ einen unmittelbaren 
Beitrag leistet;

40. betont die Notwenigkeit einer aktiven 
Beteiligung der Zivilgesellschaft an 
Regierungsführungsprozessen und besteht 
darauf, dass die Zivilgesellschaft in 
Zukunft so eingebunden werden muss, dass 
sie über einen institutionellen 
„Überwachungsmechanismus der 
Zivilgesellschaft“ einen unmittelbaren 
Beitrag leistet; ist der Ansicht, dass wie bei  
dem Verfahren der allgemeinen 
regelmäßigen Überprüfung (UPR)
innerhalb des Menschenrechtsrats der 
Vereinten Nationen Akteure der lokalen 
und internationalen Zivilgesellschaft in 
die ENP-Fortschrittsberichte der 
Kommission einbezogen werden sollten, 
indem sie separat ihre eigene 
Einschätzung abgeben, die diesen 
Berichten beigefügt wird;

Or. en

Änderungsantrag 191
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 40

Entschließungsantrag Geänderter Text

40. betont die Notwenigkeit einer aktiven 
Beteiligung der Zivilgesellschaft an 
Regierungsführungsprozessen und besteht 
darauf, dass die Zivilgesellschaft in 
Zukunft so eingebunden werden muss, dass 
sie über einen institutionellen 
„Überwachungsmechanismus der 
Zivilgesellschaft“ einen unmittelbaren 
Beitrag leistet;

40. betont die Notwenigkeit einer aktiven 
Beteiligung der Zivilgesellschaft an 
Regierungsführungsprozessen und besteht 
darauf, dass die Zivilgesellschaft in 
Zukunft so eingebunden werden muss, dass 
sie über einen institutionellen 
„Überwachungsmechanismus der
Zivilgesellschaft“ einen unmittelbaren 
Beitrag leistet; begrüßt die Einrichtung 
der Fazilität zur Förderung der 
Zivilgesellschaft (Civil Society Facility -
CSF) und fordert deren Unterstützung mit 
bedeutenden Mitteln im kommenden 
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mehrjährigen Finanzrahmen;

Or. en

Änderungsantrag 192
Ana Miranda

Entschließungsantrag
Ziffer 41 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

41a. ist der Auffassung, dass die 
gewaltfreie Methodik von friedlichem 
Aktivismus und zivilem Protest am besten 
zur Verteidigung und Förderung 
grundlegender Menschenrechte geeignet 
ist, besonders angesichts der globalen 
Bedeutung der ‚Indignados‘-Bewegung 
speziell im Nahen Osten und in 
Nordafrika; ist der Ansicht, dass die 
Förderung und Unterstützung der 
Gewaltlosigkeit einen internationalen 
Wert widerspiegelt, der eine Priorität für 
die Menschenrechts- und 
Demokratiepolitik der EU darstellen 
sollte, insbesondere in Anbetracht dessen, 
dass die gewaltfreie Methodik die 
geeignetsten Mittel und Ergebnisse im 
Hinblick auf die Vermeidung von 
Konflikten und Unterstützung der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Zivilgesellschaft weltweit bietet; schlägt 
vor, der Gewaltlosigkeit eine zentrale 
Rolle zukommen zu lassen, die in der 
Innen- und Außenpolitik Relevanz und 
politisches Gewicht hat, wobei diejenigen 
Initiativen unterstützt werden, die 
gewaltlosen und friedlichen Aktivismus 
auf der ganzen Welt entwickeln und 
aufrechterhalten können, und zwar durch 
die Verbreitung von praktischen 
Hilfsmaßnahmen zur Unterstützung von 
gewaltlosen Aktivisten und 
Menschenrechtsaktivisten; 
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Or. en

Änderungsantrag 193
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 43

Entschließungsantrag Geänderter Text

43. begrüßt die Mitteilung der Kommission 
zu einer Agenda für den Wandel und ihren 
Schwerpunkt auf dem verwobenen 
Charakter der Ziele für Entwicklung, 
Demokratie, Menschenrechte, 
verantwortungsvolle Regierungsführung 
und Sicherheit; begrüßt die verstärkte 
Konzentration auf die Verpflichtungen der 
Partnerländer bei der Bestimmung der 
Mischung aus Instrumenten und 
Modalitäten auf Länderebene; begrüßt die 
Umsetzung dieser Politik in der Mitteilung 
der Kommission „Die Zukunft der EU-
Budgethilfe an Drittstaaten“, die festlegt, 
dass allgemeine Budgethilfe nur gegeben 
wird, wenn die Partnerländer sich 
verpflichten, die internationalen 
Menschenrechte und demokratischen 
Standards einzuhalten; fordert die 
Kommission und den EAD auf, diese 
politischen Rahmenbedingungen in 
konkrete, operative, zeitgebundene und 
messbare Aktivitäten zu übersetzen, die in 
die verschiedenen Bereiche der 
Zusammenarbeit einbezogen und von der 
notwendigen Verstärkung der 
institutionellen Rahmenbedingungen und 
administrativen Kapazitäten begleitet 
werden;

43. begrüßt die Mitteilung der Kommission 
zu einer Agenda für den Wandel und ihren 
Schwerpunkt auf dem verwobenen 
Charakter der Ziele für Entwicklung, 
Demokratie, Menschenrechte, 
verantwortungsvolle Regierungsführung 
und Sicherheit; begrüßt die verstärkte 
Konzentration auf die Verpflichtungen der 
Partnerländer bei der Bestimmung der 
Mischung aus Instrumenten und 
Modalitäten auf Länderebene; betont 
gleichzeitig die Notwendigkeit, das 
derzeitige Ansetzen von zweierlei Maß zu 
beenden und dies für die Zukunft zu 
vermeiden; begrüßt die Umsetzung dieser 
Politik in der Mitteilung der Kommission 
„Die Zukunft der EU-Budgethilfe an 
Drittstaaten“, die festlegt, dass allgemeine 
Budgethilfe nur gegeben wird, wenn die 
Partnerländer sich verpflichten, die 
internationalen Menschenrechte und 
demokratischen Standards einzuhalten; 
fordert die Kommission und den EAD auf, 
diese politischen Rahmenbedingungen in 
konkrete, operative, zeitgebundene und 
messbare Aktivitäten zu übersetzen, die in 
die verschiedenen Bereiche der 
Zusammenarbeit einbezogen und von der 
notwendigen Verstärkung der 
institutionellen Rahmenbedingungen und 
administrativen Kapazitäten begleitet 
werden;

Or. en
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Änderungsantrag 194
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 44

Entschließungsantrag Geänderter Text

44. weist darauf hin, dass zur Maximierung 
der Kohärenz und Effizienz ein 
strategischer Ansatz notwendig ist, um 
verschiedene geografische und thematische 
Instrumente zum Schutz und zur Förderung 
der Menschenrechte zu kombinieren, 
basierend auf einer zuverlässigen Analyse 
der örtlichen Gegebenheiten; begrüßt in 
diesem Zusammenhang die in der 
„Gemeinsamen Mitteilung über 
Menschenrechte und Demokratie im 
Mittelpunkt des auswärtigen Handelns der 
EU – Ein wirksamerer Ansatz“ vom 
12. Dezember 2011 abgegebene 
Verpflichtung, die Länderstrategien zu den 
Menschenrechten in die 
Programmplanungs- und 
Umsetzungszyklen der Unterstützung der 
EU einzubeziehen, und lädt die HR/VP 
dazu ein, eine detailliertere Methode zur 
Umsetzung dieser Verpflichtung zu 
entwerfen.

44. weist darauf hin, dass zur Maximierung 
der Kohärenz und Effizienz ein 
strategischer Ansatz notwendig ist, um 
verschiedene geografische und thematische 
Instrumente zum Schutz und zur Förderung 
der Menschenrechte zu kombinieren, 
basierend auf einer zuverlässigen Analyse 
der örtlichen Gegebenheiten, wobei das
derzeitige Ansetzen von zweierlei Maß zu
beenden und dies für die Zukunft zu 
vermeiden ist; begrüßt in diesem 
Zusammenhang die in der „Gemeinsamen 
Mitteilung über Menschenrechte und 
Demokratie im Mittelpunkt des 
auswärtigen Handelns der EU – Ein 
wirksamerer Ansatz“ vom 
12. Dezember 2011 abgegebene 
Verpflichtung, die Länderstrategien zu den 
Menschenrechten in die 
Programmplanungs- und 
Umsetzungszyklen der Unterstützung der 
EU einzubeziehen, und lädt die HR/VP 
dazu ein, eine detailliertere Methode zur 
Umsetzung dieser Verpflichtung zu 
entwerfen.

Or. en

Änderungsantrag 195
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 44

Entschließungsantrag Geänderter Text

44. weist darauf hin, dass zur Maximierung 
der Kohärenz und Effizienz ein 

44. weist darauf hin, dass zur Maximierung 
der Kohärenz und Effizienz ein 
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strategischer Ansatz notwendig ist, um 
verschiedene geografische und thematische 
Instrumente zum Schutz und zur Förderung 
der Menschenrechte zu kombinieren, 
basierend auf einer zuverlässigen Analyse 
der örtlichen Gegebenheiten; begrüßt in 
diesem Zusammenhang die in der 
„Gemeinsamen Mitteilung über 
Menschenrechte und Demokratie im 
Mittelpunkt des auswärtigen Handelns der 
EU – Ein wirksamerer Ansatz“ vom 
12. Dezember 2011 abgegebene 
Verpflichtung, die Länderstrategien zu den 
Menschenrechten in die 
Programmplanungs- und 
Umsetzungszyklen der Unterstützung der 
EU einzubeziehen, und lädt die HR/VP 
dazu ein, eine detailliertere Methode zur 
Umsetzung dieser Verpflichtung zu 
entwerfen.

strategischer „Bottom-up“-Ansatz 
notwendig ist, um verschiedene 
geografische und thematische Instrumente 
zum Schutz und zur Förderung der 
Menschenrechte zu kombinieren, und 
betont, dass eine der 
Grundvoraussetzungen für jedes 
politische Engagement die garantierte 
Ernährungssicherheit ist, idealerweise 
durch die lokale Produktion von 
Lebensmitteln, basierend auf einer 
zuverlässigen Analyse der örtlichen 
Gegebenheiten; begrüßt in diesem 
Zusammenhang die in der „Gemeinsamen 
Mitteilung über Menschenrechte und 
Demokratie im Mittelpunkt des 
auswärtigen Handelns der EU – Ein 
wirksamerer Ansatz“ vom 
12. Dezember 2011 abgegebene 
Verpflichtung, die Länderstrategien zu den 
Menschenrechten in die 
Programmplanungs- und 
Umsetzungszyklen der Unterstützung der 
EU einzubeziehen, und lädt die HR/VP 
dazu ein, eine detailliertere Methode zur 
Umsetzung dieser Verpflichtung zu 
entwerfen.

Or. en

Änderungsantrag 196
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Ziffer 46

Entschließungsantrag Geänderter Text

46. begrüßt die klarere Definition der Ziele 
des EIDHR und seinen erweiterten 
Geltungsbereich, der die stärkere 
Konzentration auf wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte, die Freiheit des 
Geistes und die Unterstützung der 
Demokratie widerspiegelt; schätzt die neue 
Möglichkeit, Zuschüsse zur Finanzierung 

46. begrüßt die klarere Definition der Ziele 
des EIDHR und seinen erweiterten 
Geltungsbereich, der die stärkere 
Konzentration auf wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte, die Freiheit des 
Geistes, die Gewissens- und die Religions-
oder Glaubensfreiheit und die 
Unterstützung der Demokratie 
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von Aktionen in schwierigsten 
Bedingungen oder Situationen direkt zu 
gewähren oder Menschenrechtsaktivisten 
und nicht eingetragene Organisationen 
besser zu unterstützen;

widerspiegelt; schätzt die neue 
Möglichkeit, Zuschüsse zur Finanzierung 
von Aktionen in schwierigsten 
Bedingungen oder Situationen direkt zu 
gewähren oder Menschenrechtsaktivisten 
und nicht eingetragene Organisationen 
besser zu unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 197
Richard Howitt

Entschließungsantrag
Ziffer 46

Entschließungsantrag Geänderter Text

46. begrüßt die klarere Definition der Ziele 
des EIDHR und seinen erweiterten 
Geltungsbereich, der die stärkere 
Konzentration auf wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte, die Freiheit des 
Geistes und die Unterstützung der 
Demokratie widerspiegelt; schätzt die neue 
Möglichkeit, Zuschüsse zur Finanzierung 
von Aktionen in schwierigsten 
Bedingungen oder Situationen direkt zu 
gewähren oder Menschenrechtsaktivisten 
und nicht eingetragene Organisationen 
besser zu unterstützen;

46. begrüßt die klarere Definition der Ziele 
des EIDHR und seinen erweiterten 
Geltungsbereich, der die stärkere 
Konzentration auf wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte, die Freiheit des 
Geistes, die Gewissens- und 
Religionsfreiheit und die Unterstützung 
der Demokratie widerspiegelt; schätzt die 
neue Möglichkeit, Zuschüsse zur 
Finanzierung von Aktionen in 
schwierigsten Bedingungen oder 
Situationen direkt zu gewähren oder 
Menschenrechtsaktivisten und nicht 
eingetragene Organisationen besser zu 
unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 198
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 46 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

46a. betont, dass es wichtig ist, dass diese 
Art von Instrumenten nicht zur 
Einmischung in die Innenpolitik der
Partnerländer eingesetzt wird, 
insbesondere über die Finanzierung 
politischer Parteien; ist allgemein der 
Ansicht, dass jegliche 
Instrumentalisierung von 
Menschenrechten der Glaubwürdigkeit 
der Europäischen Union und ihrer 
Institutionen in diesem Bereich schadet;

Or. fr

Änderungsantrag 199
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Ziffer 47

Entschließungsantrag Geänderter Text

47. unterstreicht die Tatsache, dass die 
Vorrechte des Parlaments in der 
Programmplanung des EIDHR 
berücksichtigt werden müssen, und hält 
nachdrücklich daran fest, dass die 
Strategiepapiere für das EIDHR nicht als 
Durchführungsrechtsakte betrachtet 
werden dürfen und in Übereinstimmung 
mit dem Verfahren in Artikel 290 AEUV 
zu delegierten Rechtsakten angenommen 
werden müssen;

47. unterstreicht die Tatsache, dass die 
Vorrechte des Parlaments in der 
Programmplanung des EIDHR und 
sonstiger Instrumente, insbesondere im 
Hinblick auf die Demokratie und die 
Menschenrechte, berücksichtigt werden 
müssen, und hält nachdrücklich daran fest, 
dass die Strategiepapiere für diese 
Instrumente nicht als 
Durchführungsrechtsakte betrachtet 
werden dürfen und in Übereinstimmung 
mit dem Verfahren in Artikel 290 AEUV 
zu delegierten Rechtsakten angenommen 
werden müssen;

Or. es

Änderungsantrag 200
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés
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Entschließungsantrag
Ziffer 48

Entschließungsantrag Geänderter Text

48. begrüßt das erfreuliche Ergebnis der 
Resolution 65/206 der VN-
Generalversammlung vom 
21. Dezember 2010 über ein Moratorium 
der Todesstrafe und die wichtige Rolle, die 
die EU bei der Erringung dieses Siegs 
gespielt hat; freut sich auf eine starke 
Partnerschaft mit den Mitgliedstaaten und 
dem EAD im Rahmen der Resolution der 
Generalversammlung im Jahr 2012;

48. begrüßt das erfreuliche Ergebnis der 
Resolution 65/206 der VN-
Generalversammlung vom 
21. Dezember 2010 über ein Moratorium 
der Todesstrafe, mit dem Hinweis auf die 
Zunahme der internationalen 
Unterstützung hinsichtlich deren 
Abschaffung und das wachsende 
Bewusstsein von Aktivisten, Richtern, 
Politikern und Menschen im 
Allgemeinen; begrüßt ferner die wichtige 
Rolle, die die EU bei der Erringung dieses 
Siegs gespielt hat; freut sich auf eine starke 
Partnerschaft mit den Mitgliedstaaten und 
dem EAD im Rahmen der Resolution der 
Generalversammlung im Jahr 2012;

Or. en

Änderungsantrag 201
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 48 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

48a. wiederholt, dass sich die EU unter 
allen Umständen gegen die Todesstrafe 
ausspricht; weist darauf hin, dass die 
Europäische Union Hauptkapitalgeberin 
zur Unterstützung der Organisationen der 
Zivilgesellschaft ist, die sich gegen die 
Todesstrafe einsetzen; fordert die
Kommission auf, die Priorität weiterhin 
auf die Bekämpfung dieser grausamen
und unmenschlichen Strafe zu legen und 
sie weiterhin als eine der thematischen 
Prioritäten des EIDHR beizubehalten;
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Or. fr

Änderungsantrag 202
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 48 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

48a. fordert die EU auf, weiterhin mittels 
Kooperation und Diplomatie auf 
möglichst vielen Foren weltweit an der 
Abschaffung der Todesstrafe zu arbeiten, 
gemäß den EU-Leitlinien über die 
Todesstrafe; fordert die EU des Weiteren 
auf, sich in Bezug auf Länder, in denen 
die Todesstrafe immer noch existiert,
nach Kräften für eine fortschreitende 
Einschränkung der Todesstrafe, die zur 
Abschaffung führt, einzusetzen sowie 
dafür, dass Hinrichtungen gemäß den 
internationalen Minimalstandards 
durchgeführt werden, und außerdem 
sicherzustellen, dass das Recht auf einen 
fairen Prozess für jede Person, der die 
Hinrichtung droht, vollkommen gewahrt 
bleibt und keine Folter und sonstige 
Misshandlung zur Erzwingung von 
Geständnissen anzuwenden;

Or. en

Änderungsantrag 203
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 48 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

48b. betont, wie wichtig es ist, dass die EU 
weiterhin die Bedingungen beobachtet, 
unter denen Hinrichtungen in Ländern 
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durchgeführt werden, die immer noch an 
der Todesstrafe festhalten, und Reformen 
des Rechts und der Verfassung mit Blick 
auf die vollkommene Abschaffung zu 
unterstützen;

Or. en

Änderungsantrag 204
Sarah Ludford, Marietje Schaake, Leonidas Donskis

Entschließungsantrag
Ziffer 49 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

49a. begrüßt die Entscheidung der 
Kommission vom 20. Dezember 2011, die 
Verordnung (EG) Nr. 1236/2005 
abzuändern und dadurch die 
Exportkontrollen für bestimmte 
Medikamente, die für Hinrichtungen
verwendet werden können, und 
Ausstattung, die zur Folter benutzt 
werden kann, zu verschärfen; fordert die 
Kommission auf, die übrigen 
Gesetzeslücken in der Verordnung durch 
die Einführung einer Generalklausel zur 
Endverwendung zu schließen, die die 
Ausfuhr aller Medikamente, die zu 
Folter- oder Hinrichtungszwecken 
verwendet werden können, verbietet;

Or. en

Änderungsantrag 205
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 50

Entschließungsantrag Geänderter Text

50. hebt hervor, dass bei 60 % der von 50. hebt hervor, dass bei 60 % der von 
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Amnesty International dokumentierten 
Fälle von Menschenrechtsverletzungen und 
-verstößen Kleinwaffen und leichte Waffen 
zum Einsatz kommen; lobt die globale 
Führungsrolle, die die EU durch Annahme 
eines rechtlich bindenden gemeinsamen 
Standpunkts zu Waffenexporten im Jahr 
2008 gezeigt hat, aber weist darauf hin, 
dass die Notwendigkeit besteht, die 
entsprechende Umsetzung auf EU-Ebene 
zu überwachen; hält die EU an, bei der
diesjährigen Konferenz der Vereinten 
Nationen eine starke Position bei der 
Verhandlung eines internationalen 
Waffenhandelsvertrags zu vertreten und zu 
gewährleisten, dass ein belastbares, 
rechtlich bindendes Abkommen erzielt 
wird;

Amnesty International dokumentierten 
Fälle von Menschenrechtsverletzungen und 
-verstößen Kleinwaffen und leichte Waffen 
zum Einsatz kommen; lobt die globale 
Führungsrolle, die die EU durch Annahme 
eines rechtlich bindenden gemeinsamen 
Standpunkts zu Waffenexporten im Jahr 
2008 gezeigt hat, aber weist darauf hin, 
dass die Politik der Mitgliedstaaten zur 
Waffenausfuhr noch nicht mit ihren 
Zielen übereinstimmt; erinnert daran, 
dass die Notwendigkeit besteht, die 
entsprechende Umsetzung auf EU-Ebene 
zu überwachen; hält die EU an, bei der 
diesjährigen Konferenz der Vereinten 
Nationen eine starke Position bei der 
Verhandlung eines internationalen 
Waffenhandelsvertrags zu vertreten und zu 
gewährleisten, dass ein belastbares, 
rechtlich bindendes Abkommen erzielt 
wird; appelliert an die Wachsamkeit der 
Europäischen Union und ihrer 
Mitgliedstaaten in Bezug auf den Einsatz 
öffentlicher Forschungsprogramme für 
sicherheitsbezogene und militärische 
Zwecke durch Drittländer, insbesondere 
im Rahmen des siebten
Forschungsrahmenprogramms (2007-
2013);

Or. fr

Änderungsantrag 206
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 50

Entschließungsantrag Geänderter Text

50. hebt hervor, dass bei 60 % der von 
Amnesty International dokumentierten 
Fälle von Menschenrechtsverletzungen und 
-verstößen Kleinwaffen und leichte Waffen 
zum Einsatz kommen; lobt die globale 
Führungsrolle, die die EU durch Annahme 

50. hebt hervor, dass bei 60 % der von 
Amnesty International dokumentierten 
Fälle von Menschenrechtsverletzungen und 
-verstößen Kleinwaffen und leichte Waffen 
zum Einsatz kommen; erkennt die 
besonders schwerwiegenden 
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eines rechtlich bindenden gemeinsamen 
Standpunkts zu Waffenexporten im Jahr 
2008 gezeigt hat, aber weist darauf hin, 
dass die Notwendigkeit besteht, die 
entsprechende Umsetzung auf EU-Ebene 
zu überwachen; hält die EU an, bei der 
diesjährigen Konferenz der Vereinten 
Nationen eine starke Position bei der 
Verhandlung eines internationalen 
Waffenhandelsvertrags zu vertreten und zu 
gewährleisten, dass ein belastbares, 
rechtlich bindendes Abkommen erzielt 
wird;

Auswirkungen von Kleinwaffen und 
leichten Waffen auf Kinderrechte und den 
Schutz von Kindern vor Gewalt an; lobt 
die globale Führungsrolle, die die EU 
durch Annahme eines rechtlich bindenden 
gemeinsamen Standpunkts zu 
Waffenexporten im Jahr 2008 gezeigt hat, 
aber weist darauf hin, dass die 
Notwendigkeit besteht, die entsprechende 
Umsetzung auf EU-Ebene zu überwachen; 
hält die EU an, bei der diesjährigen 
Konferenz der Vereinten Nationen eine 
Führungsrolle bei der Durchsetzung eines 
internationalen Waffenhandelsvertrags 
einzunehmen und zu gewährleisten, dass 
ein belastbares, rechtlich bindendes 
Abkommen erzielt wird;

Or. en

Änderungsantrag 207
Kinga Gál

Entschließungsantrag
Ziffer 50 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

50a. bringt seine tiefe Besorgnis über den 
Einsatz von Kindersoldaten zum 
Ausdruck; fordert die EU auf, sofort 
Schritte zu deren Entwaffnung, 
Rehabilitierung und Reintegration 
einzuleiten und dies zu einem
Kernelement der Politik der EU zu 
machen, deren Ziel es ist, 
Menschenrechte und den Schutz von 
Kindern zu stärken und Gewalt durch 
politische Konfliktlösungsmechanismen 
zu ersetzen;

Or. en
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Änderungsantrag 208
Ramon Tremosa i Balcells, Edward McMillan-Scott, Renate Weber

Entschließungsantrag
Ziffer 51 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

51a. ruft alle Mitgliedstaaten dazu auf, 
sich aktiv für Menschenrechte von 
Gefangenen einzusetzen und gegen 
überfüllte Gefängnisse innerhalb und 
außerhalb der Europäischen Union 
vorzugehen;

Or. en

Änderungsantrag 209
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 51 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

51a. ruft die HR/VP, den EAD und die 
Mitgliedstaaten auf, sich aktiv dafür 
einzusetzen, dass die Rechte von 
Gefangenen respektiert werden, und 
gegen überfüllte Gefängnisse innerhalb 
und außerhalb der Europäischen Union 
vorzugehen;

Or. en

Änderungsantrag 210
Nicole Kiil-Nielsen

Entschließungsantrag
Ziffer 51 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

51a. unterstreicht die Wichtigkeit, 
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geschlechtsspezifische Formen von Folter 
und erniedrigender Behandlung (z. B. 
weibliche Genitalverstümmelung, 
Vergewaltigung) anzuerkennen, und 
pocht darauf, dass Folter mit allen 
politischen Maßnahmen und 
Programmen bekämpft werden muss, um 
deren geschlechtsspezifische Dimension 
angemessen anzugehen;

Or. en

Änderungsantrag 211
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 52

Entschließungsantrag Geänderter Text

52. fordert die Kommission erneut dazu 
auf, in die Verordnung des Rates (EG) Nr. 
1236/2005 betreffend den Handel mit 
bestimmten Gütern, die zur Vollstreckung 
der Todesstrafe, zu Folter oder zu anderer 
grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe 
verwendet werden können, eine Klausel 
über die „Endverwendung zu 
Folterzwecken“ aufzunehmen, die es den 
Mitgliedstaaten auf der Grundlage von 
Vorabinformationen ermöglicht, die 
Ausfuhr von Gütern, bei denen ein 
beträchtliches Risiko besteht, dass sie für 
die Vollstreckung der Todesstrafe, Folter 
oder andere Misshandlungen durch die 
Endanwender, für die sie bestimmt sind, 
benutzt werden, einer Genehmigung zu 
unterwerfen und diese somit auch zu 
verweigern;

52. fordert die Kommission erneut dazu 
auf, in die Verordnung des Rates (EG) Nr. 
1236/2005 betreffend den Handel mit 
bestimmten Gütern, die zur Vollstreckung 
der Todesstrafe, zu Folter oder zu anderer 
grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe 
verwendet werden können, eine Klausel 
über die „Endverwendung zu 
Folterzwecken“ aufzunehmen, die es den 
Mitgliedstaaten auf der Grundlage von 
Vorabinformationen ermöglicht, die 
Ausfuhr von Gütern, bei denen ein 
beträchtliches Risiko besteht, dass sie für 
die Vollstreckung der Todesstrafe, Folter 
oder andere Misshandlungen durch die 
Endanwender, für die sie bestimmt sind, 
benutzt werden, einer Genehmigung zu 
unterwerfen und diese somit auch zu 
verweigern; besteht auf der 
Notwendigkeit, nicht nur die Ausfuhr, 
sondern auch die Herstellung von 
Produkten bzw. Gegenständen durch alle 
Mitgliedstaaten zu untersagen, die zu 
Folterzwecken eingesetzt werden können; 
erinnert an die Entschließung des 
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Europäischen Parlaments vom 
15. Juni 2010 zur Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 1236/2005 des 
Rates vom 27. Juni 2005 betreffend den 
Handel mit bestimmten Gütern, die zur 
Vollstreckung der Todesstrafe, zu Folter 
oder zu anderer grausamer, 
unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe verwendet 
werden könnten;

Or. fr

Änderungsantrag 212
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 52 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

52a. unterstreicht, wie wichtig es ist, die 
Arbeiten zu weltweiten Praktiken, vor 
allem das Mittel der Inhaftierung an 
einem geheimen Ort im Rahmen der
Bekämpfung des Terrorismus, 
fortzusetzen; fordert die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union dazu auf 
sicherzustellen, dass vorhandene Berichte 
entsprechend der zuvor durch das 
Europäische Parlament, vor allem in 
seinen Entschließungen zur Verwendung 
europäischer Länder für den Transport 
und die illegale Inhaftierung von
Gefangenen durch die CIA, 
angenommenen Standpunkten
angemessen weiterverfolgt werden;

Or. fr

Änderungsantrag 213
Ramon Tremosa i Balcells, Edward McMillan-Scott
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Entschließungsantrag
Ziffer 52 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

52a. ist der Ansicht, dass der Abschnitt zu 
Kinderrechten wiederhergestellt werden 
soll;

Or. en

Änderungsantrag 214
Vytautas Landsbergis

Entschließungsantrag
Ziffer 52 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

52a. erinnert an den tragischen Fall 
Sergej Magnitski, der gegen Korruption 
auf der Führungsebene kämpfte und von 
Beamten zu Tode gefoltert wurde; 
bedauert, dass der Fall immer noch nicht 
aufgeklärt und die Verantwortlichen für 
Sergej Magnitskis Tod noch nicht bestraft 
wurden; fordert die russischen 
Justizbehörden ausdrücklich dazu auf, die 
Ermittlungen wieder aufzunehmen und 
die Schuldigen zu nennen und zu 
bestrafen;

Or. en

Änderungsantrag 215
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 52 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

52a. bedauert, dass diplomatische 
Zusicherungen Personen, die aus einem 
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Land vertrieben wurden, wo ihnen Folter 
oder Misshandlung droht, nicht geschützt 
haben; empfiehlt der EU deshalb, die 
diplomatischen Zusicherungen 
abzulehnen, und fordert die 
Mitgliedstaaten der EU ausdrücklich auf 
sich an ihre rechtlichen Pflichten 
bezüglich des Grundsatzes der 
Nichtzurückweisung zu halten;

Or. en

Änderungsantrag 216
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 52 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

52b. betont, dass die durch die Vereinten 
Nationen vorgegebene Definition der 
Sklaverei dem Zustand oder der Lage 
einer Einzelperson entspricht, auf die die 
Elemente des Eigentumsrechts bzw. einige 
dieser Elemente angewandt werden; 
verurteilt den Umstand, dass Formen 
moderner Sklaverei auch innerhalb der 
Europäischen Union fortbestehen; fordert 
die Kommission infolgedessen auf, eine 
viel stärker auf diese Problematik 
ausgerichtete Politik zu verfolgen, vor 
allem in Bezug auf Hausangestellte, die 
soziale Berufsgruppe, die am häufigsten 
von diesen Formen der Sklaverei 
betroffen ist;

Or. fr

Änderungsantrag 217
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 52 b (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

52b. unterstreicht die Wichtigkeit, 
geschlechtsspezifische Formen von Folter 
und erniedrigender Behandlung (z. B. 
weibliche Genitalverstümmelung, 
Vergewaltigung) anzuerkennen, und 
beharrt darauf, dass die koordinierten 
Bemühungen der EU zur Bekämpfung 
von Folter deren geschlechtsspezifische 
Dimension hinreichend angehen;

Or. en

Änderungsantrag 218
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 53

Entschließungsantrag Geänderter Text

53. begrüßt die politische Verpflichtung 
der EU, Menschenrechtsaktivisten und die 
zahlreichen positiven Beispiele von 
Demarchen, Prozessbeobachtungen, 
Gefängnisbesuchen und anderen konkreten 
Maßnahmen der EU-Missionen und 
Delegationen zu unterstützen, ist aber 
weiterhin besorgt über die mangelhafte 
Umsetzung der EU-Leitlinien betreffend 
den Schutz von 
Menschenrechtsverteidigern in einigen 
Ländern; erwägt, dass die HR/VP den 
Missionen, bei denen eine deutlich 
schwache Umsetzung festgestellt wurde, 
Empfehlungen für eine Verbesserung der 
Maßnahmen aussprechen sollte;

53. begrüßt die politische Verpflichtung 
der EU, Menschenrechtsaktivisten als 
bewährten Bestandteil der 
Menschenrechtspolitik der EU in ihren 
Außenbeziehungen und die zahlreichen 
positiven Beispiele von Demarchen, 
Prozessbeobachtungen, Gefängnisbesuchen 
und anderen konkreten Maßnahmen der 
EU-Missionen und Delegationen zu 
unterstützen, ist aber weiterhin besorgt 
über die mangelhafte Umsetzung der EU-
Leitlinien betreffend den Schutz von 
Menschenrechtsverteidigern in einigen 
Ländern; erwägt, dass die HR/VP den 
Missionen, bei denen eine deutlich 
schwache Umsetzung festgestellt wurde, 
Empfehlungen für eine Verbesserung der 
Maßnahmen aussprechen sollte;

Or. en
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Änderungsantrag 219
Richard Howitt

Entschließungsantrag
Ziffer 53

Entschließungsantrag Geänderter Text

53. begrüßt die politische Verpflichtung 
der EU, Menschenrechtsaktivisten und die 
zahlreichen positiven Beispiele von 
Demarchen, Prozessbeobachtungen, 
Gefängnisbesuchen und anderen konkreten 
Maßnahmen der EU-Missionen und 
Delegationen zu unterstützen, ist aber 
weiterhin besorgt über die mangelhafte 
Umsetzung der EU-Leitlinien betreffend 
den Schutz von 
Menschenrechtsverteidigern in einigen 
Ländern; erwägt, dass die HR/VP den 
Missionen, bei denen eine deutlich 
schwache Umsetzung festgestellt wurde, 
Empfehlungen für eine Verbesserung der 
Maßnahmen aussprechen sollte;

53. begrüßt die politische Verpflichtung 
der EU, Menschenrechtsaktivisten und die 
zahlreichen positiven Beispiele von 
Demarchen, Prozessbeobachtungen, 
Gefängnisbesuchen und anderen konkreten 
Maßnahmen der EU-Missionen und 
Delegationen zu unterstützen, wie zum 
Beispiel regelmäßige institutionalisierte 
Treffen mit Menschenrechtsaktivisten, ist 
aber weiterhin besorgt über die 
mangelhafte Umsetzung der EU-Leitlinien 
betreffend den Schutz von 
Menschenrechtsverteidigern in einigen 
Ländern; erwägt, dass die HR/VP den 
Missionen, bei denen eine deutlich 
schwache Umsetzung festgestellt wurde, 
Empfehlungen für eine Verbesserung der 
Maßnahmen aussprechen sollte;

Or. en

Änderungsantrag 220
Andrzej Grzyb, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 53 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

53a. fordert die EU und ihre 
Mitgliedstaaten ausdrücklich dazu auf, 
EU-Missionen und Delegationen zu 
empfehlen, ihre Unterstützung und 
Solidarität für die Arbeit der 
Menschenrechtsaktivisten und ihrer 
Organisationen zu zeigen, indem 
regelmäßige Treffen mit ihnen 
stattfinden, sie aktiv einbezogen und ihre 
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Beiträge zur Entwicklung von 
spezifischen Länderstrategien zu 
Menschenrechten und Demokratie 
herangezogen werden, und eine 
regelmäßige Zusammenarbeit mit dem 
Europäischen Parlament stattfindet; 

Or. en

Änderungsantrag 221
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 53 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

53b. bekräftigt seine Aufforderung an die 
EU, systematisch individuelle Fälle von
Menschenrechtsaktivisten in die
laufenden Menschenrechtsdialoge 
einzubringen, die sie mit Ländern führt, 
in denen Menschenrechtsaktivisten 
weiterhin Schikanen und Angriffen 
ausgesetzt sind;

Or. en

Änderungsantrag 222
Richard Howitt

Entschließungsantrag
Ziffer 55

Entschließungsantrag Geänderter Text

55. bekräftigt seine Forderung nach einer 
verstärkten interinstitutionellen 
Kooperation im Bereich der 
Menschenrechtsaktivisten; ist der Ansicht, 
dass die Reaktionsfähigkeit der EU und die 
Kohärenz der Maßnahmen verschiedener 
Institutionen in dringenden 
Krisensituationen für 

55. bekräftigt seine Forderung nach einer 
verstärkten interinstitutionellen 
Kooperation im Bereich der 
Menschenrechtsaktivisten; ist der Ansicht, 
dass die Reaktionsfähigkeit der EU und die 
Kohärenz der Maßnahmen verschiedener 
Institutionen in dringenden 
Krisensituationen für 
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Menschenrechtsaktivisten von einem auf 
Anlaufstellen basierenden, gemeinsamen 
Alarmsystem profitieren würde, und 
ermutigt den Rat und die Kommission, 
diese Möglichkeit weiter zu prüfen;

Menschenrechtsaktivisten von einem auf 
Anlaufstellen basierenden, gemeinsamen 
Alarmsystem profitieren würde, und 
ermutigt den EAD und die Kommission, 
diese Möglichkeit weiter mit dem 
Europäischen Parlament zu prüfen;

Or. en

Änderungsantrag 223
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 55

Entschließungsantrag Geänderter Text

55. bekräftigt seine Forderung nach einer 
verstärkten interinstitutionellen 
Kooperation im Bereich der 
Menschenrechtsaktivisten; ist der Ansicht, 
dass die Reaktionsfähigkeit der EU und die 
Kohärenz der Maßnahmen verschiedener 
Institutionen in dringenden 
Krisensituationen für 
Menschenrechtsaktivisten von einem auf 
Anlaufstellen basierenden, gemeinsamen 
Alarmsystem profitieren würde, und 
ermutigt den Rat und die Kommission, 
diese Möglichkeit weiter zu prüfen;

55. bekräftigt seine Forderung nach einer 
verstärkten interinstitutionellen 
Kooperation im Bereich der 
Menschenrechtsaktivisten; ist der 
Auffassung, dass die Reaktionsfähigkeit 
der EU und die Kohärenz der Maßnahmen 
verschiedener Institutionen in dringenden 
Krisensituationen für 
Menschenrechtsaktivisten von einem auf 
Anlaufstellen basierenden, gemeinsamen 
Alarmsystem profitieren würde, und 
ermutigt den Rat und die Kommission, 
diese Möglichkeit weiter zu prüfen; 
unterstreicht die wichtige Rolle des 
Sacharow-Preis-Netzwerks auf diesem 
und anderen Gebieten; begrüßt die 
Initiative, die Idee des Netzwerks neben 
anderen Aktivitäten weiterzuführen bis 
zur Sacharow-Netzwerk-Konferenz, die 
am 23. November 2011 im Europäischen 
Parlament organisiert wird; ruft alle 
Organe und Einrichtungen der EU dazu 
auf, mehr Engagement und Kooperation 
zu zeigen;

Or. en
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Änderungsantrag 224
Ramon Tremosa i Balcells

Entschließungsantrag
Ziffer 55 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

55a. bekräftigt erneut die Zusage, die im 
Bericht über die Menschenrechte in der 
Welt 2007 gegeben wurde, und fordert die 
Kommission ausdrücklich auf, endlich 
unverzüglich die nötigen Initiativen und 
finanziellen Verpflichtungen für das 
Erreichen der Ziele von 2007 einzuleiten, 
in denen das Europäische Parlament 
„Gewaltlosigkeit als das geeignetste 
Instrument für die uneingeschränkte 
Inanspruchnahme, Durchsetzung, 
Förderung und Achtung der 
grundlegenden Menschenrechte“ ansah 
und der Überzeugung war, dass „ihre 
Förderung ein vorrangiges Ziel der 
Politik der EU für Menschenrechte und 
Demokratie sein sollte“;

Or. en

Änderungsantrag 225
Tunne Kelam

Entschließungsantrag
Ziffer 55 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

55a. begrüßt die Erwähnung des 
Sacharow-Preises im Jahresbericht über 
die Menschenrechte; bedauert jedoch die 
lediglich beschreibende Natur der Ziffer 
und wiederholt deshalb seine Forderung 
an den Rat und die Kommission, mit den 
Kandidaten und Trägern des Sacharow-
Preises in Kontakt zu bleiben, um den 
ständigen Dialog über und die 
Überwachung der Menschenrechtslage in 
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den jeweiligen Ländern zu gewährleisten 
und denjenigen Schutz zu bieten, die akut 
verfolgt werden, und dem Europäischen 
Parlament darüber zu berichten;

Or. en

Änderungsantrag 226
Ramon Tremosa i Balcells

Entschließungsantrag
Ziffer 55 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

55b. ist der Auffassung, dass Gandhis 
gewaltfreie Methodik von friedlichem 
Aktivismus und zivilem Protest am besten 
zur Verteidigung und Förderung 
grundlegender Menschenrechte geeignet 
ist, besonders angesichts der langen 
Tradition des friedlichen Aktivismus in 
der europäischen Geschichte und seiner 
heutigen globalen Bedeutung, speziell im 
Nahen Osten und Nordafrika; ist der 
Ansicht, dass die Förderung und 
Unterstützung der Gewaltlosigkeit einen 
internationalen Wert widerspiegelt, der 
eine Priorität für die Menschenrechts-
und Demokratiepolitik der EU darstellen 
sollte, insbesondere in Anbetracht dessen, 
dass die gewaltfreie Methodik die 
geeignetsten Mittel und Ergebnisse im 
Hinblick auf die Vermeidung von 
Konflikten und die Unterstützung der 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Zivilgesellschaft weltweit bietet; schlägt 
vor, der Gewaltlosigkeit eine zentrale 
Rolle zukommen zu lassen, die in der 
Innen- und Außenpolitik Relevanz und 
politisches Gewicht hat, wobei diejenigen 
Initiativen unterstützt werden sollten, die 
gewaltlosen und friedlichen Aktivismus 
auf der ganzen Welt entwickeln und 
aufrechterhalten können, und zwar durch 
die Verbreitung von praktischen 
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Hilfsmaßnahmen zur Unterstützung von 
gewaltlosen Aktivisten und 
Menschenrechtsverteidigern;

Or. en

Änderungsantrag 227
Ramon Tremosa i Balcells

Entschließungsantrag
Ziffer 55 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

55c. fordert, dass 2014 eine Europäische 
Konferenz zur Gewaltlosigkeit einberufen 
und 2015 zum „Europäischen Jahr der 
Gewaltlosigkeit“ erklärt wird; fordert die 
Mitgliedstaaten auf, unter der 
Schirmherrschaft der Vereinten Nationen 
anzustreben, dass das „Jahrzehnt der 
Gewaltlosigkeit 2010-2020“ ausgerufen 
wird;

Or. en

Änderungsantrag 228
Anna Záborská

Entschließungsantrag
Zwischenüberschrift 17

Entschließungsantrag Geänderter Text

Geschlechtergleichstellung Frauen und Menschenrechte

Or. en

Änderungsantrag 229
Richard Howitt
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Entschließungsantrag
Ziffer 56

Entschließungsantrag Geänderter Text

56. unterstreicht die spezifischen Rollen, 
Erfahrungen und Beiträge von Frauen im 
Zusammenhang mit Frieden und 
Sicherheit; verurteilt sexuelle Gewalt in 
Ländern wie der Demokratischen Republik 
Kongo (DR Kongo) und fordert 
Nulltoleranz für Täter, insbesondere 
innerhalb der Streitkräfte und der Polizei in 
Missionen und Operationen mit EU-
Mandat;

56. unterstreicht die spezifischen Rollen, 
Erfahrungen und Beiträge von Frauen im 
Zusammenhang mit Frieden und 
Sicherheit; verurteilt sexuelle Gewalt in 
Ländern wie der Demokratischen Republik 
Kongo (DR Kongo) und fordert 
Nulltoleranz für Täter, insbesondere 
innerhalb der Streitkräfte und der Polizei in 
Missionen und Operationen mit EU-
Mandat; und betont, wie wichtig es ist, 
sicherzustellen, dass Opfer Zugang zu 
multidisziplinären ganzheitlichen 
Rehabilitationsdienstleistungen haben, 
die aus der nötigen Kombination aus 
medizinischer und psychologischer 
Betreuung sowie rechtlicher, sozialer, 
kommunaler und beruflicher 
Unterstützung, Aufklärung und 
zwischenzeitlicher wirtschaftlicher 
Unterstützung bestehen;

Or. en

Änderungsantrag 230
Leonidas Donskis, Sarah Ludford, Charles Goerens

Entschließungsantrag
Ziffer 57 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

57a. ist beunruhigt darüber, dass der 
Oberste Rat der Streitkräfte in Ägypten 
bezüglich der sexuellen Übergriffe auf 
Demonstrantinnen, einschließlich der 
sogenannten „Jungfräulichkeitstests“ 
und Morddrohungen gegenüber 
Demonstrantinnen, keine Ermittlungen 
eingeleitet hat;

Or. en
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Änderungsantrag 231
Leonidas Donskis, Marietje Schaake, Charles Goerens, Metin Kazak, Kristiina Ojuland, 
Sarah Ludford

Entschließungsantrag
Ziffer 58

Entschließungsantrag Geänderter Text

58. begrüßt das unermüdliche Eintreten 
der HR/VP für die Stärkung der Rolle der 
Frau und fordert sie dazu auf, die 
interinstitutionelle, informelle EU-
Arbeitsgruppe über Frauen, Frieden und 
Sicherheit (WPS) zu institutionalisieren, 
indem diese einen hauptamtlichen
Vorsitzenden erhält, der auch im EAD als 
Anlaufstelle für Geschlechterfragen dient, 
was Teil der Zuweisung angemessener 
personeller und finanzieller Mittel für seine 
Aufgabe ist;

58. begrüßt die Bedeutung, die die HR/VP 
der Stärkung der Rolle der Frau 
zukommen lässt und fordert sie dazu auf, 
die interinstitutionelle, informelle EU-
Arbeitsgruppe über Frauen, Frieden und 
Sicherheit (WPS) zu institutionalisieren, 
indem diese einen hauptamtlichen 
Vorsitzenden erhält, der auch im EAD als 
Anlaufstelle für Geschlechterfragen dient, 
was Teil der Zuweisung angemessener 
personeller und finanzieller Mittel für seine 
Aufgabe ist;

Or. en

Änderungsantrag 232
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 58 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

58a. ist der Ansicht, dass die Gewalt 
gegenüber Frauen ebenso auf 
psychologischer Ebene durch die 
Gegebenheit eines Dominanzverhältnisses
in der Gesellschaft und durch die 
Verbreitung von erniedrigenden Bildern 
von Frauen zum Ausdruck kommt; 
betont, dass sich die Rolle der 
Kommission sowie der Mitgliedstaaten in 
diesem Bereich sowohl innerhalb als auch 
außerhalb der Europäischen Union nicht 
auf die Bekämpfung von Gewalt 
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gegenüber Frauen in jeglicher Form 
beschränken darf: also physischer, 
psychischer, sozialer und wirtschaftlicher 
Art, und dass der nicht nach 
Geschlechtern differenzierten Erziehung 
von Jungen und Mädchen ab dem 
jüngsten Alter sowie der Bekämpfung von 
Geschlechterstereotypen Vorrang 
einzuräumen ist;

Or. fr

Änderungsantrag 233
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Ziffer 59

Entschließungsantrag Geänderter Text

59. fordert die HR/VP dazu auf, 
Chancengleichheit gemäß des Status im 
EAD zu fördern; fordert die HV/VP und 
die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, 
hochrangige weibliche Kandidaten für 
Führungspositionen in Missionen von 
EAD und Gemeinsamer Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (GSVP) 
vorzuschlagen; begrüßt den Fortschritt im 
Rahmen von GSVP-Missionen bei der 
Ernennung von Beratern für
Geschlechterfragen in fast allen Missionen 
und beim Angebot von missionsinternen 
Schulungen; fordert den Rat auf, einen 
Verweis auf UNSCR 1325 bei Beschlüssen 
des Rates zur Erarbeitung von 
Missionsmandaten hinzuzufügen; 
empfiehlt, dass die Mitgliedstaaten dem 
Militärstab und allen abgeordneten zivilen 
Mitarbeitern vor den Missionen 
standardisierte Fortbildungsmodule zur 
Geschlechtergleichstellung anbieten;

59. fordert die HR/VP dazu auf, 
Chancengleichheit gemäß des Status im 
EAD zu fördern; begrüßt den Fortschritt im 
Rahmen von GSVP-Missionen bei der 
Ernennung von Beratern für 
Geschlechterfragen in fast allen Missionen 
und beim Angebot von missionsinternen 
Schulungen; fordert den Rat auf, einen 
Verweis auf UNSCR 1325 bei Beschlüssen 
des Rates zur Erarbeitung von 
Missionsmandaten hinzuzufügen; 
empfiehlt, dass die Mitgliedstaaten dem 
Militärstab und allen abgeordneten zivilen 
Mitarbeitern vor den Missionen 
standardisierte Fortbildungsmodule zur 
Geschlechtergleichstellung anbieten;

Or. en
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Änderungsantrag 234
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 59

Entschließungsantrag Geänderter Text

59. fordert die HR/VP dazu auf, 
Chancengleichheit gemäß des Status im 
EAD zu fördern; fordert die HV/VP und 
die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, 
hochrangige weibliche Kandidaten für 
Führungspositionen in Missionen von EAD 
und Gemeinsamer Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (GSVP) 
vorzuschlagen; begrüßt den Fortschritt im 
Rahmen von GSVP-Missionen bei der 
Ernennung von Beratern für 
Geschlechterfragen in fast allen Missionen 
und beim Angebot von missionsinternen 
Schulungen; fordert den Rat auf, einen 
Verweis auf UNSCR 1325 bei Beschlüssen 
des Rates zur Erarbeitung von 
Missionsmandaten hinzuzufügen; 
empfiehlt, dass die Mitgliedstaaten dem 
Militärstab und allen abgeordneten zivilen 
Mitarbeitern vor den Missionen 
standardisierte Fortbildungsmodule zur 
Geschlechtergleichstellung anbieten;

59. fordert die HR/VP dazu auf, 
geografische und 
geschlechterausgewogene
Chancengleichheit gemäß des Status im 
EAD zu fördern; fordert die HV/VP und 
die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, 
hochrangige weibliche Kandidaten für 
Führungspositionen in Missionen von EAD 
und Gemeinsamer Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (GSVP) 
vorzuschlagen; begrüßt den Fortschritt im 
Rahmen von GSVP-Missionen bei der 
Ernennung von Beratern für 
Geschlechterfragen in fast allen Missionen 
und beim Angebot von missionsinternen 
Schulungen; fordert den Rat auf, einen 
Verweis auf UNSCR 1325 bei Beschlüssen 
des Rates zur Erarbeitung von 
Missionsmandaten hinzuzufügen; 
empfiehlt, dass die Mitgliedstaaten dem 
Militärstab und allen abgeordneten zivilen 
Mitarbeitern vor den Missionen 
standardisierte Fortbildungsmodule zur 
Geschlechtergleichstellung anbieten;

Or. en

Änderungsantrag 235
Richard Howitt

Entschließungsantrag
Ziffer 60

Entschließungsantrag Geänderter Text

60. begrüßt die Annahme des als 
Meilenstein erachteten Übereinkommens 
des Europarats zur Verhütung und 

60. begrüßt die Annahme des als 
Meilenstein erachteten Übereinkommens 
des Europarats zur Verhütung und 
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Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt, das ein umfassendes 
Rahmenwerk zur Verhütung von Gewalt, 
zum Schutz der Opfer und zur Beendigung 
der Straflosigkeit darstellt, und ruft alle 
Mitgliedstaaten dazu auf, dieses 
Übereinkommen schnell zu unterzeichnen 
und zu ratifizieren;

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt, das ein umfassendes 
Rahmenwerk zur Verhütung von Gewalt, 
zum Schutz der Opfer und zur Beendigung 
der Straflosigkeit darstellt, und ruft alle 
Mitgliedstaaten und die Europäische 
Union dazu auf, dieses Übereinkommen 
schnell zu unterzeichnen und zu 
ratifizieren;

Or. en

Änderungsantrag 236
Nicole Kiil-Nielsen

Entschließungsantrag
Ziffer 60

Entschließungsantrag Geänderter Text

60. begrüßt die Annahme des als 
Meilenstein erachteten Übereinkommens 
des Europarats zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt, das ein umfassendes 
Rahmenwerk zur Verhütung von Gewalt, 
zum Schutz der Opfer und zur Beendigung 
der Straflosigkeit darstellt, und ruft alle 
Mitgliedstaaten dazu auf, dieses 
Übereinkommen schnell zu unterzeichnen 
und zu ratifizieren;

60. begrüßt die Annahme des als 
Meilenstein erachteten Übereinkommens 
des Europarats zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt, das ein umfassendes 
Rahmenwerk zur Verhütung von Gewalt, 
zum Schutz der Opfer und zur Beendigung 
der Straflosigkeit darstellt, und ruft alle 
Mitgliedstaaten und die Europäische 
Union dazu auf, dieses Übereinkommen 
schnell zu unterzeichnen und zu 
ratifizieren;

Or. en

Änderungsantrag 237
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Ziffer 61

Entschließungsantrag Geänderter Text

61. verurteilt weibliche 61. Verurteilt weibliche 
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Genitalverstümmelung (FGM) als 
barbarischen Verstoß gegen die körperliche 
Unversehrtheit von Frauen und Mädchen 
aufs Schärfste; lehnt jegliche 
beschwichtigende Bezeichnung der Praktik 
als kulturelle, traditionelle oder religiöse 
Praktik entschieden ab; fordert die 
Kommission auf derartigen schändlichen 
Traditionen in ihrer Strategie im Kampf 
gegen die Gewalt gegen Frauen besondere 
Aufmerksamkeit zukommen zu lassen;

Genitalverstümmelung (FGM) als 
barbarischen Verstoß gegen die körperliche 
Unversehrtheit von Frauen und Mädchen 
aufs Schärfste, und betont dabei die 
Tatsache, dass diese Praktik sowohl ein 
geschlechtsspezifisches Problem als auch 
eine Menschenrechtsverletzung bezüglich 
des Rechts auf körperliche Unversehrtheit 
darstellt; lehnt jegliche beschwichtigende 
Bezeichnung der Praktik als kulturelle, 
traditionelle oder religiöse Praktik 
entschieden ab, fordert die Kommission 
auf derartigen schändlichen Traditionen in 
ihrer Strategie im Kampf gegen die Gewalt 
gegen Frauen besondere Aufmerksamkeit 
zukommen zu lassen; fordert den Rat, die 
Kommission und die Mitgliedstaaten auf, 
sich für die Ratifizierung und Umsetzung 
des Protokolls der Afrikanischen Union 
zu Frauenrechten in Afrika durch die 
Mitgliedstaaten der Afrikanischen Union 
einzusetzen;

Or. en

Änderungsantrag 238
Anna Záborská

Entschließungsantrag
Ziffer 61

Entschließungsantrag Geänderter Text

61. verurteilt weibliche 
Genitalverstümmelung (FGM) als 
barbarischen Verstoß gegen die körperliche 
Unversehrtheit von Frauen und Mädchen 
aufs Schärfste; lehnt jegliche 
beschwichtigende Bezeichnung der Praktik 
als kulturelle, traditionelle oder religiöse 
Praktik entschieden ab; fordert die 
Kommission auf derartigen schändlichen 
Traditionen in ihrer Strategie im Kampf 
gegen die Gewalt gegen Frauen besondere 
Aufmerksamkeit zukommen zu lassen;

61. verurteilt weibliche 
Genitalverstümmelung (FGM) als 
barbarischen Verstoß gegen die körperliche 
Unversehrtheit von Frauen und Mädchen 
aufs Schärfste; lehnt jegliche 
beschwichtigende Bezeichnung der Praktik 
als kulturelle, traditionelle oder religiöse 
Praktik entschieden ab; fordert die 
Kommission auf derartigen schändlichen 
Traditionen in ihrer Strategie im Kampf 
gegen die Gewalt gegen Frauen besondere 
Aufmerksamkeit zukommen zu lassen; 
verurteilt in gleichem Maße und fordert 
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spezielle Maßnahmen gegen grausame, 
unmenschliche und erniedrigende 
Behandlung wie Zwangs- und selektive 
Abtreibung und Zwangssterilisierung;

Or. en

Änderungsantrag 239
Ramon Tremosa i Balcells, Edward McMillan-Scott, Renate Weber

Entschließungsantrag
Ziffer 61

Entschließungsantrag Geänderter Text

61. verurteilt weibliche 
Genitalverstümmelung (FGM) als 
barbarischen Verstoß gegen die
körperliche Unversehrtheit von Frauen 
und Mädchen aufs Schärfste; lehnt 
jegliche beschwichtigende Bezeichnung
der Praktik als kulturelle, traditionelle 
oder religiöse Praktik entschieden ab; 
fordert die Kommission auf derartigen
schändlichen Traditionen in ihrer 
Strategie im Kampf gegen die Gewalt 
gegen Frauen besondere Aufmerksamkeit 
zukommen zu lassen;

61. verurteilt weibliche 
Genitalverstümmelung (FGM) als 
eklatante Verletzung des grundlegenden 
Menschenrechts auf körperliche
Unversehrtheit, die mit Gesetzen, die diese
Praktik verbieten, bekämpft werden muss;
gratuliert den afrikanischen 
Staatsoberhäuptern zu ihrer auf dem 
Gipfel der Afrikanischen Union im Juli 
2011 getroffenen Entscheidung für die 
Resolution der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen, die FGM weltweit 
verbietet, als Demonstration des höchsten 
Maßes an politischem Willen und 
Engagement, alle Anstrengungen zur 
Beendigung der Praktik zu unternehmen; 
fordert die 66. Tagung der 
Generalversammlung der Vereinten 
Nationen auf, eine Resolution zu 
verabschieden, die diese Bestrebungen 
erfüllt; unterstreicht, dass die 
Kommission die nötigen Mittel zur 
Verfügung stellen muss, um die 
Verabschiedung und die effektive 
Umsetzung eines internationalen Verbots 
sowohl innerhalb als auch außerhalb der 
EU und nationaler Gesetze, die zum Ziel 
haben, FGM zu eliminieren, zu 
unterstützen, wozu Öffentlichkeitsarbeit 
zum Bekanntwerden des Gesetzes, 
Mechanismen zur Erleichterung von 
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Anzeigen und Prävention, Verfolgung von 
mutmaßlichen Tätern, Hilfe für die Opfer, 
und die Zuteilung ausreichender 
Ressourcen nötig sind; ersucht den EAD,
dieses Thema bei der Entwicklung und 
Umsetzung der Länderstrategien zu 
Menschenrechten zu berücksichtigen;

Or. en

Änderungsantrag 240
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 61

Entschließungsantrag Geänderter Text

61. verurteilt weibliche 
Genitalverstümmelung (FGM) als 
barbarischen Verstoß gegen die
körperliche Unversehrtheit von Frauen 
und Mädchen aufs Schärfste; lehnt 
jegliche beschwichtigende Bezeichnung
der Praktik als kulturelle, traditionelle 
oder religiöse Praktik entschieden ab; 
fordert die Kommission auf derartigen
schändlichen Traditionen in ihrer 
Strategie im Kampf gegen die Gewalt 
gegen Frauen besondere Aufmerksamkeit 
zukommen zu lassen;

61. verurteilt weibliche 
Genitalverstümmelung (FGM) als 
eklatante Verletzung des grundlegenden 
Menschenrechts auf körperliche
Unversehrtheit, die mit 
Rechtsvorschriften, die diese Praktik 
verbieten, bekämpft werden muss; 
gratuliert den afrikanischen 
Staatsoberhäuptern zu ihrer auf dem 
Gipfel der Afrikanischen Union im Juli 
2011 getroffenen Entscheidung für die 
Resolution der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen, die FGM weltweit 
verbietet, als Demonstration des höchsten 
Maßes an politischem Willen und 
Engagement, alle Anstrengungen zur 
Beendigung der Praktik zu unternehmen; 
fordert die 66. Tagung der 
Generalversammlung der Vereinten 
Nationen auf eine Resolution zu 
verabschieden, die diese Bestrebungen 
erfüllt; unterstreicht, dass die 
Kommission die nötigen Mittel zur 
Verfügung stellen muss, um die 
Verabschiedung und effektive Umsetzung 
eines internationalen Verbots sowohl 
innerhalb als auch außerhalb der EU und 
nationaler Gesetze, die zum Ziel haben 
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FGM zu eliminieren, zu unterstützen, 
wozu Öffentlichkeitsarbeit zum 
Bekanntwerden des Gesetzes, 
Mechanismen zur Erleichterung von 
Anzeigen und Prävention, Verfolgung von 
mutmaßlichen Tätern, Hilfe für die Opfer, 
und die Zuteilung ausreichender 
Ressourcen nötig sind; ersucht den EAD,
dieses Thema bei der Entwicklung und 
Umsetzung der Länderstrategien zu 
Menschenrechten zu berücksichtigen;

Or. en

Änderungsantrag 241
Nicole Kiil-Nielsen

Entschließungsantrag
Ziffer 61

Entschließungsantrag Geänderter Text

61. verurteilt weibliche 
Genitalverstümmelung (FGM) als 
barbarischen Verstoß gegen die
körperliche Unversehrtheit von Frauen und 
Mädchen aufs Schärfste; lehnt jegliche 
beschwichtigende Bezeichnung der Praktik 
als kulturelle, traditionelle oder religiöse 
Praktik entschieden ab; fordert die 
Kommission auf derartigen schändlichen 
Traditionen in ihrer Strategie im Kampf 
gegen die Gewalt gegen Frauen besondere 
Aufmerksamkeit zukommen zu lassen;

61. verurteilt weibliche 
Genitalverstümmelung (FGM) als 
Verletzung des Rechts auf körperliche 
Unversehrtheit von Frauen und Mädchen, 
durch die geschlechterbedingte 
Diskriminierung fortgesetzt wird, aufs 
Schärfste; lehnt jegliche beschwichtigende 
Bezeichnung der Praktik als kulturelle, 
traditionelle oder religiöse Praktik 
entschieden ab; fordert die Kommission 
auf derartigen schändlichen Praktiken in 
ihrer Strategie im Kampf gegen die Gewalt 
gegen Frauen besondere Aufmerksamkeit 
zukommen zu lassen; fordert den EAD 
auf, als Teil seiner Umsetzungsstrategie 
der EU-Leitlinien zu Kinderrechten und 
Gewalt gegen Frauen ein spezielles 
Instrumentarium zu diesem Thema zu 
entwickeln; bekräftigt die Notwendigkeit
von Kohärenz zwischen den internen und 
externen Politikbereichen der EU 
bezüglich Gewalt gegen Frauen, 
einschließlich FGM;
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Or. en

Änderungsantrag 242
Maria Eleni Koppa

Entschließungsantrag
Ziffer 61

Entschließungsantrag Geänderter Text

61. verurteilt weibliche 
Genitalverstümmelung (FGM) als 
barbarischen Verstoß gegen die körperliche 
Unversehrtheit von Frauen und Mädchen 
aufs Schärfste; lehnt jegliche 
beschwichtigende Bezeichnung der Praktik 
als kulturelle, traditionelle oder religiöse 
Praktik entschieden ab; fordert die 
Kommission auf derartigen schändlichen 
Traditionen in ihrer Strategie im Kampf 
gegen die Gewalt gegen Frauen besondere 
Aufmerksamkeit zukommen zu lassen;

61. verurteilt weibliche 
Genitalverstümmelung (FGM) als 
unzeitgemäße Praktik und barbarischen 
Verstoß gegen die körperliche 
Unversehrtheit von Frauen und Mädchen 
aufs Schärfste; lehnt jegliche 
beschwichtigende Bezeichnung der Praktik 
als kulturelle, traditionelle oder religiöse 
Praktik entschieden ab; fordert die 
Kommission auf derartigen schändlichen 
Praktiken in ihrer Strategie im Kampf 
gegen die Gewalt gegen Frauen besondere 
Aufmerksamkeit zukommen zu lassen;

Or. en

Änderungsantrag 243
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Ziffer 62

Entschließungsantrag Geänderter Text

62. fordert den Rat dazu auf, das Thema
„Zwangsheirat“ in die EU-Leitlinien 
betreffend Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen aufzunehmen; ermutigt die 
Kommission und den Rat, 
Datenerfassungsmethoden und Indikatoren 
zu diesem Phänomen zu entwickeln und 
ermutigt den EAD dieses Thema in die 
Entwicklung und Umsetzung der 
Länderstrategien zu den Menschenrechten 

62. fordert den Rat dazu auf, die Themen
„Zwangsheirat“ und „selektive“ 
Abtreibung in die EU-Leitlinien betreffend 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen 
aufzunehmen; ermutigt die Kommission 
und den Rat, Datenerfassungsmethoden 
und Indikatoren zu diesen Phänomenen zu 
entwickeln und ermutigt den EAD, diese 
Themen in die Entwicklung und 
Umsetzung der Länderstrategien zu den 
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aufzunehmen, fordert von den 
Mitgliedstaaten eine gemeinsame
Definition, die Festlegung nationaler 
Aktionspläne und den Austausch guter 
Praktiken.

Menschenrechten aufzunehmen, fordert 
zum Thema „Zwangsheirat“ von den 
Mitgliedstaaten eine gemeinsame 
Definition, die Festlegung nationaler 
Aktionspläne und den Austausch guter 
Praktiken.

Or. en

Änderungsantrag 244
Ramon Tremosa i Balcells, Renate Weber

Entschließungsantrag
Ziffer 62

Entschließungsantrag Geänderter Text

62. fordert den Rat dazu auf, das Thema 
„Zwangsheirat“ in die EU-Leitlinien 
betreffend Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen aufzunehmen; ermutigt die 
Kommission und den Rat, 
Datenerfassungsmethoden und Indikatoren 
zu diesem Phänomen zu entwickeln und 
ermutigt den EAD dieses Thema in die 
Entwicklung und Umsetzung der 
Länderstrategien zu den Menschenrechten 
aufzunehmen, fordert von den 
Mitgliedstaaten eine gemeinsame
Definition, die Festlegung nationaler 
Aktionspläne und den Austausch guter 
Praktiken.

62. verurteilt Zwangsheirat, eine 
Menschenrechtsverletzung gemäß Artikel 
16 der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte auf das Schärfste; 
fordert den Rat dazu auf, Zwangsheirat in 
die EU-Leitlinien betreffend Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen aufzunehmen; 
ermutigt die Kommission und den Rat, 
Datenerfassungsmethoden und Indikatoren 
zu entwickeln und ermutigt den EAD 
dieses Thema in die Entwicklung und 
Umsetzung der Länderstrategien zu den 
Menschrechten aufzunehmen; fordert von 
den Mitgliedstaaten die Verabschiedung 
und Durchsetzung von Gesetzen gegen 
Zwangsheirat und die Entwicklung einer
gemeinsamen Definition, die Festlegung 
nationaler Aktionspläne und den Austausch 
guter Praktiken; 

Or. en

Änderungsantrag 245
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 62 a (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

62a. begrüßt die Verabschiedung des 
Fakultativprotokolls zum 
Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes betreffend die Schaffung eines 
Beschwerdeverfahrens durch die 
Generalversammlung der Vereinten 
Nationen am 19. Dezember 2011 und 
fordert die Mitgliedstaaten auf, dieses 
Protokoll zu unterzeichnen und zu 
ratifizieren;

Or. en

Änderungsantrag 246
Nicole Kiil-Nielsen

Entschließungsantrag
Ziffer 62 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

62a. erinnert daran, dass die Resolution 
des Menschenrechtsrats der Vereinten 
Nationen über vermeidbare Krankheits-
und Sterbefälle bei Müttern und 
Menschenrechte und die Millenniums-
Entwicklungsziele nochmals bekräftigen, 
dass der Zugang zu Informationen, 
Bildung und medizinischer Versorgung 
ein grundlegendes Menschenrecht 
darstellt; betont, dass die EU deshalb eine 
wichtige Rolle bei der Vermeidung von 
Sterbefällen bei Müttern während der 
Schwangerschaft spielen muss; fordert, 
dass das Aktionsprogramm von Kairo 
bezüglich seiner Menschenrechts- und 
Entwicklungspolitik umgesetzt wird, um
Gleichberechtigung und die Rechte von 
Frauen und Kindern, einschließlich der 
Rechte auf sexuelle und reproduktive 
Gesundheit, zu fördern;

Or. en
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Änderungsantrag 247
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 62 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

62b. fordert den Rat und die Kommission 
auf, die Bemühungen zu verstärken, eine 
allgemeine Ratifizierung des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes einschließlich der 
Fakultativprotokolle zu erreichen und die 
effektive Umsetzung zu fördern;

Or. en

Änderungsantrag 248
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 62 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

62c. fordert entschiedene Bemühungen, 
die Umsetzung der EU-Leitlinien zur 
Förderung und zum Schutz der Rechte 
des Kindes und die Strategie der EU zur 
Bekämpfung jeglicher Form der Gewalt 
gegen Kinder durch die Festlegung klarer 
Benchmarks für das globale und 
regionale Engagement und das effektive 
Mainstreaming in den politischen Dialog
und in die bilaterale und multilaterale 
Zusammenarbeit voranzubringen;

Or. en

Änderungsantrag 249
Ana Gomes
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Entschließungsantrag
Ziffer 62 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

62d. fordert die HR/VP (und/oder den 
EAD) auf, einen Abschnitt über die 
Rechte des Kindes mit Informationen zur 
Umsetzung einschlägiger
Menschenrechtsleitlinien, einschließlich 
zur Gewalt gegen Kinder in den 
Jahresbericht über Menschenrechte 
aufzunehmen;

Or. en

Änderungsantrag 250
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Zwischenüberschrift 18

Entschließungsantrag Geänderter Text

Diskriminierung Religionsfreiheit

Or. en

Änderungsantrag 251
Tunne Kelam

Entschließungsantrag
Ziffer 63

Entschließungsantrag Geänderter Text

63. fordert die EU ausdrücklich auf, ein 
Instrumentarium zur Entwicklung des 
Rechts auf Religions- und Glaubensfreiheit 
in der EU-Außenpolitik zu entwickeln, das 
Mechanismen zur Identifizierung von 
Verletzungen der Religionsfreiheit 
beinhaltet, und die zivilgesellschaftlichen 

63. bekräftigt erneut seine Forderung an
den Rat und die Kommission, dringend ein 
Instrumentarium zur Entwicklung des 
Rechts auf Religions- und Glaubensfreiheit 
in der EU-Außenpolitik zu entwickeln, das 
Mechanismen zur Identifizierung von 
Verletzungen der Religionsfreiheit 
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Organisationen in die Vorbereitung 
desselben einzubeziehen; begrüßt die 
Aktivitäten der EU in mehreren Foren der 
Vereinten Nationen gegen Intoleranz und 
Diskriminierung aufgrund von Religion 
und Glauben und ihre unnachgiebige und 
prinzipientreue Haltung gegen die 
Resolutionen zur Bekämpfung von 
Diffamation der Religionen; unterstreicht 
insbesondere, dass es wichtig ist, darüber 
mit der Organisation für Islamische 
Zusammenarbeit (OIC) in einen 
konstruktiven Dialog zu treten;

beinhaltet, und die zivilgesellschaftlichen 
Organisationen in die Vorbereitung 
desselben einzubeziehen; begrüßt die
Aufnahme des Aspekts der Religions- und 
Glaubensfreiheit in die 
Menschenrechtsschulung für EU-
Mitarbeiter; begrüßt die Aktivitäten der 
EU in mehreren Foren der Vereinten 
Nationen gegen Intoleranz und 
Diskriminierung aufgrund von Religion 
und Glauben und ihre unnachgiebige und 
prinzipientreue Haltung gegen die 
Resolutionen zur Bekämpfung von 
Diffamation der Religionen; unterstreicht 
insbesondere, dass es wichtig ist, darüber 
mit der Organisation für Islamische 
Zusammenarbeit (OIC) in einen 
konstruktiven Dialog zu treten; bekräftigt 
erneut die Notwendigkeit, dem Aspekt 
Religion und dem Dialog mit religiösen 
Autoritäten und Organisationen 
Beachtung zu schenken, die sich für den 
glaubensübergreifenden Dialog zur 
Konfliktprävention, Konfliktlösung und 
Versöhnung einsetzen; fordert den Rat 
und die Kommission auf, besonderen 
Wert auf die Umsetzung von Religions-
und Glaubensfreiheit bei 
Beitrittskandidaten und ENP-Ländern zu 
legen, insbesondere vor dem Hintergrund 
des Arabischen Frühlings;

Or. en

Änderungsantrag 252
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 63

Entschließungsantrag Geänderter Text

63. fordert die EU ausdrücklich auf, ein 
Instrumentarium zur Entwicklung des 
Rechts auf Religions- und Glaubensfreiheit 
in der EU-Außenpolitik zu entwickeln, das 

63. verurteilt jegliche Verfolgung 
aufgrund von Religion oder Glauben auf 
das Schärfste und schenkt dabei der 
Situation von Christen in der Welt 
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Mechanismen zur Identifizierung von 
Verletzungen der Religionsfreiheit 
beinhaltet, und die zivilgesellschaftlichen 
Organisationen in die Vorbereitung 
desselben einzubeziehen; begrüßt die 
Aktivitäten der EU in mehreren Foren der 
Vereinten Nationen gegen Intoleranz und 
Diskriminierung aufgrund von Religion 
und Glauben und ihre unnachgiebige und 
prinzipientreue Haltung gegen die 
Resolutionen zur Bekämpfung von 
Diffamation der Religionen; unterstreicht 
insbesondere, dass es wichtig ist, darüber 
mit der Organisation für Islamische 
Zusammenarbeit (OIC) in einen 
konstruktiven Dialog zu treten;

besondere Aufmerksamkeit; fordert den 
Rat und die Kommission ausdrücklich auf, 
ein Instrumentarium zur Entwicklung des 
Rechts auf Religions- und Glaubensfreiheit 
in der EU-Außenpolitik zu entwickeln, das 
Mechanismen zur Identifizierung von 
Verletzungen der Religionsfreiheit 
beinhaltet, und die zivilgesellschaftlichen 
Organisationen in die Vorbereitung 
desselben einzubeziehen; begrüßt die 
Aktivitäten der EU in mehreren Foren der 
Vereinten Nationen gegen Intoleranz und 
Diskriminierung aufgrund von Religion 
und Glauben und ihre unnachgiebige und 
prinzipientreue Haltung gegen die 
Resolutionen zur Bekämpfung von 
Diffamation der Religionen; unterstreicht 
die Tatsache, dass Religionsfreiheit als 
universelles Menschenrecht für jede Art 
von Glauben gilt und diese Freiheit 
impliziert, dass sich jeder öffentlich zu 
seinem Glauben bekennen, ihn ausüben 
und ihn wechseln darf oder bekennen 
darf, keinen Glauben zu haben; 
unterstreicht insbesondere, dass es wichtig 
ist, darüber mit der Organisation für 
Islamische Zusammenarbeit (OIC) in einen 
konstruktiven Dialog zu treten;

Or. en

Änderungsantrag 253
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Ziffer 63

Entschließungsantrag Geänderter Text

63. fordert die EU ausdrücklich auf, ein 
Instrumentarium zur Entwicklung des 
Rechts auf Religions- und Glaubensfreiheit 
in der EU-Außenpolitik zu entwickeln, das 
Mechanismen zur Identifizierung von 
Verletzungen der Religionsfreiheit 
beinhaltet, und die zivilgesellschaftlichen 

63. fordert den Rat und die Kommission 
auf, ein Instrumentarium zur Entwicklung 
des Rechts auf Religions- und 
Glaubensfreiheit in der EU-Außenpolitik 
zu entwickeln, das Mechanismen zur 
Identifizierung von Verletzungen der 
Religionsfreiheit beinhaltet sowie 
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Organisationen in die Vorbereitung 
desselben einzubeziehen; begrüßt die 
Aktivitäten der EU in mehreren Foren der 
Vereinten Nationen gegen Intoleranz und 
Diskriminierung aufgrund von Religion 
und Glauben und ihre unnachgiebige und 
prinzipientreue Haltung gegen die 
Resolutionen zur Bekämpfung von 
Diffamation der Religionen; unterstreicht
insbesondere, dass es wichtig ist, darüber 
mit der Organisation für Islamische 
Zusammenarbeit (OIC) in einen 
konstruktiven Dialog zu treten;

Aktivitäten, die die EU in diesen Fällen 
unternehmen sollte, und die 
zivilgesellschaftlichen Organisationen in 
die Vorbereitung desselben einzubeziehen; 
begrüßt die Aktivitäten der EU in mehreren 
Foren der Vereinten Nationen gegen 
Intoleranz und Diskriminierung aufgrund 
von Religion und Glauben und ihre 
unnachgiebige und prinzipientreue Haltung 
für die Resolutionen zur Bekämpfung von 
Diffamation der Religionen; unterstreicht 
insbesondere, dass es wichtig ist, darüber 
mit der Organisation für Islamische 
Zusammenarbeit (OIC) in einen 
konstruktiven Dialog zu treten;

Or. en

Änderungsantrag 254
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 63

Entschließungsantrag Geänderter Text

63. fordert die EU ausdrücklich auf, ein 
Instrumentarium zur Entwicklung des 
Rechts auf Religions- und
Glaubensfreiheit in der EU-Außenpolitik 
zu entwickeln, das Mechanismen zur 
Identifizierung von Verletzungen der 
Religionsfreiheit beinhaltet, und die 
zivilgesellschaftlichen Organisationen in
die Vorbereitung desselben einzubeziehen; 
begrüßt die Aktivitäten der EU in mehreren 
Foren der Vereinten Nationen gegen 
Intoleranz und Diskriminierung aufgrund 
von Religion und Glauben und ihre 
unnachgiebige und prinzipientreue 
Haltung gegen die Resolutionen zur 
Bekämpfung von Diffamation der 
Religionen; unterstreicht insbesondere, 
dass es wichtig ist, darüber mit der 
Organisation für Islamische 
Zusammenarbeit (OIC) in einen 

63. fordert den Rat und die Kommission 
ausdrücklich auf, ein Instrumentarium zur 
Entwicklung des Rechts auf Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit in der 
EU-Außenpolitik zu entwickeln, das 
Mechanismen zur Identifizierung von 
Verletzungen der Religionsfreiheit 
beinhaltet, und die zivilgesellschaftlichen 
Organisationen in die Vorbereitung 
desselben einzubeziehen; begrüßt die 
Aktivitäten der EU in mehreren Foren der 
Vereinten Nationen gegen Intoleranz und 
Diskriminierung aufgrund von Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit;
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konstruktiven Dialog zu treten;

Or. fr

Änderungsantrag 255
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion
Peter van Dalen

Entschließungsantrag
Ziffer 63

Entschließungsantrag Geänderter Text

63. fordert die EU ausdrücklich auf, ein 
Instrumentarium zur Entwicklung des 
Rechts auf Religions- und Glaubensfreiheit 
in der EU-Außenpolitik zu entwickeln, das 
Mechanismen zur Identifizierung von 
Verletzungen der Religionsfreiheit 
beinhaltet, und die zivilgesellschaftlichen 
Organisationen in die Vorbereitung 
desselben einzubeziehen; begrüßt die 
Aktivitäten der EU in mehreren Foren der 
Vereinten Nationen gegen Intoleranz und 
Diskriminierung aufgrund von Religion 
und Glauben und ihre unnachgiebige und 
prinzipientreue Haltung gegen die 
Resolutionen zur Bekämpfung von 
Diffamation der Religionen; unterstreicht 
insbesondere, dass es wichtig ist, darüber 
mit der Organisation für Islamische 
Zusammenarbeit (OIC) in einen 
konstruktiven Dialog zu treten;

63. fordert den Rat und die Kommission 
ausdrücklich auf, ein Instrumentarium zur 
Entwicklung des Rechts auf Religions- und 
Glaubensfreiheit in der EU-Außenpolitik 
zu entwickeln, das Mechanismen zur 
Identifizierung und Bekämpfung von 
Verletzungen der Religionsfreiheit 
beinhaltet, und das Europäische 
Parlament, die zivilgesellschaftlichen 
Organisationen und die Wissenschaft in 
die Vorbereitung, Nutzung und Bewertung
desselben einzubeziehen; begrüßt die 
Aktivitäten der EU in mehreren Foren der 
Vereinten Nationen gegen Intoleranz und 
Diskriminierung aufgrund von Religion 
und Glauben und ihre unnachgiebige und 
prinzipientreue Haltung gegen die 
Resolutionen zur Bekämpfung von 
Diffamation der Religionen; unterstreicht 
insbesondere, dass es wichtig ist, darüber 
mit der Organisation für Islamische 
Zusammenarbeit (OIC) in einen 
konstruktiven Dialog zu treten;

Or. en

Änderungsantrag 256
Mario Mauro, Tunne Kelam, Elena Băsescu, Anna Záborská, Carlo Casini
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Entschließungsantrag
Ziffer 63

Entschließungsantrag Geänderter Text

63. fordert die EU ausdrücklich auf, ein 
Instrumentarium zur Entwicklung des 
Rechts auf Religions- und Glaubensfreiheit 
in der EU-Außenpolitik zu entwickeln, das 
Mechanismen zur Identifizierung von 
Verletzungen der Religionsfreiheit 
beinhaltet, und die zivilgesellschaftlichen 
Organisationen in die Vorbereitung 
desselben einzubeziehen; begrüßt die 
Aktivitäten der EU in mehreren Foren der 
Vereinten Nationen gegen Intoleranz und 
Diskriminierung aufgrund von Religion 
und Glauben und ihre unnachgiebige und 
prinzipientreue Haltung gegen die 
Resolutionen zur Bekämpfung von 
Diffamation der Religionen; unterstreicht 
insbesondere, dass es wichtig ist, darüber 
mit der Organisation für Islamische 
Zusammenarbeit (OIC) in einen 
konstruktiven Dialog zu treten;

63. fordert den Rat und die Kommission 
ausdrücklich auf, ein Instrumentarium zur 
Entwicklung des Rechts auf Religions- und 
Glaubensfreiheit in der EU-Außenpolitik 
zu entwickeln, das Instrumente zur 
konkreten Förderung aller Religionen 
und ethnischen Minderheiten in 
verschiedenen Gebieten beinhaltet und
Mechanismen zur Identifizierung von 
Verletzungen der Religionsfreiheit 
vorsieht, und die zivilgesellschaftlichen 
Organisationen in die Vorbereitung 
desselben einzubeziehen; begrüßt die 
Aktivitäten der EU in mehreren Foren der 
Vereinten Nationen gegen Intoleranz und 
Diskriminierung aufgrund von Religion 
und Glauben und ihre unnachgiebige und 
prinzipientreue Haltung gegen die 
Resolutionen zur Bekämpfung von 
Diffamation der Religionen; unterstreicht 
insbesondere, dass es wichtig ist, darüber 
mit der Organisation für Islamische 
Zusammenarbeit (OIC) in einen 
konstruktiven Dialog zu treten;

Or. en

Änderungsantrag 257
Kinga Gál

Entschließungsantrag
Ziffer 63 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

63a. betont, dass traditionelle nationale 
Minderheitsgemeinschaften spezielle 
Bedürfnisse haben, die sich von anderen 
Minderheitsgruppen unterscheiden, und 
es notwendig ist, die Gleichbehandlung 
dieser Minderheiten bezüglich Bildung, 
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medizinischer Versorgung und sozialer 
und anderer öffentlicher Dienstleistungen 
sicherzustellen und des Weiteren in allen 
Bereichen des wirtschaftlichen, sozialen, 
politischen und kulturellen Lebens die 
vollständige und tatsächliche Gleichheit 
zwischen den Angehörigen einer 
nationalen Minderheit und den 
Angehörigen der Mehrheit zu fördern;

Or. en

Änderungsantrag 258
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 63 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

63a. bringt seine schwerwiegende 
Beunruhigung angesichts des 
Wiederanstiegs von Gewalttaten, darunter 
Ermordungen, gegenüber lesbischen, 
schwulen, bisexuellen und transsexuellen 
Menschen in einigen Staaten auf allen 
Kontinenten zum Ausdruck;

Or. fr

Änderungsantrag 259
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Ziffer 63 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

63a. erklärt erneut die Besorgnis 
bezüglich der vollständigen und 
tatsächlichen Wahrung des Rechts auf 
Religionsfreiheit für alle religiösen 
Minderheiten in vielen Drittländern; 
betont in diesem Zusammenhang die 
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Tatsache, dass das Recht auf die 
Ausübung einer Religion lediglich einen 
Aspekt des Rechts auf Religionsfreiheit 
darstellt, da Letzteres die Freiheit 
einschließt, seine Religion zu ändern und 
sie durch Lehren, Ausübung und Rituale 
individuell, gemeinsam, privat, öffentlich 
oder auf Institutionsebene zu offenbaren; 
betont in diesem Kontext, dass das 
öffentliche Element einen Kernpunkt der 
Religionsfreiheit darstellt, und dass das 
Recht von Christen auf Religionsfreiheit 
ernsthaft eingeschränkt wird, wenn sie 
davon abgehalten werden, ihren Glauben 
öffentlich zum Ausdruck zu bringen, 
indem ihre Religion auf ein privates 
Phänomen reduziert wird;

Or. en

Änderungsantrag 260
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion
Peter van Dalen

Entschließungsantrag
Ziffer 63 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

63a. fordert den EAD und die EU-
Mitgliedstaaten vor dem Hintergrund der 
jüngsten Ereignisse in Ländern wie 
Nigeria, Ägypten und Indonesien 
nachdrücklich zur Einführung konkreter 
Maßnahmen als präventive Hilfe gegen 
die Entstehung eines Gewaltzyklus auf; 
erkennt den wachsenden Bedarf für 
Konfliktbewältigung und versöhnende 
Bemühungen, einschließlich eines 
Dialogs zwischen den 
Glaubensgemeinschaften auf 
unterschiedlichen Ebenen und fordert 
nachdrücklich, dass die EU die 
diskriminierenden und hetzerischen 
Inhalte in Bildungsmaterial und in den 
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Medien durch ihre Dialoge mit 
Drittländern zur Sprache bringt;

Or. en

Änderungsantrag 261
Andrzej Grzyb, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 63 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

63a. ist der Überzeugung, dass das Recht 
auf Religions- und Glaubensfreiheit eines 
der Grundsätze aller moderner 
Demokratien ist und zur Schaffung der 
Bedingungen für Frieden, 
Demokratisierung und Entwicklung und 
die Förderung anderer Menschenrechte 
beiträgt; bleibt vor diesem Hintergrund 
zutiefst beunruhigt, dass es immer noch in 
allen Teilen der Welt Diskriminierung 
aufgrund von Religion und Glauben gibt 
und dass Personen, die bestimmten 
Religionsgemeinschaften, einschließlich 
religiösen Minderheiten, angehören, in 
vielen Ländern, wie Nordkorea, Iran, 
Afghanistan, Saudi-Arabien, Somalia, 
den Malediven, Jemen, Irak, Usbekistan, 
Laos, Pakistan, Eritrea, Ägypten und 
Nigeria, die Menschenrechte vorenthalten 
werden; bleibt zutiefst beunruhigt über 
die Rechtsvorschriften zur Diffamation 
der Religion und die Blasphemiegesetze, 
die die freie Meinungsäußerung 
einschränken und insbesondere gegen 
religiöse Minderheiten verwendet werden; 
begrüßt in diesem Zusammenhang die 
verstärkte Konzentration auf die 
fundamentalen Rechte der Religions-
oder Glaubensfreiheit in der Bestätigung 
der Schlussfolgerungen des Rates zur
Religions- und Glaubensfreiheit 2009 und 
die Zusage der EU, Maßnahmen zur 
Förderung und zum Schutz dieses Rechts 
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in ihrer Außenpolitik zu verstärken;

Or. en

Änderungsantrag 262
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Ziffer 63 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

63b. unterstreicht, dass in vielen Teilen 
der Welt immer noch Hindernisse 
bestehen, die ein freies 
Glaubensbekenntnis erschweren, und 
appelliert an HR/VP Ashton und die 
Europäische Kommission, im 
Zusammenhang mit ihren einschlägigen 
Initiativen zu den Menschenrechten auf 
solchen Themen zu bestehen;

Or. en

Änderungsantrag 263
Konrad Szymański
im Namen der ECR-Fraktion
Peter van Dalen

Entschließungsantrag
Ziffer 63 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

63b. unterstreicht, dass die 
Versammlungsfreiheit ein wesentlicher 
Gesichtspunkt des Rechts auf Religions-
oder Glaubensfreiheit ist, und bedauert 
zutiefst, dass religiösen Gemeinschaften 
in vielen Ländern der Welt das Recht, 
sich zu versammeln, verweigert wird;
betont, dass die Registrierung religiöser 
Gruppen keine wesentliche Anforderung 
für die Ausübung einer Religion sein 
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sollte; ist besorgt über die bestehende 
Verpflichtung für religiöse Gruppen in 
vielen zentralasiatischen Ländern und in 
Vietnam, sich bei einem staatlich 
sanktionierten, von der Regierung streng 
kontrollierten System zu registrieren;

Or. en

Änderungsantrag 264
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 63 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

63b. fordert den EAD auf, eine ständige 
Kapazität innerhalb der Generaldirektion 
globale und multilaterale 
Angelegenheiten aufzubauen, um das 
Recht auf Religions- und 
Glaubensfreiheit in allen geografischen 
Direktionen und Referaten zu 
berücksichtigen, sowie das Thema mit der 
allgemeinen Förderung der 
Menschenrechte innerhalb derselben
Generaldirektion zu verknüpfen und das 
Thema in internationalen und 
multilateralen Organisationen 
voranzutreiben; empfiehlt dem EAD, über 
die Fortschritte beim Recht auf Religions-
und Glaubensfreiheit weltweit jährlich
Bericht zu erstatten;

Or. en

Änderungsantrag 265
Richard Howitt

Entschließungsantrag
Ziffer 63 b (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

63b. begrüßt den Abschluss des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen
über die Rechte der Menschen mit 
Behinderungen (UNCRPD) seitens der 
EU und die Verabschiedung der 
Europäischen Strategie zugunsten von 
Menschen mit Behinderungen 2010-2020, 
insbesondere den Handlungsbereich 8; 
verurteilt jedwede Form von 
Diskriminierung aufgrund von 
Behinderung und ruft alle Staaten dazu 
auf, die UNCRPD zu ratifizieren und 
umzusetzen; weißt darauf hin, dass die 
EU die Umsetzung der UNCRPD in ihrem 
eigenen Gebiet auch überwachen muss; 
bedauert auch die Untätigkeit der EU in 
Sachen Menschenrechte für Personen mit 
Behinderungen im Zusammenhang mit 
der EU-Afrika-Strategie;

Or. en

Änderungsantrag 266
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Ziffer 63 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

63c. fordert den EAD und die anderen 
Organe und Einrichtungen der EU auf, 
inakzeptable Praktiken zu bekämpfen, wie
beispielsweise erzwungene Übertritte und 
die Kriminalisierung/Bestrafung von 
Fällen sogenannter „Apostasie“, wobei 
Druck auf Drittländer, wie Pakistan, Iran 
und Saudi-Arabien ausgeübt wird, in 
denen solche Praktiken nach wie vor 
ausgeübt werden, um diese zu 
unterbinden; fordert eine gleichermaßen 
entschlossene Haltung gegenüber der 
Instrumentalisierung von 
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Blasphemiegesetzen zur Verfolgung von 
Mitgliedern religiöser Minderheiten;

Or. en

Änderungsantrag 267
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 63 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

63c. fordert die Agentur der 
Europäischen Union für Grundrechte 
auf, dem Parlament genaue und 
zuverlässige Daten zu Verstößen gegen 
das Recht auf Religions- und 
Glaubensfreiheit innerhalb der 
Europäischen Union zur Verfügung zu 
stellen, und Vorschläge zu unterbreiten, 
wie diese bekämpft werden können;

Or. en

Änderungsantrag 268
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Ziffer 63 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

63d. ist der Ansicht, dass in Drittländern, 
in denen religiöse Minderheiten, 
einschließlich Christen, Verletzungen 
ihrer Rechte ausgesetzt sind, diese 
Probleme nicht gelöst werden können, 
indem die Christen geschützt und „von“ 
den umgebenden Gesellschaftsteilen 
isoliert werden und dadurch 
„Parallelgesellschaften“ geschaffen 
werden – sei es durch den Staat oder eine 
religiöse Gemeinschaft –, sondern nur 
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durch eine „gemeinsame Bürgerschaft“, 
was bedeutet, dass jeder Bürger in den zur 
Diskussion stehenden Bereichen den 
gleichen Schutz und die gleichen Rechte 
haben muss;

Or. en

Änderungsantrag 269
Anna Záborská

Entschließungsantrag
Ziffer 64

Entschließungsantrag Geänderter Text

64. lobt den Rat, den EAD, die HR/VP, 
die Kommission und die Mitgliedstaaten 
für ihr Engagement für Lesben, Schwule, 
Bisexuelle und Transgender-Personen in 
bilateralen Beziehungen mit Drittländern, 
in multilateralen Foren und durch das 
EIDHR; begrüßt die von der VN-
Generalversammlung vorgenommene 
Wiedereinführung der sexuellen 
Orientierung als Grund zum Schutz vor 
außergerichtlichen, summarischen oder 
willkürlichen Hinrichtungen und begrüßt 
die EU-Bemühungen zu diesem Zweck; 
fordert die Kommission auf, bei der 
Verhandlung der 11. Version der 
Internationalen Klassifikation der 
Krankheiten (ICD-11) 
Geschlechtsidentität von der Liste 
psychischer und Verhaltensstörungen zu 
streichen und eine nicht 
pathologisierende Reklassifizierung 
anzustreben; bekräftigt, dass der 
Grundsatz der Nichtdiskriminierung, 
einschließlich der Diskriminierung aus 
Gründen des Geschlechts und der 
sexuellen Orientierung, in der AKP-EU-
Beziehung nicht kompromittiert werden 
kann; bekräftigt seine Forderung nach 
einer umfassenden, von der Kommission 
entworfenen Roadmap gegen 

entfällt



PE480.864v01-00 174/216 AM\891547DE.doc

DE

Homophobie, Transphobie und 
Diskriminierung aufgrund der sexuellen 
Orientierung und Geschlechtsidentität, 
die auch weltweite 
Menschenrechtsverletzungen aus diesen 
Gründen berücksichtigen soll; fordert von 
den EU-Mitgliedstaaten, Personen Asyl zu 
gewähren, die aus Ländern fliehen, in 
denen sie verfolgt werden, weil Lesben, 
Schwule, Bisexuelle und Transgender-
Personen dort kriminalisiert werden, 
wobei die begründeten Ängste der 
Asylbewerber vor Verfolgung zu 
berücksichtigen sind und ihre 
Selbstidentifizierung als lesbisch, schwul, 
bisexuell oder als Transgender-Person 
vorausgesetzt werden;

Or. en

Änderungsantrag 270
Rolandas Paksas

Entschließungsantrag
Ziffer 64

Entschließungsantrag Geänderter Text

64. lobt den Rat, den EAD, die HV/VP, 
die Kommission und die Mitgliedstaaten 
für ihr Engagement für Lesben, Schwule, 
Bisexuelle und Transgender-Personen in 
bilateralen Beziehungen mit Drittländern, 
in multilateralen Foren und durch das 
EIDHR; begrüßt die von der VN-
Generalversammlung vorgenommene 
Wiedereinführung der sexuellen 
Orientierung als Grund zum Schutz vor 
außergerichtlichen, summarischen oder 
willkürlichen Hinrichtungen und begrüßt 
die EU-Bemühungen zu diesem Zweck; 
fordert die Kommission auf, bei der 
Verhandlung der 11. Version der 
Internationalen Klassifikation der 
Krankheiten (ICD-11) 
Geschlechtsidentität von der Liste 

entfällt
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psychischer und Verhaltensstörungen zu 
streichen und eine nicht 
pathologisierende Reklassifizierung 
anzustreben; bekräftigt, dass der 
Grundsatz der Nichtdiskriminierung, 
einschließlich der Diskriminierung aus 
Gründen des Geschlechts und der 
sexuellen Orientierung, in der AKP-EU-
Beziehung nicht kompromittiert werden 
kann; bekräftigt seine Forderung nach 
einer umfassenden, von der Kommission 
entworfenen Roadmap gegen 
Homophobie, Transphobie und 
Diskriminierung aufgrund der sexuellen 
Orientierung und Geschlechtsidentität, 
die auch weltweite 
Menschenrechtsverletzungen aus diesen 
Gründen berücksichtigen soll; fordert von 
den EU-Mitgliedstaaten, Personen Asyl zu 
gewähren, die aus Ländern fliehen, in 
denen sie verfolgt werden, weil Lesben, 
Schwule, Bisexuelle und Transgender-
Personen dort kriminalisiert werden, 
wobei die begründeten Ängste der 
Asylbewerber vor Verfolgung zu 
berücksichtigen sind und ihre 
Selbstidentifizierung als lesbisch, schwul, 
bisexuell oder als Transgender-Person 
vorausgesetzt wird;

Or. lt

Änderungsantrag 271
Andrzej Grzyb, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 64

Entschließungsantrag Geänderter Text

64. lobt den Rat, den EAD, die HR/VP, die 
Kommission und die Mitgliedstaaten für 
ihr Engagement für Lesben, Schwule, 
Bisexuelle und Transgender-Personen in 
bilateralen Beziehungen mit Drittländern, 
in multilateralen Foren und durch das 

64. lobt den Rat, den EAD, die HR/VP, die 
Kommission und die Mitgliedstaaten für 
ihr Engagement für Lesben, Schwule, 
Bisexuelle und Transgender-Personen in 
bilateralen Beziehungen mit Drittländern, 
in multilateralen Foren und durch das 
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EIDHR; begrüßt die von der VN-
Generalversammlung vorgenommene 
Wiedereinführung der sexuellen 
Orientierung als Grund zum Schutz vor 
außergerichtlichen, summarischen oder 
willkürlichen Hinrichtungen und begrüßt 
die EU-Bemühungen zu diesem Zweck; 
fordert die Kommission auf, bei der 
Verhandlung der 11. Version der 
Internationalen Klassifikation der 
Krankheiten (ICD-11) 
Geschlechtsidentität von der Liste 
psychischer und Verhaltensstörungen zu 
streichen und eine nicht 
pathologisierende Reklassifizierung 
anzustreben; bekräftigt, dass der 
Grundsatz der Nichtdiskriminierung, 
einschließlich der Diskriminierung aus 
Gründen des Geschlechts und der sexuellen 
Orientierung, in der AKP-EU-Beziehung 
nicht kompromittiert werden kann; 
bekräftigt seine Forderung nach einer 
umfassenden, von der Kommission 
entworfenen Roadmap gegen Homophobie, 
Transphobie und Diskriminierung aufgrund 
der sexuellen Orientierung und 
Geschlechtsidentität, die auch weltweite 
Menschenrechtsverletzungen aus diesen 
Gründen berücksichtigen soll; fordert von 
den EU-Mitgliedstaaten, Personen Asyl zu 
gewähren, die aus Ländern fliehen, in 
denen sie verfolgt werden, weil Lesben, 
Schwule, Bisexuelle und Transgender-
Personen dort kriminalisiert werden, wobei 
die begründeten Ängste der Asylbewerber 
vor Verfolgung zu berücksichtigen sind 
und ihre Selbstidentifizierung als lesbisch, 
schwul, bisexuell oder als Transgender-
Person vorausgesetzt werden;

EIDHR; begrüßt die von der VN-
Generalversammlung vorgenommene 
Wiedereinführung der sexuellen 
Orientierung als Grund zum Schutz vor 
außergerichtlichen, summarischen oder 
willkürlichen Hinrichtungen und begrüßt 
die EU-Bemühungen zu diesem Zweck; 
bekräftigt, dass der Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung, einschließlich der 
Diskriminierung aus Gründen des 
Geschlechts und der sexuellen 
Orientierung, in der AKP-EU-Beziehung 
nicht kompromittiert werden kann; 
bekräftigt seine Forderung nach einer 
umfassenden, von der Kommission 
entworfenen Roadmap gegen Homophobie, 
Transphobie und Diskriminierung aufgrund 
der sexuellen Orientierung und 
Geschlechtsidentität, die auch weltweite 
Menschenrechtsverletzungen aus diesen 
Gründen berücksichtigen soll; fordert von 
den EU-Mitgliedstaaten, Personen Asyl zu 
gewähren, die aus Ländern fliehen, in 
denen sie verfolgt werden, weil Lesben, 
Schwule, Bisexuelle und Transgender-
Personen dort kriminalisiert werden, wobei 
die begründeten Ängste der Asylbewerber 
vor Verfolgung zu berücksichtigen sind 
und ihre Selbstidentifizierung als lesbisch, 
schwul, bisexuell oder als Transgender-
Person vorausgesetzt werden;

Or. en

Änderungsantrag 272
Ramon Tremosa i Balcells, Renate Weber
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Entschließungsantrag
Ziffer 66

Entschließungsantrag Geänderter Text

66. fordert die EU auf, die Regierungen 
von Entwicklungsländern zu ermutigen, 
sich, wo nötig, zu Landreformen zu 
verpflichten, um die Landrechte indigener 
Bevölkerungsgruppen, besonders Frauen, 
zu sichern, und Landraub durch 
Unternehmen vorzubeugen; betont, dass es 
notwendig ist, Land-, Eigentums- und 
Landnutzungsrechte kleiner lokaler 
Landwirte und den Zugang örtlicher 
Gemeinschaften zu natürlichen Ressourcen 
zu schützen; fordert nachdrücklich von der 
EU, bei der Verhandlung von 
Handelsabkommen das Recht auf Zugang 
zu natürlichen Ressourcen durchzusetzen, 
insbesondere das Recht indigener Völker;

66. fordert die EU auf, die Regierungen 
von Entwicklungsländern zu ermutigen, 
sich zu Landreformen zu verpflichten, um 
die Landrechte indigener Bauern, 
nomadischer Bevölkerungen und Inhaber 
kleiner und mittlerer 
Landwirtschaftsbetriebe, besonders 
Frauen, zu sichern, und Landraub durch 
Unternehmen vorzubeugen; betont die
Notwendigkeit, Land-, Eigentums- und 
Landnutzungsrechte kleiner lokaler 
Landwirte und den Zugang örtlicher 
Gemeinschaften zu natürlichen Ressourcen 
zu schützen, um die weitere Übernahme 
von Land zu verhindern; fordert 
nachdrücklich von der EU, bei der 
Verhandlung von Handelsabkommen das 
Recht auf Zugang zu natürlichen 
Ressourcen durchzusetzen, insbesondere 
das Recht indigener Völker; empfiehlt 
allen Mitgliedstaaten, dem Beispiel 
Dänemarks, der Niederlande und 
Spaniens zu folgen und das IAO-
Übereinkommen 169 über indigene und 
Stammesvölker zu ratifizieren, um ihre 
Entschlossenheit, diese Völker konkret zu 
schützen, unter Beweis zu stellen; 
unterstützt aktuelle und laufende 
Kampagnen für die Ratifizierung und 
Umsetzung des IAO-Übereinkommens 
169 durch die Staaten, die keine 
Unterzeichnerstaaten sind, insbesondere 
als Mittel zur Stärkung der Rechte 
indigener Völker, wobei die Werte des 
IAO-Übereinkommens 169 
aufrechterhalten und das Engagement 
der Europäischen Union für den 
Multilateralismus und die Vereinten 
Nationen deutlich werden;

Or. en
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Änderungsantrag 273
Ana Miranda

Entschließungsantrag
Ziffer 66

Entschließungsantrag Geänderter Text

66. fordert die EU auf, die Regierungen 
von Entwicklungsländern zu ermutigen, 
sich, wo nötig, zu Landreformen zu 
verpflichten, um die Landrechte indigener 
Bevölkerungsgruppen, besonders Frauen, 
zu sichern, und Landraub durch 
Unternehmen vorzubeugen; betont, dass es 
notwendig ist, Land-, Eigentums- und 
Landnutzungsrechte kleiner lokaler 
Landwirte und den Zugang örtlicher 
Gemeinschaften zu natürlichen Ressourcen 
zu schützen; fordert nachdrücklich von der 
EU, bei der Verhandlung von 
Handelsabkommen das Recht auf Zugang 
zu natürlichen Ressourcen durchzusetzen, 
insbesondere das Recht indigener Völker;

66. fordert die EU auf, die Regierungen 
von Entwicklungsländern zu ermutigen, 
sich zu Landreformen zu verpflichten, um 
die Landrechte indigener Völker, 
nomadischer Bevölkerungen und Inhaber 
kleiner und mittlerer 
Landwirtschaftsbetriebe, besonders 
Frauen, zu sichern, und Landraub durch 
Unternehmen vorzubeugen; betont, dass es 
notwendig ist, Land-, Eigentums- und 
Landnutzungsrechte kleiner lokaler 
Landwirte und den Zugang örtlicher 
Gemeinschaften zu natürlichen Ressourcen 
zu schützen; fordert nachdrücklich von der 
EU, bei der Verhandlung von 
Handelsabkommen das Recht auf Zugang 
zu natürlichen Ressourcen durchzusetzen, 
insbesondere das Recht indigener Völker; 
ermutigt alle Mitgliedstaaten, dem 
Beispiel Dänemarks, der Niederlande und 
Spaniens zu folgen und das IAO-
Übereinkommen 169 über indigene und 
Stammesvölker zu ratifizieren, um ihre 
Entschlossenheit für einen konkreten 
Schutz dieser Völker unter Beweis zu 
stellen; unterstützt aktuelle und laufende 
Kampagnen für die Ratifizierung und 
Umsetzung des IAO-Übereinkommens 
169 durch die Staaten, die nicht 
Unterzeichnerstaaten sind, insbesondere 
als Mittel zur Stärkung der Rechte 
indigener Völker, wobei die Werte des 
IAO-Übereinkommens 169 
aufrechterhalten und das Engagement 
der Europäischen Union für den 
Multilateralismus und die Vereinten 
Nationen deutlich werden;

Or. en
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Änderungsantrag 274
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 66

Entschließungsantrag Geänderter Text

66. fordert die EU auf, die Regierungen 
von Entwicklungsländern zu ermutigen, 
sich, wo nötig, zu Landreformen zu 
verpflichten, um die Landrechte indigener 
Bevölkerungsgruppen, besonders Frauen, 
zu sichern, und Landraub durch 
Unternehmen vorzubeugen; betont, dass es 
notwendig ist, Land-, Eigentums- und 
Landnutzungsrechte kleiner lokaler 
Landwirte und den Zugang örtlicher 
Gemeinschaften zu natürlichen Ressourcen 
zu schützen; fordert nachdrücklich von der 
EU, bei der Verhandlung von 
Handelsabkommen das Recht auf Zugang 
zu natürlichen Ressourcen durchzusetzen, 
insbesondere das Recht indigener Völker;

66. fordert die EU auf, die Regierungen 
von Entwicklungsländern zu ermutigen, 
sich, wo nötig, zu Landreformen zu 
verpflichten, um die Landrechte indigener 
Bevölkerungsgruppen, besonders Frauen, 
zu sichern, und Landraub durch 
Unternehmen vorzubeugen; betont, dass es 
notwendig ist, Land-, Eigentums- und 
Landnutzungsrechte kleiner lokaler 
Landwirte und den Zugang örtlicher 
Gemeinschaften zu natürlichen Ressourcen 
zu schützen; fordert nachdrücklich von der 
EU, bei der Verhandlung von 
Handelsabkommen das Recht auf Zugang 
zu natürlichen Ressourcen durchzusetzen, 
insbesondere das Recht indigener Völker;
bedauert, dass eine beträchtliche Anzahl 
an Menschen keinen Zugang zu 
bestimmten Ressourcen (mehr) haben, 
darunter grundlegende Güter wie Wasser, 
weil diese Ressourcen durch private 
Unternehmen und Körperschaften 
vereinnahmt werden, die die 
Unterstützung der politischen 
Entscheidungsträger der betreffenden 
Staaten nutzen können, was vor allem zu 
Nahrungsmittelknappheit und 
Preiserhöhungen bei den Lebensmitteln 
führt; fordert die Europäische Union 
sowie die Mitgliedstaaten infolgedessen 
auf, erforderliche Maßnahmen zu 
ergreifen, um der Vereinnahmung von 
Ressourcen – vor allem von Grund und 
Boden – durch europäische Unternehmen 
Einhalt zu gebieten und die in 
internationalen sowie regionalen Foren 
sowie Konferenzen unterbreiteten 
Vorschläge (Weltbank, WTO, UNCTAD, 
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IWF, OECD usw.) zur Anerkennung 
globaler Kollektivgüter und deren 
Eintragung in ein spezifisches 
Übereinkommen der Vereinten Nationen
zu fördern;

Or. fr

Änderungsantrag 275
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 66

Entschließungsantrag Geänderter Text

66. fordert die EU auf, die Regierungen 
von Entwicklungsländern zu ermutigen, 
sich, wo nötig, zu Landreformen zu 
verpflichten, um die Landrechte indigener 
Bevölkerungsgruppen, besonders Frauen, 
zu sichern, und Landraub durch 
Unternehmen vorzubeugen; betont, dass es 
notwendig ist, Land-, Eigentums- und 
Landnutzungsrechte kleiner lokaler 
Landwirte und den Zugang örtlicher 
Gemeinschaften zu natürlichen Ressourcen 
zu schützen; fordert nachdrücklich von der 
EU, bei der Verhandlung von 
Handelsabkommen das Recht auf Zugang 
zu natürlichen Ressourcen durchzusetzen, 
insbesondere das Recht indigener Völker;

66. fordert die EU auf, die Regierungen 
von Entwicklungsländern zu ermutigen, 
sich, wo nötig, zu Landreformen zu 
verpflichten, um die Landrechte indigener 
Bevölkerungsgruppen, nomadischer 
Bevölkerungen, besonders Frauen, zu 
sichern, und Landraub durch Unternehmen 
vorzubeugen; betont, dass es notwendig ist, 
Land-, Eigentums- und 
Landnutzungsrechte kleiner lokaler 
Landwirte und den Zugang örtlicher 
Gemeinschaften zu natürlichen Ressourcen 
zu schützen, um weitere Landübernahmen 
zu verhindern; unterstreicht in diesem 
Zusammenhang die Bedeutung der 
Einkommenssicherung für Kleinbauern, 
um ihnen die Möglichkeit zu geben, zur 
sozioökonomischen und demokratischen 
Entwicklung dieser Länder beizutragen; 
fordert nachdrücklich von der EU, bei der 
Verhandlung von Handelsabkommen das 
Recht auf Zugang zu natürlichen 
Ressourcen durchzusetzen, insbesondere 
das Recht indigener Völker;

Or. en
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Änderungsantrag 276
Leonidas Donskis, Marietje Schaake, Charles Goerens, Metin Kazak, Kristiina Ojuland, 
Sarah Ludford

Entschließungsantrag
Ziffer 66 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

66a. empfiehlt Initiativen für die EU-
Rechtsvorschriften, um sicherzustellen, 
dass bei der EU-Menschenrechtspolitik 
und den Instrumenten für die 
Zusammenarbeit auf die Beseitigung von 
Diskriminierung aufgrund von 
Kastenzugehörigkeit und Maßnahmen in 
Ländern mit Kastensystem, einschließlich 
Nepal, Indien, Bangladesch, Pakistan, Sri 
Lanka und Jemen geachtet wird;

Or. en

Änderungsantrag 277
Ana Miranda

Entschließungsantrag
Ziffer 66 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

66a. ist der Auffassung, dass das Budget 
neuer und bestehender 
Finanzierungslinien für die 
Unterstützung der Zivilgesellschaft und 
der Menschenrechtsaktivisten, besonders 
von indigenen Gemeinschaften, erhöht 
werden sollte; ist der Ansicht, dass sie
sowohl ihre Fähigkeit unter Beweis 
stellen sollten, flexibel und schnell auf 
Krisenereignisse und aktuelle Situationen 
zu reagieren, wo auch immer diese 
auftreten, als auch ihre Kosteneffektivität 
sowie ihren wirkungsbezogenen Wert 
optimieren sollten;

Or. en
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Änderungsantrag 278
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 66 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

66a. empfiehlt allen Mitgliedstaaten, dem 
Beispiel Dänemarks, der Niederlande und 
Spaniens zu folgen und das IAO-
Übereinkommen 169 über indigene und 
Stammesvölker zu ratifizieren, um ihre 
Entschlossenheit, diese Völker konkret zu 
schützen, unter Beweis zu stellen;

Or. en

Änderungsantrag 279
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 66 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

66b. unterstützt aktuelle und laufende 
Kampagnen für die Ratifizierung und 
Umsetzung des IAO-Übereinkommens 
169 durch die Staaten, die keine 
Unterzeichnerstaaten sind, insbesondere 
als Mittel zur Stärkung der Rechte 
indigener Völker, wobei die Werte des 
IAO-Übereinkommens 169 
aufrechterhalten und das Engagement 
der Europäischen Union für den 
Multilateralismus und die Vereinten 
Nationen deutlich werden;

Or. en
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Änderungsantrag 280
Ramon Tremosa i Balcells, Edward McMillan-Scott, Renate Weber

Entschließungsantrag
Ziffer 67

Entschließungsantrag Geänderter Text

67. macht auf ein ernsthaftes Problem in 
verschiedenen Ländern südlich der Sahara 
aufmerksam, wo Kinder der Hexerei 
beschuldigt werden, was schwere Folgen 
hat, die von sozialer Ausgrenzung bis hin 
zum Kindsmord reichen können; weist 
darauf hin, dass der Staat die 
Verantwortung hat, Kinder vor 
Misshandlungen zu schützen, und fordert 
den EAD nachdrücklich dazu auf, dem 
Schicksal dieser Kinder im 
Menschenrechtsdialog mit Regierungen der 
betroffenen Länder und in der Planung 
externer Finanzinstrumente besondere 
Aufmerksamkeit zu schenken;

67. macht auf ein ernsthaftes Problem in 
verschiedenen Ländern südlich der Sahara 
aufmerksam, wo Kinder der Hexerei 
beschuldigt werden, was schwere Folgen 
hat, die von sozialer Ausgrenzung über
Kindsmord bis hin zu Ritualmord mit 
Kindern als Opfer reichen können; weist 
darauf hin, dass der Staat die 
Verantwortung hat, Kinder vor 
Misshandlungen zu schützen, und fordert 
den EAD nachdrücklich dazu auf, dem 
Schicksal dieser Kinder im 
Menschenrechtsdialog mit Regierungen der 
betroffenen Länder und in der Planung 
externer Finanzinstrumente besondere 
Aufmerksamkeit zu schenken;

Or. en

Änderungsantrag 281
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 67

Entschließungsantrag Geänderter Text

67. macht auf ein ernsthaftes Problem in 
verschiedenen Ländern südlich der Sahara 
aufmerksam, wo Kinder der Hexerei 
beschuldigt werden, was schwere Folgen 
hat, die von sozialer Ausgrenzung bis hin 
zum Kindsmord reichen können; weist 
darauf hin, dass der Staat die 
Verantwortung hat, Kinder vor 
Misshandlungen zu schützen, und fordert 
den EAD nachdrücklich dazu auf, dem 
Schicksal dieser Kinder im 

67.  macht auf ein ernsthaftes Problem in 
verschiedenen Ländern südlich der Sahara 
aufmerksam, wo Kinder der Hexerei 
beschuldigt werden, was schwere Folgen 
hat, die von sozialer Ausgrenzung bis hin 
zum Kindsmord reichen können; weist 
darauf hin, dass der Staat die 
Verantwortung hat, Kinder vor allen 
Formen von Gewalt und Misshandlungen 
zu schützen, und fordert den EAD 
nachdrücklich dazu auf, dem Schutz von 
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Menschenrechtsdialog mit Regierungen der 
betroffenen Länder und in der Planung 
externer Finanzinstrumente besondere 
Aufmerksamkeit zu schenken;

Kindern vor allen Formen von Gewalt 
und dem Schicksal dieser Kinder im 
Menschenrechtsdialog mit Regierungen der 
betroffenen Länder und in der Planung 
externer Finanzinstrumente besondere 
Aufmerksamkeit zu schenken;

Or. en

Änderungsantrag 282
Anna Záborská

Entschließungsantrag
Ziffer 67 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

67a. verweist auf das VN-Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes und die 
Notwendigkeit, den im Übereinkommen 
vorgesehenen umfassenden Schutz der 
Rechte sicherzustellen und deren 
Schmälerung zu verhindern; würde in 
diesem Zusammenhang insbesondere die 
Prioritätensetzung der Bedürfnisse des 
Kindes nach besonderem Schutz und 
besonderer Fürsorge, einschließlich des 
entsprechenden gesetzlichen Schutzes, vor 
und nach der Geburt unterstützen, und 
zwar auf Grundlage des Übereinkommens 
und der Erklärung über die Rechte des 
Kindes;

Or. en

Änderungsantrag 283
Ramon Tremosa i Balcells, Renate Weber

Entschließungsantrag
Ziffer 67 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

67a. stellt fest, dass sich das Internet, 
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einschließlich der sozialen Medien, zu 
einem der wichtigsten Instrumente
entwickelt hat, über das Einzelpersonen 
ihr Recht auf Meinungsfreiheit und freie
Meinungsäußerung ausüben, und dass es 
sowohl eine wichtige Rolle bei der 
Förderung von Menschenrechten, 
demokratischer Beteiligung, 
Rechenschaftspflicht und wirtschaftlicher 
Entwicklung gespielt hat als auch positiv 
zur Förderung und Unterstützung der 
Revolutionen des Arabischen Frühlings 
beigetragen hat;

Or. en

Änderungsantrag 284
Marietje Schaake, Edward McMillan-Scott, Leonidas Donskis, Sarah Ludford

Entschließungsantrag
Ziffer 68

Entschließungsantrag Geänderter Text

68. betont, dass die freie 
Meinungsäußerung und die 
Unabhängigkeit und Vielfalt der Medien 
unerlässliche Elemente einer nachhaltigen 
Demokratie sind und die Einbeziehung der 
Zivilgesellschaft und die Stärkung der 
Bürger maximieren; fordert daher eine 
größere Unterstützung in den Bereichen 
der Förderung der Medienfreiheit, dem 
Schutz von unabhängigen Journalisten, der 
Verkleinerung der digitalen Kluft und der 
Erleichterung des Zugriffs auf das Internet;

68. betont, dass die freie 
Meinungsäußerung und die 
Unabhängigkeit – sowohl offline als auch 
online – und Vielfalt der Medien 
unerlässliche Elemente einer nachhaltigen 
Demokratie sind und die Einbeziehung der 
Zivilgesellschaft und die Stärkung der 
Bürger maximieren und somit für die 
Sicherstellung von Transparenz und 
Rechenschaftspflicht im öffentlichen 
Leben unerlässlich sind; fordert eine 
größere Unterstützung in den Bereichen 
der Förderung der Medienfreiheit, dem 
Schutz von unabhängigen Journalisten und 
Bloggern, der Verkleinerung der digitalen 
Kluft und der Erleichterung des 
uneingeschränkten Zugriffs auf
Informationen und die Kommunikation 
sowie unzensierten Zugriff auf das 
Internet (digitale Freiheit);

Or. en
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Änderungsantrag 285
Tunne Kelam

Entschließungsantrag
Ziffer 68 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

68a. fordert den Rat und die Kommission 
dazu auf, in Beitrittsverhandlungen, 
Menschenrechtsdialoge und jedweden 
Kontakt in Bezug auf Menschenrechte die 
Forderung nach einem Ende von 
Hassreden in den Medien, wie sie
beispielsweise in den öffentlichen Medien 
der Türkei gegen Christen geduldet 
werden, aufzunehmen;

Or. en

Änderungsantrag 286
Marietje Schaake, Edward McMillan-Scott, Leonidas Donskis, Sarah Ludford

Entschließungsantrag
Ziffer 69

Entschließungsantrag Geänderter Text

69. weist darauf hin, dass das Internet eines 
der wichtigsten Mittel geworden ist, über 
das Personen ihr Recht auf 
Meinungsfreiheit und freie 
Meinungsäußerung ausüben können, und 
dass es eine wichtige Rolle bei der 
Förderung von Menschenrechten, 
demokratischer Beteiligung, 
Rechenschaftspflicht und wirtschaftlicher 
Entwicklung gespielt hat;

69. weist darauf hin, dass das Internet eines 
der wichtigsten Mittel geworden ist, über 
das Personen ihr Recht auf 
Meinungsfreiheit und freie 
Meinungsäußerung ausüben können, und 
dass es eine wichtige Rolle bei der 
Förderung von Menschenrechten, 
demokratischer Beteiligung, 
Rechenschaftspflicht und wirtschaftlicher 
Entwicklung gespielt hat; stellt allerdings 
fest, dass IKT auch missbraucht werden 
können, um Menschenrechte und 
Grundfreiheiten zu verletzen;

Or. en
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Änderungsantrag 287
Helmut Scholz

Entschließungsantrag
Ziffer 69

Entschließungsantrag Geänderter Text

69. weist darauf hin, dass das Internet eines 
der wichtigsten Mittel geworden ist, über 
das Personen ihr Recht auf 
Meinungsfreiheit und freie 
Meinungsäußerung ausüben können, und 
dass es eine wichtige Rolle bei der 
Förderung von Menschenrechten, 
demokratischer Beteiligung, 
Rechenschaftspflicht und wirtschaftlicher 
Entwicklung gespielt hat;

69. weist darauf hin, dass das Internet eines 
der wichtigsten Mittel geworden ist, über 
das Personen ihr Recht auf 
Meinungsfreiheit und freie 
Meinungsäußerung ausüben können, und 
dass es eine wichtige Rolle bei der 
Förderung von Menschenrechten, 
demokratischer Beteiligung, 
Rechenschaftspflicht, wirtschaftlicher 
Entwicklung und Entstehung neuer 
Formen von Öffentlichkeit gespielt hat;
setzt sich für konkrete EU-Verordnungen 
sowie Vereinbarungen mit Drittstaaten 
ein, die den Zugang zu Kommunikation 
und Information mittels Zensur, 
Netzsperren oder durch die Unterordnung 
der Informationsfreiheit unter 
Geschäftsinteressen beschränken;

Or. de

Änderungsantrag 288
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 69

Entschließungsantrag Geänderter Text

69. weist darauf hin, dass das Internet eines 
der wichtigsten Mittel geworden ist, über 
das Personen ihr Recht auf 
Meinungsfreiheit und freie 
Meinungsäußerung ausüben können, und 
dass es eine wichtige Rolle bei der 
Förderung von Menschenrechten, 

69. weist darauf hin, dass das Internet eines 
der wichtigsten Mittel geworden ist, über 
das Personen ihr Recht auf 
Meinungsfreiheit und freie 
Meinungsäußerung ausüben können, und 
dass es eine wichtige Rolle bei der 
Förderung von Menschenrechten, 
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demokratischer Beteiligung, 
Rechenschaftspflicht und wirtschaftlicher 
Entwicklung gespielt hat;

demokratischer Beteiligung, 
Rechenschaftspflicht und wirtschaftlicher 
Entwicklung gespielt hat; weist gleichzeitig 
darauf hin, dass die Menschenwürde in 
keinem Fall verletzt werden darf, und 
verurteilt auch jegliche sonstige 
Diskriminierung in sozialen 
Netzwerkmedien;

Or. el

Änderungsantrag 289
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 69

Entschließungsantrag Geänderter Text

69. weist darauf hin, dass das Internet eines 
der wichtigsten Mittel geworden ist, über 
das Personen ihr Recht auf 
Meinungsfreiheit und freie 
Meinungsäußerung ausüben können, und 
dass es eine wichtige Rolle bei der 
Förderung von Menschenrechten, 
demokratischer Beteiligung, 
Rechenschaftspflicht und wirtschaftlicher 
Entwicklung gespielt hat;

69. weist darauf hin, dass das Internet eines 
der wichtigsten Mittel geworden ist, über 
das Personen ihr Recht auf 
Meinungsfreiheit und freie 
Meinungsäußerung ausüben können, und 
dass es eine wichtige Rolle bei der 
Förderung von Menschenrechten, 
demokratischer Beteiligung, 
Rechenschaftspflicht und wirtschaftlicher 
Entwicklung gespielt hat, wobei zu 
berücksichtigen ist, dass nicht alle Teile 
der Gesellschaft, insbesondere ältere 
Menschen und die ländliche Bevölkerung, 
Zugang zum Internet haben;

Or. en

Änderungsantrag 290
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Ziffer 69
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Entschließungsantrag Geänderter Text

69. weist darauf hin, dass das Internet eines 
der wichtigsten Mittel geworden ist, über 
das Personen ihr Recht auf 
Meinungsfreiheit und freie 
Meinungsäußerung ausüben können, und 
dass es eine wichtige Rolle bei der 
Förderung von Menschenrechten, 
demokratischer Beteiligung, 
Rechenschaftspflicht und wirtschaftlicher 
Entwicklung gespielt hat;

69. weist darauf hin, dass das Internet eines 
der wichtigsten Mittel geworden ist, über 
das Personen ihr Recht auf 
Meinungsfreiheit und freie 
Meinungsäußerung ausüben können, und 
dass es eine wichtige Rolle bei der 
Förderung von Menschenrechten, 
demokratischer Beteiligung, 
Rechenschaftspflicht und wirtschaftlicher 
Entwicklung gespielt hat; begrüßt das 
Potenzial, das das Internet und die 
sozialen Netzwerke beim Ablauf des 
Arabischen Frühlings gezeigt haben; 
fordert eine stärkere Beobachtung der 
Nutzung des Internet und der neuen 
Technologien in autokratischen Regimes, 
die diese einzuschränken versuchen;

Or. es

Änderungsantrag 291
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 70

Entschließungsantrag Geänderter Text

70.  begrüßt die Initiative der Kommission 
zur „No Disconnection Strategy“; lädt die 
Kommission dazu ein, einen Vorschlag zur 
Regulierung des Exports von Produkten 
und Dienstleistungen einzureichen, die auf 
die Sperrung von Webseiten, Filterung von 
Suchergebnissen und Einschüchterung von 
Internetnutzern einschließlich 
Menschenrechtsaktivisten abzielen; glaubt, 
dass Telekommunikations- und 
Internetdienstanbieter Lehren aus in der 
Vergangenheit begangenen Fehlern ziehen 
müssen, wie etwa Vodafones 
Entscheidung, in den letzten Wochen des 
Mubarak-Regimes den Forderungen 

70. begrüßt die Initiative der Kommission 
zur „No Disconnection Strategy“; lädt die 
Kommission dazu ein, spätestens im 
Januar 2013 einen Vorschlag zur 
Regulierung des Exports von Produkten 
und Dienstleistungen einzureichen, die auf 
die Sperrung von Webseiten, Filterung von 
Suchergebnissen und Einschüchterung von 
Internetnutzern einschließlich 
Menschenrechtsaktivisten abzielen; glaubt, 
dass Telekommunikations- und 
Internetdienstanbieter Lehren aus in der 
Vergangenheit begangenen Fehlern ziehen 
müssen, wie etwa Vodafones 
Entscheidung, in den letzten Wochen des 
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ägyptischer Behörden nach Einstellung der 
Dienste und Verbreitung von 
Regierungspropaganda nachzugeben;

Mubarak-Regimes den Forderungen 
ägyptischer Behörden nach Einstellung der 
Dienste, Verbreitung von 
Regierungspropaganda und Beobachtung 
der Mitglieder der Opposition und der 
Bevölkerung im Allgemeinen 
nachzugeben, was auch für die 
Gesellschaften anderer Mitgliedstaaten 
gilt, die Informations- und 
Telekommunikationstechnologien an 
andere Drittstaaten wie Libyen, Tunesien 
usw. vertrieben haben;

Or. fr

Änderungsantrag 292
Marietje Schaake, Edward McMillan-Scott, Leonidas Donskis, Sarah Ludford

Entschließungsantrag
Ziffer 70

Entschließungsantrag Geänderter Text

70. begrüßt die Initiative der Kommission 
zur „No Disconnection Strategy“; lädt die 
Kommission dazu ein, einen Vorschlag
zur Regulierung des Exports von 
Produkten und Dienstleistungen 
einzureichen, die auf die Sperrung von 
Webseiten, Filterung von Suchergebnissen 
und Einschüchterung von Internetnutzern 
einschließlich Menschenrechtsaktivisten 
abzielen; glaubt, dass 
Telekommunikations- und 
Internetdienstanbieter Lehren aus in der 
Vergangenheit begangenen Fehlern ziehen 
müssen, wie etwa Vodafones 
Entscheidung, in den letzten Wochen des 
Mubarak-Regimes den Forderungen 
ägyptischer Behörden nach Einstellung 
der Dienste und Verbreitung von 
Regierungspropaganda nachzugeben;

70. begrüßt die Initiative der Kommission 
zur „No Disconnection Strategy“; lädt die 
Kommission dazu ein, intelligente 
Gesetzesvorlagen, einschließlich erhöhter 
Transparenz und Rechenschaftspflicht 
für die (in der) EU (niedergelassenen) 
Unternehmen einzureichen, um die 
Überwachung des Exports von Produkten 
und Dienstleistungen zu verbessern, die 
auf die Sperrung von Webseiten, die 
Massenüberwachung, die Überwachung 
des gesamten Internetverkehrs und aller 
(mobilen) Kommunikationen, die 
Abhörung und Transkription privater 
Gespräche, die Filterung von 
Suchergebnissen und Einschüchterung von 
Internetnutzern einschließlich 
Menschenrechtsaktivisten abzielen, aber 
auch speziell dafür angefertigt werden;
glaubt, dass Telekommunikations- und 
Internetdienstanbieter sowie 
Softwarehersteller Lehren aus in der 
Vergangenheit begangenen Fehlern ziehen 
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müssen und mit politischen
Entscheidungsträgern, 
Nichtregierungsorganisationen und 
Aktivisten in einen offenen Dialog treten 
sollten, um Mindeststandards für 
Folgenabschätzungen in Bezug auf 
Menschenrechte und erhöhte Transparenz 
festzulegen;

Or. en

Änderungsantrag 293
Marietje Schaake, Edward McMillan-Scott, Sarah Ludford

Entschließungsantrag
Ziffer 71

Entschließungsantrag Geänderter Text

71. erachtet die Entscheidung von Google, 
seine Geschäftstätigkeit in China zu 
überprüfen als positives Beispiel für die 
schwierigen Entscheidungen, die IKT-
Unternehmen treffen müssen, wenn die 
Menschenrechte, insbesondere die freie 
Meinungsäußerung und das Recht auf 
Privatsphäre, gefährdet sind; lädt IKT-
Unternehmen dazu ein, infolge des 
arabischen Frühlings 
Risikobewertungsverfahren zu den 
Menschenrechten in ihre 
Unternehmensstrategien zu integrieren;

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 294
Marietje Schaake, Edward McMillan-Scott, Leonidas Donskis, Sarah Ludford

Entschließungsantrag
Ziffer 71 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

71a. begrüßt die Aufnahme eines 
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Exportverbots für Technologien und 
Dienstleistungen in die restriktiven 
Maßnahmen der EU gegen die 
Regierungsbehörden in Syrien; stellt fest, 
dass dieses Verbot zu einem Präzedenzfall 
für zukünftig restriktive Maßnahmen 
gegen andere repressive Regime, 
insbesondere gegen Iran, werden sollte; 
stellt allerdings fest, dass die EU-Politik 
genau sein sollte, um Wirkung zu zeigen 
und Menschenrechtsaktivisten nicht zu 
schaden;

Or. en

Änderungsantrag 295
Marietje Schaake, Edward McMillan-Scott, Leonidas Donskis, Sarah Ludford

Entschließungsantrag
Ziffer 72

Entschließungsantrag Geänderter Text

72. weist darauf hin, dass die neuen 
Technologien es Zeugen und 
Menschenrechtsaktivisten ebenfalls 
ermöglichen, Informationen zu sammeln, 
die später verwendet werden können, um 
Gerechtigkeit für die Opfer zu schaffen; 
ruft die EU dazu auf, mit der Global 
Network Initiative zu arbeiten, um die 
Entwicklung und Verbreitung von digitalen 
Sicherheitstechnologien zu unterstützen, 
die Menschenrechtsaktivisten durch sichere 
Datenerfassungs-, Verschlüsselungs- und 
Speichermechanismen für derart sensible 
Daten und die Verwendung der „Cloud“-
Technologie zu stärken, um 
sicherzustellen, dass derartiges Material 
nicht entdeckt und gelöscht werden kann; 
ruft insbesondere die Kommission dazu 
auf, die Entwicklung von Open-Source-
Technologien, wie entwickelt vom Martus 
Project, das vom US-Außenministerium 
unterstützt wird, zu prüfen und zu 

72. weist darauf hin, dass die neuen 
Technologien es Zeugen und 
Menschenrechtsaktivisten ebenfalls 
ermöglichen, Informationen zu sammeln 
und die Dokumentation von 
Menschenrechtsverletzungen 
weiterzugeben, die später verwendet 
werden können, um Gerechtigkeit für die 
Opfer zu schaffen; begrüßt die von 
zahlreichen Interessenträgern 
mitgetragenen Initiativen und 
Verhaltenskodizes wie beispielsweise die 
Global Network Initiative; stellt allerdings 
fest, dass die demokratische Kontrolle und 
die Verteidigung und Förderung der 
Grundrechte zentrale Aufgaben einer 
Regierung sind; ruft die Kommission dazu 
auf, die Entwicklung und Verbreitung von 
digitalen Sicherheitstechnologien zu 
unterstützen, die Menschenrechtsaktivisten 
durch sichere Datenerfassungs-, 
Verschlüsselungs- und 
Speichermechanismen für derart sensible 
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unterstützen; Daten und die Verwendung der „Cloud“-
Technologie zu stärken, um 
sicherzustellen, dass derartiges Material 
nicht entdeckt und gelöscht werden kann;

Or. en

Änderungsantrag 296
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 72 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

72a. ist hinsichtlich zahlreicher und 
wiederholt verzeichneter Verletzungen im 
Bereich des Privatlebens und des Schutzes 
personenbezogener Daten im Rahmen der
Bekämpfung des Terrorismus stark 
beunruhigt; verurteilt vor allem die neuen 
Einschüchterungsversuche durch die 
Vereinigten Staaten im Rahmen 
internationaler Verhandlungen und die 
erfolgten Erpressungsversuche von 
Telefondienstleitern durch bestimmte 
Staaten dahingehend, die 
Sicherheitsmaßnahmen (Blockieren des 
Internetzugangs und des Zugangs zu 
bestimmten Dienstleistungen) und den
Datenschutz bei ihren Dienstleistungen zu 
ändern; verurteilt den Abschluss von 
PNR-Abkommen der EU mit Drittstaaten, 
die nicht den staatlichen sowie EU-
Bestimmungen zum Schutz 
personenbezogener Daten entsprechen; 
bedauert das Aufrechterhalten von 
Bestimmungen im Recht der Vereinigten 
Staaten von Amerika, die jegliche 
Möglichkeit des Einlegens von 
Rechtsmitteln durch Staatsangehörige 
von Drittländern vor den Gerichten dieses 
Landes untersagen;

Or. fr
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Änderungsantrag 297
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 72 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

72b. bedauert, dass die internationale 
Gemeinschaft weiterhin keine 
Verhandlungen für den Abschluss eines 
internationalen Übereinkommens über 
den Schutz personenbezogener Daten 
eröffnet hat, wobei Konvention 108 des 
Europarats als Modell dienen kann, und 
fordert die Kommission dazu auf, die 
Datenschutzbeauftragten der Länder und 
die zuständigen europäischen Organe zu 
ersuchen, in Zusammenarbeit mit ihren 
internationalen Amtskollegen an der 
Ausarbeitung eines solchen Rahmens zu 
arbeiten;

Or. fr

Änderungsantrag 298
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 72 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

72c. verurteilt die Annahme des ACTA-
Abkommens, das unter dem Vorwand, die  
Produktpiraterie zu bekämpfen und die 
Rechte des geistigen Eigentums zu 
schützen, was erforderlich und legitim ist, 
allerdings angesichts der im Hinblick auf 
Wahl- und Meinungsfreiheit notwendigen 
Einschränkungen, schwerwiegende 
Bedrohungen unter anderem hinsichtlich 
der Neutralität des Internet, des Zugangs
zu sicheren, hochwertigen Medikamenten 



AM\891547DE.doc 195/216 PE480.864v01-00

DE

zu erschwinglichen Preisen sowie zu 
Generika usw. in sich birgt;

Or. fr

Änderungsantrag 299
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 73 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

73a. fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten auf, dafür Sorge zu 
tragen, dass sich Unternehmen, die dem 
einzelstaatlichen Recht bzw. dem EU-
Recht unterliegen, nicht über die 
Einhaltung der Menschenrechte sowie 
gesellschaftliche, gesundheits- und 
umweltrelevante Normen hinwegsetzen, 
die ihnen auferlegt werden, wenn sie sich 
in einem Drittstaat niederlassen oder in 
diesem ihren Geschäftstätigkeiten 
nachgehen;

Or. fr

Änderungsantrag 300
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 73 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

73a. erinnert ferner daran, dass die 
Unterstützung der Menschenrechte und 
der Demokratie eng an die Förderung von 
Transparenz und verantwortungsvoller 
Regierungsführung geknüpft ist; ist in 
dieser Hinsicht der Meinung, dass 
Steueroasen und Offshore-
Rechtsordnungen der Bekämpfung von 
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Korruption und politischer 
Rechenschaftspflicht in 
Entwicklungsländern schaden; fordert, 
dass die EU die Ratifizierung und 
Umsetzung des VN-Übereinkommens 
gegen Korruption in der EU und weltweit 
im Rahmen der Unterstützung der EU für 
Programme zur verantwortungsvollen 
Regierungsführung in Drittländern 
unterstützt;

Or. en

Änderungsantrag 301
Andrzej Grzyb

Entschließungsantrag
Ziffer 74

Entschließungsantrag Geänderter Text

74. lobt die EU dafür, dass sie die 
Entwicklung der Leitprinzipien der 
Vereinten Nationen für Unternehmen und 
Menschenrechte unterstützt hat und diese 
im Menschenrechtsrat einstimmig 
angenommen wurden; begrüßt das 
Gründungstreffen der Arbeitsgruppe zu 
Unternehmen und Menschenrechte, das 
vom 16. – 20. Januar 2012 stattfand, und 
ruft die EU dazu auf, zum Mandat dieses 
Organs auch weiterhin beizutragen und 
dieses zu unterstützen;

74. lobt die EU dafür, dass sie die 
Entwicklung der Leitprinzipien der 
Vereinten Nationen für Unternehmen und 
Menschenrechte unterstützt hat und diese 
im Menschenrechtsrat einstimmig 
angenommen wurden; begrüßt das 
Gründungstreffen der Arbeitsgruppe zu 
Unternehmen und Menschenrechte, das 
vom 16. – 20. Januar 2012 stattfand, und 
ruft die EU dazu auf, zum Mandat dieses 
Organs auch weiterhin beizutragen und 
dieses zu unterstütze; betont die zentrale 
Rolle der staatlichen Einrichtungen zum 
Schutz der Menschenrechte und die 
Zusammenarbeit dieser Organe in der EU 
und den Nachbarstaaten beim 
Vorantreiben der Umsetzung der 
Leitlinien der Vereinten Nationen zu
Menschenrechten und Unternehmen, wie 
sie unter anderem in der Resolution 17/4 
des VN-Menschenrechtsrats anerkannt 
werden; begrüßt die Initiative, die auf die 
Übertragung bewährter Verfahren, die 
Koordinierung und Anregung von 
Kooperation zwischen den staatlichen 
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Einrichtungen zum Schutz der 
Menschenrechte der EU und der 
Nachbarstaaten abzielt, wie beispielsweise 
das Programm zur Zusammenarbeit 
zwischen Bürgerbeauftragten aus 
Ländern der Östlichen Partnerschaft 
2009-2013, die gemeinsam von den 
polnischen und den französischen 
Bürgerbeauftragten eingerichtet wurde, 
in der Absicht die Leistungsfähigkeit der 
Büros der Bürgerbeauftragten, der 
Regierungsbehörden und der 
Nichtregierungsorganisationen in den 
Ländern der Östlichen Partnerschaft zu 
verbessern, um die individuellen Rechte 
zu schützen und die demokratischen 
Staaten auf Grundlage der
Rechtsstaatlichkeit aufzubauen; betont, 
dass solche Maßnahmen innerhalb der 
EU koordiniert werden müssen und dass 
die Organe und Einrichtungen der EU 
sich auf die diesbezüglich gewonnene 
Erfahrung stützen müssen;

Or. en

Änderungsantrag 302
Helmut Scholz

Entschließungsantrag
Ziffer 75

Entschließungsantrag Geänderter Text

75. begrüßt die Selbstverpflichtung der EU, 
2012 mit Unternehmen und Akteuren zu 
arbeiten, um basierend auf den 
Leitprinzipien der Vereinten Nationen 
Menschenrechtsleitlinien für 
Industriezweige und KMU auszuarbeiten; 
ruft die Kommission dazu auf, ihre 
Verpflichtung voranzutreiben, bis 
Ende 2012 einen Bericht über die EU-
Prioritäten bei der Umsetzung der 
Prinzipien zu veröffentlichen und 
nachfolgend regelmäßige 

75. begrüßt die Selbstverpflichtung der EU, 
2012 mit Unternehmen und Akteuren zu 
arbeiten, um basierend auf den 
Leitprinzipien der Vereinten Nationen 
Menschenrechtsleitlinien für 
Industriezweige und KMU auszuarbeiten; 
betont die Wichtigkeit der Einbeziehung 
von Subunternehmen und 
Zulieferbetrieben; ruft die Kommission 
dazu auf, ihre Verpflichtung 
voranzutreiben, bis Ende 2012 einen 
Bericht über die EU-Prioritäten bei der 
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Fortschrittsberichte herauszugeben; dringt 
darauf, dass alle europäischen 
Unternehmen ihrer Verantwortung zum 
Schutz der Menschenrechte, wie in den 
Leitprinzipien der Vereinten Nationen 
dargelegt, gerecht werden sollen; fordert 
die EU-Mitgliedstaaten dazu auf, bis 
Ende 2012 nationale Pläne für deren 
Umsetzung zu entwickeln;

Umsetzung der Prinzipien zu 
veröffentlichen und nachfolgend 
regelmäßige Fortschrittsberichte 
herauszugeben; dringt darauf, dass für alle 
europäischen Unternehmen deren
Verantwortung zum Schutz der 
Menschenrechte, wie in den Leitprinzipien 
der Vereinten Nationen dargelegt, 
gesetzlich verbindlich wird; fordert die 
EU-Mitgliedstaaten dazu auf, bis 
Ende 2012 nationale Pläne für deren 
Umsetzung zu entwickeln;

Or. de

Änderungsantrag 303
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Ziffer 76

Entschließungsantrag Geänderter Text

76. glaubt, dass die Offenlegung sozialer 
und ökologischer Informationen 
einschließlich der 
Menschenrechtsdimension durch große 
Unternehmen entscheidend für
Transparenz ist; begrüßt das Ziel des 
Internationalen Rats für Integrierte 
Berichterstattung (IIRC), einen weltweit 
anerkannten integrierten Rahmen für die 
Berichterstattung zu entwickeln;

76. glaubt, dass die Offenlegung sozialer 
und ökologischer Informationen 
einschließlich der 
Menschenrechtsdimension durch große 
Unternehmen der Transparenz helfen 
könnte; begrüßt das Ziel des 
Internationalen Rats für Integrierte 
Berichterstattung (IIRC), einen weltweit 
anerkannten integrierten Rahmen für die 
Berichterstattung zu entwickeln; ist 
zugleich weiterhin besorgt, dass die 
Offenlegung dieser Informationen sich 
auf die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen in der EU auswirken 
könnte, während ausländische 
Unternehmen nicht den gleichen 
Verfahren unterliegen würden;

Or. en
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Änderungsantrag 304
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 76

Entschließungsantrag Geänderter Text

76. glaubt, dass die Offenlegung sozialer 
und ökologischer Informationen 
einschließlich der 
Menschenrechtsdimension durch große 
Unternehmen entscheidend für 
Transparenz ist; begrüßt das Ziel des 
Internationalen Rats für Integrierte 
Berichterstattung (IIRC), einen weltweit 
anerkannten integrierten Rahmen für die 
Berichterstattung zu entwickeln;

76. glaubt, dass die Offenlegung sozialer 
und ökologischer Informationen 
einschließlich der 
Menschenrechtsdimension durch große 
Unternehmen entscheidend für ihre 
Transparenz und Effizienz ist; begrüßt das 
Ziel des Internationalen Rats für Integrierte 
Berichterstattung (IIRC), einen weltweit 
anerkannten integrierten Rahmen für die 
Berichterstattung zu entwickeln;

Or. el

Änderungsantrag 305
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 76 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

76a. ist der Ansicht, dass die natürlichen 
Ressourcen für das Leben erforderlich 
sind und gemeinsamen Nutzen bieten, die 
deren Betrachtung als Gemeingüter der 
Menschheit zulassen; beobachtet jedoch, 
dass viele Bevölkerungsgruppen vor Ort 
weiterhin keinen Zugang zu diesen 
Ressourcen haben oder Schwierigkeiten 
dabei haben, eine Entlohnung für die
Dienste zu erlangen, zu deren 
Bereitstellung sie beitragen; betont 
infolgedessen, wie wichtig es ist, 
Instrumente einzurichten, mit denen 
Ungleichheiten beim Zugang zu 
natürlichen Ressourcen erfasst werden 
können;
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Or. fr

Änderungsantrag 306
Anna Záborská

Entschließungsantrag
Zwischenüberschrift 20 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Extreme Armut und Menschenrechte

Or. fr

Änderungsantrag 307
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 78 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

78a. unterstützt die Aufnahme von 
zunehmend mehr Frauen in die 
Vorstände und Aufsichtsräte nationaler, 
europäischer und internationaler 
Unternehmen;

Or. el

Änderungsantrag 308
Anna Záborská

Entschließungsantrag
Ziffer 78 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

78a. betont die Notwendigkeit, im 
Zusammenhang mit der Bekämpfung 
extremer Armut einen Grundsatzkatalog 
über die Anwendung von Normen und 
Kriterien zu den Menschenrechten zu 
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entwickeln (Tabelle);

Or. fr

Änderungsantrag 309
Anna Záborská

Entschließungsantrag
Ziffer 78 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

78b. hebt besorgt hervor, dass bestimmte 
Faktoren die Anfälligkeit für extreme 
Armut verstärken, darunter 
Gesundheitsprobleme von Mutter und 
Kind, Probleme der geistigen Gesundheit, 
Verschuldung, Drogenabhängigkeit, 
Gesundheitsschädlichkeit von 
Wohnräumen, Staatenlosigkeit und 
Binnenvertreibung;

Or. fr

Änderungsantrag 310
Anna Záborská

Entschließungsantrag
Ziffer 78 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

78c. begrüßt, dass die Leitlinien zu 
extremer Armut und Menschenrechten 
auf der Interdependenz und Unteilbarkeit 
sämtlicher Menschenrechte sowie den 
Beteiligungs- und 
Mitgestaltungsgrundsätzen von Menschen 
in extremer Armut begründet sind; 
besteht auf der Untrennbarkeit von 
extremer Armut und Menschenrechten, 
da einerseits in extremer Armut lebende 
Menschen häufig gleichzeitig ihrer 
bürgerlichen, politischen, 
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wirtschaftlichen und sozialen 
Menschenrechte beraubt werden, 
andererseits ein Ansatz zur Bekämpfung 
extremer Armut, der auf den 
Menschenrechten fußt, für das Verstehen 
und das Bekämpfen dieser Armut von 
grundlegender Bedeutung ist; fordert den 
Rat dazu auf, diesen Ansatz im 
Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten 
Nationen zu unterstützen;

Or. fr

Änderungsantrag 311
Anna Záborská

Entschließungsantrag
Ziffer 78 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

78d. dankt dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen dafür, anlässlich 
seines offiziellen Besuchs im 
Europäischen Parlament in Straßburg 
eine Delegation Jugendlicher der 
Bewegung ATD Vierte Welt empfangen 
zu haben; betont, dass der Dialog 
zwischen Bürgern in extremer Armut 
sowie internationalen Institutionen 
wichtig ist, um die Wirksamkeit der 
öffentlichen Politik im Bereich der 
Menschenrechte zu gewährleisten;

Or. fr

Änderungsantrag 312
Anna Záborská

Entschließungsantrag
Ziffer 78 e (neu)
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Entschließungsantrag Geänderter Text

78e. erinnert an das Leitmotiv des Tags 
zur Bekämpfung der Armut der Vereinten 
Nationen (17. Oktober): „Wo immer 
Menschen dazu verurteilt sind, im Elend 
zu leben, werden die Menschenrechte 
verletzt. Sich mit vereinten Kräften für 
ihre Achtung einzusetzen, ist heilige 
Pflicht.“; bekräftigt erneut, dass das 
Bestehen allgemeiner extremer Armut die 
umfassende Geltung sowie die 
tatsächliche Ausübung von 
Menschenrechten behindert und dass die 
internationale Gemeinschaft der 
umgehenden Linderung von Armut sowie 
in der Folge ihrer endgültigen 
Beseitigung weiterhin Priorität 
einräumen muss;

Or. fr

Änderungsantrag 313
Leonidas Donskis

Entschließungsantrag
Ziffer 79

Entschließungsantrag Geänderter Text

79. bekräftigt seinen Aufruf an den Rat und 
die Kommission, die Entschließungen und 
andere Mitteilungen des Parlaments 
systematisch aufzugreifen, und auf 
sachliche Weise darauf einzugehen;

79. bekräftigt seinen Aufruf an den Rat und 
die Kommission, die Entschließungen und 
andere Mitteilungen des Parlaments 
systematisch aufzugreifen, und auf 
sachliche Weise darauf einzugehen;
schlägt vor, dass das Parlament die 
Einrichtung eines systematischen 
Mechanismus in Betracht zieht, um eine 
effektivere und konkrete 
Weiterbehandlung seiner Beschlüsse 
sicherzustellen;

Or. en
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Änderungsantrag 314
Leonidas Donskis, Marietje Schaake, Charles Goerens, Metin Kazak, Kristiina Ojuland, 
Sarah Ludford

Entschließungsantrag
Ziffer 80

Entschließungsantrag Geänderter Text

80. erkennt die Notwenigkeit, die 
Menschenrechtsbelange noch mehr in die 
Arbeit aller parlamentarischen Ausschüsse 
und Delegationen einzubeziehen, die sich 
mit Außenbeziehungen beschäftigen; 
empfiehlt, dass die Mitglieder des 
Europäischen Parlaments auf Dienstreisen 
in Drittländer systematisch mit 
Menschenrechtsaktivisten in Kontakt 
treten, um Letzteren mehr Sichtbarkeit zu 
bieten; begrüßt die Entscheidung, die 
verfügbaren Ressourcen für den 
Unterausschuss für Menschenrechte zu 
erhöhen, um ihm vor dem Hintergrund der 
Änderungen durch den Vertrag von 
Lissabon angemessene Mittel zur 
Verfügung zu stellen;

80. erkennt die Notwenigkeit, die 
Menschenrechtsbelange noch mehr in die 
Arbeit aller parlamentarischen Ausschüsse 
und Delegationen einzubeziehen, die sich 
mit Außenbeziehungen beschäftigen; 
empfiehlt, dass die Mitglieder des 
Europäischen Parlaments auf Dienstreisen 
in Drittländer, einschließlich, soweit 
möglich, mit inhaftierten Aktivisten, 
systematisch mit Menschenrechtsaktivisten 
in Kontakt treten, um Letzteren mehr 
Sichtbarkeit zu bieten; begrüßt die 
Entscheidung, die verfügbaren Ressourcen 
für den Unterausschuss für 
Menschenrechte zu erhöhen, um ihm vor 
dem Hintergrund der Änderungen durch 
den Vertrag von Lissabon angemessene 
Mittel zur Verfügung zu stellen;

Or. en

Änderungsantrag 315
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Ziffer 80

Entschließungsantrag Geänderter Text

80. erkennt die Notwenigkeit, die 
Menschenrechtsbelange noch mehr in die 
Arbeit aller parlamentarischen Ausschüsse 
und Delegationen einzubeziehen, die sich 
mit Außenbeziehungen beschäftigen; 
empfiehlt, dass die Mitglieder des 
Europäischen Parlaments auf Dienstreisen 
in Drittländer systematisch mit 

80. erkennt die Notwenigkeit, die 
Menschenrechtsbelange durch Befolgen 
der Empfehlungen aus den Berichten der 
Ad-hoc-Arbeitsgruppen des Europäischen 
Parlaments noch mehr in die Arbeit aller 
parlamentarischen Ausschüsse und 
Delegationen einzubeziehen, die sich mit 
Außenbeziehungen beschäftigen; 
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Menschenrechtsaktivisten in Kontakt 
treten, um ihnen mehr Sichtbarkeit zu 
bieten; begrüßt die Entscheidung, die 
verfügbaren Ressourcen für den 
Unterausschuss für Menschenrechte zu 
erhöhen, um ihm vor dem Hintergrund der 
Änderungen durch den Vertrag von 
Lissabon angemessene Mittel zur 
Verfügung zu stellen;

empfiehlt, dass die Mitglieder des 
Europäischen Parlaments auf Dienstreisen 
in Drittländer systematisch mit 
Menschenrechtsaktivisten in Kontakt 
treten, um ihnen mehr Sichtbarkeit zu 
bieten; begrüßt die Entscheidung, die 
verfügbaren Ressourcen für den 
Unterausschuss für Menschenrechte zu 
erhöhen, um ihm vor dem Hintergrund der 
Änderungen durch den Vertrag von 
Lissabon angemessene Mittel zur 
Verfügung zu stellen;

Or. es

Änderungsantrag 316
Kinga Gál

Entschließungsantrag
Ziffer 81 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

81a. begrüßt das Engagement seitens des 
Europäischen Parlaments hinsichtlich der 
Aufwertung der Rolle des Sacharow-
Preises und der Stärkung des Sacharow-
Netzwerks durch die Ausrichtung von 
hochrangigen Konferenzen mit der 
Teilnahme ehemaliger Preisträger;

Or. en

Änderungsantrag 317
Anna Záborská, Carlo Casini, Othmar Karas

Entschließungsantrag
Zwischenüberschrift 21 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Menschenrechte, Religionsfreiheit und 
Verfolgung von Christen in der Welt
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Or. en

Änderungsantrag 318
Anna Záborská, Carlo Casini, Othmar Karas

Entschließungsantrag
Ziffer 81 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

81a. setzt sich weiterhin für die 
Verwirklichung der Religionsfreiheit in 
allen Teil der Welt als Teil verstärkter 
Bemühungen seitens der EU in ihrem 
bilateralen und multilateralen Handeln in 
Sachen Religionsfreiheit ein; ersucht
daher den Präsidenten sowie die Hohe
Vertreterin/Vizepräsidentin, über die 
ergriffenen Maßnahmen und konkreten 
Vorschläge Bericht zu erstatten, um das 
Handeln der EU in dieser Hinsicht weiter 
zu stärken;

Or. en

Änderungsantrag 319
Anna Záborská, Carlo Casini, Othmar Karas

Entschließungsantrag
Ziffer 81 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

81b. bringt seine tiefe Besorgnis über die 
erhöhte Anzahl von Vorfällen religiöser 
Intoleranz und Diskriminierung zum 
Ausdruck, die anhand der Gewalt und der 
Terrorhandlungen in verschiedenen 
Ländern gegen Christen und ihre 
Gotteshäuser deutlich werden, und 
verurteilt diese scharf; betont, dass kein 
Teil der Welt vom Übel religiöser 
Intoleranz frei ist;
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Or. en

Änderungsantrag 320
Anna Záborská, Carlo Casini, Othmar Karas

Entschließungsantrag
Ziffer 81 c (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

81c. ersucht die zuständigen
Einrichtungen, eng mit der US-
amerikanischen Kommission für 
Internationale Religionsfreiheit in 
bilateralen und multilateralen Foren –
z. B. dem VN-Menschenrechtsrat –
zusammenzuarbeiten;

Or. en

Änderungsantrag 321
Anna Záborská, Carlo Casini, Othmar Karas

Entschließungsantrag
Ziffer 81 d (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

81d. spricht sich gegen die Idee aus, dass 
es Gesetze oder VN-Resolutionen gegen 
die sogenannte „Diffamation der 
Religionen“ geben sollte, die eine 
Rechtfertigung für Regierungen bieten, 
die Religions- und Meinungsfreiheit 
einzuschränken; ersucht den Rat der EU 
und die Hohe Vertreterin/Vizepräsidentin, 
jedwede Vorstöße bei den Vereinten 
Nationen zur Durchsetzung des Konzepts 
der „Diffamierung von Religionen“ 
abzulehnen;

Or. en
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Änderungsantrag 322
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 82

Entschließungsantrag Geänderter Text

82. begrüßt die Prüfung der 
Menschenrechts- und 
Demokratisierungspolitik der EU, 
dargelegt in der Gemeinsamen Mitteilung 
vom 12. Dezember 2012, als positiven 
Überblick über das EU-Potenzial; ruft die 
EU-Mitgliedstaaten dazu auf, sich voll in 
den Prozess einzubringen und sein 
Ergebnis in ihren nationalen Maßnahmen 
sowie auf europäischer Ebene 
anzuwenden;;

82. begrüßt die Prüfung der 
Menschenrechts- und 
Demokratisierungspolitik der EU, 
dargelegt in der Gemeinsamen Mitteilung 
vom 12. Dezember 2011, als positiven 
Überblick über das EU-Potenzial; ruft die 
EU-Mitgliedstaaten dazu auf, sich voll in 
den Prozess einzubringen und sein 
Ergebnis in ihren nationalen Maßnahmen 
sowie auf europäischer Ebene 
anzuwenden;

Or. en

Änderungsantrag 323
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 84

Entschließungsantrag Geänderter Text

84. erkennt infolge des Arabischen 
Frühlings die Konzentration auf 
individuelle „Bottom-up“-Ansätze und die 
Notwendigkeit an, die Achtung der 
Menschenrechte in den Mittelpunkt der 
EU-Außenpolitik zu rücken; ist der 
Meinung, dass die EU aus Fehlern der 
Vergangenheit lernen muss, die sich 
anhand der Tatsache darlegen lassen, dass 
direkt nach Ausbruch des Bürgerkriegs in 
Libyen Verhandlungen über ein 
Rahmenabkommen mit Libyen im Gange 
waren, obwohl es Beweise für den Mord an 
1 200 Häftlingen im vorangehenden 
Jahrzehnt und für eine Litanei von Folter, 
gewaltsam verursachtem Verschwinden 

84. erkennt infolge des Arabischen 
Frühlings die Konzentration auf 
individuelle „Bottom-up“-Ansätze und die 
Notwendigkeit an, die Achtung der 
Menschenrechte in den Mittelpunkt der 
EU-Außenpolitik zu rücken; ist der 
Meinung, dass die EU aus Fehlern der 
Vergangenheit lernen muss, die sich 
anhand der Tatsache darlegen lassen, dass 
direkt nach Ausbruch des Bürgerkriegs in 
Libyen Verhandlungen über ein 
Rahmenabkommen sowie ein 
Rückübernahmeabkommen mit Libyen im 
Gange waren, obwohl es Beweise für den 
Mord an 1 200 Häftlingen im 
vorangehenden Jahrzehnt und für eine 
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und außergerichtlichen Hinrichtungen gab; Litanei von Folter, gewaltsam 
verursachtem Verschwinden und 
außergerichtlichen Hinrichtungen gab;

Or. fr

Änderungsantrag 324
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Ziffer 84

Entschließungsantrag Geänderter Text

84. erkennt infolge des Arabischen 
Frühlings die Konzentration auf 
individuelle „Bottom-up“-Ansätze und die 
Notwendigkeit an, die Achtung der 
Menschenrechte in den Mittelpunkt der 
EU-Außenpolitik zu rücken; ist der 
Meinung, dass die EU aus Fehlern der 
Vergangenheit lernen muss, die sich 
anhand der Tatsache darlegen lassen, 
dass direkt nach Ausbruch des 
Bürgerkriegs in Libyen Verhandlungen 
über ein Rahmenabkommen mit Libyen 
im Gange waren, obwohl es Beweise für 
den Mord an 1 200 Häftlingen im 
vorangehenden Jahrzehnt und für eine 
Litanei von Folter, gewaltsam 
verursachtem Verschwinden und 
außergerichtlichen Hinrichtungen gab;

84. erkennt infolge des Arabischen 
Frühlings die Konzentration auf 
individuelle „Bottom-up“-Ansätze und die 
Notwendigkeit an, die Achtung der 
Menschenrechte in den Mittelpunkt der 
EU-Außenpolitik zu rücken; ist der 
Meinung, dass die EU aus Fehlern der 
Vergangenheit lernen muss;

Or. en

Änderungsantrag 325
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, Eduard Kukan, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 84

Entschließungsantrag Geänderter Text

84. erkennt infolge des Arabischen 84. erkennt infolge des Arabischen 
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Frühlings die Konzentration auf 
individuelle „Bottom-up“-Ansätze und die 
Notwendigkeit an, die Achtung der 
Menschenrechte in den Mittelpunkt der 
EU-Außenpolitik zu rücken; ist der 
Meinung, dass die EU aus Fehlern der 
Vergangenheit lernen muss, die sich 
anhand der Tatsache darlegen lassen, dass 
direkt nach Ausbruch des Bürgerkriegs in 
Libyen Verhandlungen über ein 
Rahmenabkommen mit Libyen im Gange 
waren, obwohl es Beweise für den Mord an 
1 200 Häftlingen im vorangehenden 
Jahrzehnt und für eine Litanei von Folter, 
gewaltsam verursachtem Verschwinden 
und außergerichtlichen Hinrichtungen gab;

Frühlings die Konzentration auf 
individuelle „Bottom-up“-Ansätze und die 
Notwendigkeit an, die Achtung der 
Menschenrechte in den Mittelpunkt der 
EU-Außenpolitik zu rücken; betont daher, 
dass die EU die Regierungen, Parlamente 
und Zivilgesellschaften im Prozess der 
Wahrung und Überwachung der 
Menschenrechte unterstützen und mit
einbeziehen muss; ist der Meinung, dass 
die EU aus Fehlern der Vergangenheit 
lernen muss, die sich anhand der Tatsache 
darlegen lassen, dass direkt nach Ausbruch 
des Bürgerkriegs in Libyen Verhandlungen 
über ein Rahmenabkommen mit Libyen im 
Gange waren, obwohl es Beweise für den 
Mord an 1 200 Häftlingen im 
vorangehenden Jahrzehnt und für eine 
Litanei von Folter, gewaltsam 
verursachtem Verschwinden und 
außergerichtlichen Hinrichtungen gab;

Or. en

Änderungsantrag 326
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 84

Entschließungsantrag Geänderter Text

84. erkennt infolge des Arabischen 
Frühlings die Konzentration auf 
individuelle „Bottom-up“-Ansätze und die 
Notwendigkeit an, die Achtung der 
Menschenrechte in den Mittelpunkt der 
EU-Außenpolitik zu rücken; ist der 
Meinung, dass die EU aus Fehlern der 
Vergangenheit lernen muss, die sich 
anhand der Tatsache darlegen lassen, dass 
direkt nach Ausbruch des Bürgerkriegs in 
Libyen Verhandlungen über ein 
Rahmenabkommen mit Libyen im Gange 
waren, obwohl es Beweise für den Mord an 
1 200 Häftlingen im vorangehenden 

84. erkennt infolge des Arabischen 
Frühlings die Konzentration auf 
individuelle „Bottom-up“-Ansätze und die 
Notwendigkeit an, die Achtung der 
Menschenrechte in den Mittelpunkt der 
EU-Außenpolitik zu rücken; ist der 
Meinung, dass die EU aus Fehlern der 
Vergangenheit lernen muss, die sich 
anhand der Tatsache darlegen lassen, dass 
direkt nach Ausbruch des Bürgerkriegs in 
Libyen Verhandlungen über ein 
Rahmenabkommen mit Libyen im Gange 
waren, obwohl es Beweise für den Mord an 
1 200 Häftlingen im vorangehenden 
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Jahrzehnt und für eine Litanei von Folter, 
gewaltsam verursachtem Verschwinden 
und außergerichtlichen Hinrichtungen gab;

Jahrzehnt und für eine Litanei von Folter, 
gewaltsam verursachtem Verschwinden 
und außergerichtlichen Hinrichtungen gab;
bekräftigt, dass sich die Partnerschaft der 
EU in Demokratisierungsprozessen und 
in Bezug auf den wirtschaftlichen 
Wohlstand im Süden parallel zu ihrem 
Engagement in der Östlichen 
Nachbarschaft entfalten muss;

Or. en

Änderungsantrag 327
Andrzej Grzyb, Elisabeth Jeggle, László Tőkés

Entschließungsantrag
Ziffer 84

Entschließungsantrag Geänderter Text

84. erkennt infolge des Arabischen 
Frühlings die Konzentration auf 
individuelle „Bottom-up“-Ansätze und die 
Notwendigkeit an, die Achtung der 
Menschenrechte in den Mittelpunkt der 
EU-Außenpolitik zu rücken; ist der 
Meinung, dass die EU aus Fehlern der 
Vergangenheit lernen muss, die sich 
anhand der Tatsache darlegen lassen, dass 
direkt nach Ausbruch des Bürgerkriegs in 
Libyen Verhandlungen über ein 
Rahmenabkommen mit Libyen im Gange 
waren, obwohl es Beweise für den Mord an 
1 200 Häftlingen im vorangehenden 
Jahrzehnt und für eine Litanei von Folter, 
gewaltsam verursachtem Verschwinden 
und außergerichtlichen Hinrichtungen gab;

84. erkennt infolge des Arabischen 
Frühlings die Konzentration auf 
individuelle „Bottom-up“-Ansätze und die 
Notwendigkeit an, die Achtung der 
Menschenrechte in den Mittelpunkt der 
EU-Außenpolitik zu rücken; ist der 
Meinung, dass die EU aus Fehlern der 
Vergangenheit lernen muss, die sich 
anhand der Tatsache darlegen lassen, dass 
direkt nach Ausbruch des Bürgerkriegs in 
Libyen Verhandlungen über ein 
Rahmenabkommen mit Libyen im Gange 
waren, obwohl es Beweise für den Mord an 
1 200 Häftlingen im vorangehenden 
Jahrzehnt und für eine Litanei von Folter, 
gewaltsam verursachtem Verschwinden 
und außergerichtlichen Hinrichtungen gab;
betont, dass die Mittel, die aufgrund einer 
negativen Bewertung nicht den Ländern 
der Europäischen Nachbarschaft 
zugewiesen oder an diese überwiesen 
werden konnten, für andere Projekte zur 
Verfügung gestellt werden sollten, die in 
Partnerländern der Europäischen 
Nachbarschaft – sowohl in der Südlichen 
als auch in der Östlichen Dimension –



PE480.864v01-00 212/216 AM\891547DE.doc

DE

durchgeführt werden;

Or. en

Änderungsantrag 328
Raimon Obiols

Entschließungsantrag
Ziffer 84

Entschließungsantrag Geänderter Text

84. erkennt infolge des Arabischen 
Frühlings die Konzentration auf 
individuelle „Bottom-up“-Ansätze und die 
Notwendigkeit an, die Achtung der 
Menschenrechte in den Mittelpunkt der 
EU-Außenpolitik zu rücken; ist der 
Meinung, dass die EU aus Fehlern der 
Vergangenheit lernen muss, die sich 
anhand der Tatsache darlegen lassen, dass 
direkt nach Ausbruch des Bürgerkriegs in 
Libyen Verhandlungen über ein 
Rahmenabkommen mit Libyen im Gange 
waren, obwohl es Beweise für den Mord an 
1 200 Häftlingen im vorangehenden 
Jahrzehnt und für eine Litanei von Folter, 
gewaltsam verursachtem Verschwinden 
und außergerichtlichen Hinrichtungen gab;

84. erkennt infolge des Arabischen 
Frühlings die Konzentration auf 
individuelle „Bottom-up“-Ansätze und die 
Notwendigkeit an, die Achtung der 
Menschenrechte in den Mittelpunkt der 
EU-Außenpolitik zu rücken; ist der 
Meinung, dass die EU aus Fehlern der 
Vergangenheit lernen muss, die sich 
anhand der Tatsache darlegen lassen, dass 
direkt nach Ausbruch des Bürgerkriegs in 
Libyen Verhandlungen über ein 
Rahmenabkommen mit Libyen im Gange 
waren, über die das Europäische 
Parlament nicht ausreichend informiert 
wurde, obwohl es Beweise für den Mord 
an 1 200 Häftlingen im vorangehenden 
Jahrzehnt und für eine Litanei von Folter, 
gewaltsam verursachtem Verschwinden 
und außergerichtlichen Hinrichtungen gab;

Or. es

Änderungsantrag 329
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 87 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

87a. besteht darauf, dass es notwendig ist, 
dass die Europäische Union und die 
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Mitgliedstaaten der Lage der 
Menschenrechte in der Westsahara 
besondere Aufmerksamkeit widmen; weist 
darauf hin, dass jegliche Form der 
Besatzung, vor allem in Palästina und in 
der Westsahara, durch die internationale 
Gemeinschaft entschieden angeprangert 
werden muss;

Or. fr

Änderungsantrag 330
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 89 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

89a. zeigt sich besonders über die 
Verschärfung der Lage in der Türkei und 
die Zunahme von Repressionen gegen 
Menschenrechtsaktivisten und 
Oppositionsangehörige, darunter 
gewählte Volksvertreter, 
Gewerkschaftsvertreter, Journalisten und 
Künstler, und insbesondere gegen die 
kurdische Gemeinschaft beunruhigt;

Or. fr

Änderungsantrag 331
Konrad Szymański

Entschließungsantrag
Ziffer 90

Entschließungsantrag Geänderter Text

90. unterstützt das von der Hohen 
Vertreterin entwickelte Konzept der „tiefen 
Demokratie“; bedauert, dass 
Diskriminierungs- und 
Geschlechtergleichstellungskriterien in 

90. unterstützt das von der Hohen 
Vertreterin entwickelte Konzept der „tiefen 
Demokratie“, das Maßnahmen und 
Benchmarks integrieren sollte, um zu 
gewährleisten, dass es eine klare



PE480.864v01-00 214/216 AM\891547DE.doc

DE

diesem Konzept nicht berücksichtigt 
werden; fordert den EAD nachdrücklich 
dazu auf, Anti-Diskriminierungs-
Maßnahmen und -Benchmarks zu
integrieren, um zu gewährleisten, dass es 
eine klare Ausrichtung auf Frauenrechte 
und gleichberechtigte politische Teilhabe 
gibt;

Ausrichtung auf die folgenden Freiheiten 
und Themen gibt, nämlich die 
Gewissensfreiheit, die Religions- und 
Gedankenfreiheit, die Meinungsfreiheit 
und die Versammlungsfreiheit,
Frauenrechte und gleichberechtigte 
politische Teilhabe;

Or. en

Änderungsantrag 332
Richard Howitt

Entschließungsantrag
Ziffer 90

Entschließungsantrag Geänderter Text

90. unterstützt das von der Hohen 
Vertreterin entwickelte Konzept der „tiefen 
Demokratie“; bedauert, dass 
Diskriminierungs- und 
Geschlechtergleichstellungskriterien in 
diesem Konzept nicht berücksichtigt 
werden; fordert den EAD nachdrücklich 
dazu auf, Anti-Diskriminierungs-
Maßnahmen und -Benchmarks zu 
integrieren, um zu gewährleisten, dass es 
eine klare Ausrichtung auf Frauenrechte
und gleichberechtigte politische Teilhabe 
gibt;

90. unterstützt das von der Hohen 
Vertreterin entwickelte Konzept der „tiefen 
Demokratie“; bedauert, dass 
Nichtdiskriminierungs- und 
Geschlechtergleichstellungskriterien in 
diesem Konzept nicht berücksichtigt 
werden; fordert den EAD nachdrücklich 
dazu auf, Anti-Diskriminierungs-
Maßnahmen und -Benchmarks zu 
integrieren, um zu gewährleisten, dass es
eine klare Ausrichtung auf die Rechte von 
Frauen und Minderheiten, 
gleichberechtigte Bürgerschaft und
gleichberechtigte politische Teilhabe gibt;

Or. en

Änderungsantrag 333
Fiorello Provera, Lorenzo Fontana

Entschließungsantrag
Ziffer 94
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Entschließungsantrag Geänderter Text

94. erkennt an, dass die Mitteilung die 
Notwendigkeit akzeptiert, dass alle 
Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung 
in voller Übereinstimmung mit den 
internationalen Menschenrechten, dem 
humanitären Völkerrecht und dem 
Flüchtlingsrecht auszuführen sind; betont, 
dass dieses Prinzip Gegenstand aller 
Diskussionen sein muss, die innerhalb der 
EU und mit Partnern in Drittländern über 
neue Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Terrorismus geführt werden; glaubt, dass 
die EU zusammen mit strategischen 
Partnern alle Beispiele für nicht 
ordnungsgemäße Maßnahmen zur 
Terrorismusbekämpfung aufzeigen und 
Rechenschaftspflicht innerhalb und 
außerhalb der EU anstreben muss; 
bekräftigt, dass die Anti-Terror-Politik der 
EU ausdrücklich auf das absolute Verbot 
von Folter im Kontext der 
Terrorbekämpfung hinweisen sollte, wie in 
den Schlussfolgerungen des Rates vom 29. 
April 2008 anerkannt;

94. erkennt an, dass die Mitteilung die 
Notwendigkeit akzeptiert, dass alle 
Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung 
in voller Übereinstimmung mit den 
internationalen Menschenrechten, dem 
humanitären Völkerrecht und dem 
Flüchtlingsrecht auszuführen sind; betont, 
dass dieses Prinzip Gegenstand aller 
Diskussionen sein muss, die innerhalb der 
EU und mit Partnern in Drittländern über 
neue Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Terrorismus geführt werden; bekräftigt, 
dass die Anti-Terror-Politik der EU 
ausdrücklich auf das Verbot von Folter im 
Kontext der Terrorbekämpfung hinweisen 
sollte, wie in den Schlussfolgerungen des 
Rates vom 29. April 2008 anerkannt;

Or. en

Änderungsantrag 334
Marie-Christine Vergiat

Entschließungsantrag
Ziffer 97

Entschließungsantrag Geänderter Text

97. ist der Ansicht, dass es Teil des 
Aufbaus einer echten 
Menschenrechtskultur und Demokratie ist, 
dass auch die Rolle von 
Ländersachbearbeitern und Arbeitsgruppen 
des Rates und die Bedeutung der Strategie 
für deren tägliche Arbeit geprüft werden 
müssen;

97. ist der Ansicht, dass es Teil des 
Aufbaus einer echten 
Menschenrechtskultur und Demokratie, 
insbesondere mittels Erziehung zu 
demokratischer Staatsbürgerschaft und zu 
Menschenrechten, ist, dass auch die Rolle 
von Ländersachbearbeitern und 
Arbeitsgruppen des Rates und die 
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Bedeutung der Strategie für deren tägliche 
Arbeit geprüft werden müssen;

Or. fr


